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Profite mit Bildung 

Die Gründer von Microsoft, Facebook und Ebay 
versuchen in Afrika Profite mit der Bildung der 
Ärmsten zu machen. 
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Nicht verzetteln 

Die SDAJ bereitet sich auf ihren 23. Bundeskon¬ 
gress vor. Sie will ihre Verankerung in Betrieb und 
Schule stärken. 
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Thema der Woche 


Brecht zu ehren 

Vor 120 Jahren, genau am 10. Februar 1898 
wurde Bertolt Brecht in Augsburg geboren. 
Revolutionär seine Haltung, wegweisend seine 
Auffassung von Theaterpraxis. Uns liegt sein 
umfangreiches Werk vor, zum Vergnügen und 
zu Nutzen. Fragment geblieben ist seine po¬ 
etische Arbeit zum „Kommunistischen Mani¬ 
fest“ , Jenny Farrell stellt den Text vor und er¬ 
läutert ihn. Das Theater Oberhausen hat eine 
lange Tradition in der Aufführung seiner Stü¬ 
cke, das „Weber-Herzog-Theater“ stellte in 
Wuppertal seine Arbeit „Frau Kapital trifft Dr. 
Marx“ unter großem Beifall vor. 

Seiten 11 und 13 


Runter und rauf 


Tarifabschluss in der Metall- und Elektroindustrie - Arbeitszeit wird flexibler 



Streikauftakt bei Schwing in Herne am 2. Februar 


A uf einmal ging alles ganz schnell: 
Bereits am Montag einigten sich 
IG Metall und Arbeitergeber im 
Pilotbezirk Baden-Württemberg auf ei¬ 
nen Abschluss in der Tarifrunde für die 
Beschäftigten der Metall- und Elektro¬ 
industrie. Vereinbart wurde eine Lohn¬ 
erhöhung von 4,3 Prozent für das ers¬ 
te Jahr. Im zweiten gibt es neben einer 
Einmalzahlung von 400 Euro statt ei¬ 
ner Lohnerhöhung ein „tarifliches Zu¬ 
satzgeld“ von 27,5 Prozent eines Mo¬ 
natslohns pro Jahr. Als Wahloption 
kann diese in acht freie Tage für die 
Pflege von Angehörigen, Kindererzie¬ 
hung oder für Schichtdienstarbeiter 
umgewandelt werden. Mit 27 Monaten 
wurde für den Tarifvertrag eine beson¬ 
ders lange Laufzeit vereinbart. 

„Flexibilität ist nicht länger ein 
Privileg der Arbeitgeber“ hieß es von 
der IG Metall zu diesem Abschluss. 
Tatsächlich wird die Arbeitszeit für 
beide Seiten flexibilisiert: Alle Voll- 


„Der Wille, dass es klappt, der ist 
da“, erklärte SPD-Generalsekretär 
Lars Klingbeil am Montagabend. Die 
stellvertretende CDU-Vorsitzende 
Julia Klöckner und der schleswig¬ 
holsteinische Ministerpräsident Da¬ 
niel Günther (CDU) rechneten auch 
damit, dass man sich - spätestens am 
Dienstagabend - auf einen Koalitions¬ 
vertrag einigen würde. 

Andrea Nahles hatte auf dem 
Sonderparteitag der SPD am 21. Ja¬ 
nuar den Delegierten noch verspro¬ 
chen, man werde verhandeln, bis es 
„quietscht“. Davon blieb nicht viel. 
Zwar wurde in den letzten Tagen jedes 
Fitzelchen der Koalitionsverhandlun¬ 
gen als Erfolg der SPD verkauft, um 
die eigene Basis vor der Abstimmung 
über den Koalitionsvertrag noch vom 
Sinn einer Regierungsbeteiligung zu 
überzeugen, aber die Argumente sind 
spärlich. Familiennachzug für subsidi¬ 
är Geschützte, Klima- und Umweltpo¬ 
litik (Klimaziele, Fahrverbote, Glypho- 


zeit-Beschäftigten mit mehr als zwei 
Jahren Betriebszugehörigkeit erhal¬ 
ten ab 2019 einen Anspruch auf eine 
reduzierte Arbeitszeit von bis zu 28 
Stunden pro Woche für maximal 24 
Monate. Allerdings muss diese von 
den Beschäftigten komplett aus der 
eigenen Tasche bezahlt werden. Auf 
der anderen Seite steht eine weitere 
Aufweichung der 35-Stunden-Woche: 
Der Kapitalseite wird ermöglicht, mit 
deutlich mehr Beschäftigten als bisher 
40-Stunden-Verträge abzuschließen. 

In der vergangenen Woche streik¬ 
ten bundesweit 500 000 Kolleginnen 
und Kollegen der IG Metall in 280 Be¬ 
trieben ganztägig, nachdem sich die 
Arbeitgeber bei den Tarifverhandlun¬ 
gen quergestellt hatten (siehe Seite 3). 
Diese ganztägigen Warnstreiks - die 
in gewerkschaftlich gut organisierten 
Betrieben durchgeführt wurden - hat¬ 
te die Gewerkschaft langfristig vor¬ 
bereitet. Entsprechend selbstbewusst 


sat), Mietenpolitik und sozialer Woh¬ 
nungsbau - wenn es überhaupt gewollt 
war, dann haben die SPD-Unterhänd- 
ler in all diesen Fragen nichts oder viel 
zu wenig erreicht. Bei der Rentenpoli¬ 
tik wurde die Einführung einer Grund¬ 
rente beschlossen - eine „Sozialhilfe 
plus“ wie Ulrich Schneider vom Paritä¬ 
tischen Gesamtverband kommentier¬ 
te. Außerdem: Ein Koalitionsvertrag 
ist das Eine, dessen Umsetzung eine 
noch ganz andere Sache. 

Ob man sich in den letzten Ver¬ 
handlungsstunden im Hinblick auf 
die SPD-Forderung zur deutlichen 
Einschränkung „sachgrundloser Be¬ 
fristungen“ oder in Fragen der Ge¬ 
sundheitspolitik geeinigt hat, war bis 
Redaktionsschluss nicht nach außen 
gedrungen. Verhandelt wurde u.a. 
auch über den künftigen Umgang mit 
Rüstungsexporten und die Ausgaben 
für die Bundeswehr. 

Im Zusammenhang mit dem Fami¬ 
liennachzug für subsidiär Geschütz¬ 


traten die Streikposten an den Fabrik¬ 
toren auf. 

Im Streiklokal in Osnabrück sagte 
der IG-Metall-Vertrauenskörperleiter 
bei VW, Achim Bigus, vor rund 2 000 
Kollegen: „Wir haben in Aktionen 
gezeigt und auch selbst erfahren, dass 
die Räder in der Wirtschaft nicht von 
selber rollen, wer sie am Laufen hält, 
und dass wir sie auch anhalten kön¬ 
nen. Das zeigen wir heute drei Schich¬ 
ten lang für 24 Stunden. Wenn wir das 
einmal hingekriegt haben, dann muss 
das nicht das letzte Mal gewesen sein.“ 
Wie gut der Warnstreik funktionier¬ 
te, zeigte sich auch in Hinblick auf die 
Fremdfirmen, die auf dem Gelände 
bei VW tätig sind. Viele der dort Be¬ 
schäftigten hatten aufgrund des Warn¬ 
streiks ohnehin nichts zu tun, wer den¬ 
noch arbeiten musste, ließ das Licht 
im Büro aus, um sich nach außen soli¬ 
darisch zu zeigen mit den streikenden 
VW-Kollegen. 


te (nur mit eingeschränkten Flücht¬ 
lingsrechten) sind die SPD-Vertreter 
jedenfalls schon mal fast vollständig 
auf Unionslinie eingeschwenkt. Und 
so konnte am Donnerstag der vorigen 
Woche eine Mehrheit im Bundestag 
ein Gesetz beschließen, mit dem der 
Familiennachzug bis Juli ausgesetzt 
wird. „Pro Asyl“ sprach danach von 
„Gnadenrecht“, das an die Stelle eines 
Grundrechts tritt. Die von der SPD 
nachverhandelte Härtefallregelung 
sei bislang ein ungedeckter Scheck. 

Die Gegner einer Großen Koaliti¬ 
on in der SPD reagieren bislang nicht 
oder nur sacht auf die bisherigen Ver¬ 
handlungsergebnisse. „NoGroKo“ ist 
offenbar ihr kleinster gemeinsamer 
Nenner. Allein der Juso-Vorsitzende 
Kühnert formulierte in der Sendung 
„Berlin direkt“ etwas vage: Was bisher 
ausgehandelt wurde, bestehe aus „vie¬ 
len schrägen Kompromissen.“ SPD und 
Union hätten „ein Sammelsurium von 
Kompromissen und Prüfaufträgen“ er- 


Völlig ungeklärt ist, wie es mit der 
von der IG Metall geforderten An¬ 
gleichung der Arbeitszeit in den ost¬ 
deutschen Bundesländern weitergeht. 
Hier hatte die IG Metall die 35-Stun- 
den-Woche zur Forderung erhoben, 
auch weil die übergroße Mehrheit 
der Beschäftigten im Osten dahinter 
steht. Nun empfiehlt die IG Metall 
erst einmal die Übernahme des Pi¬ 
lotabschlusses aus Baden-Württem¬ 
berg, unmittelbar danach sollen die 
Gespräche über den Prozess der An¬ 
gleichung an die 35-Stunden-Woche 
geführt werden Das wären dann al¬ 
lerdings Verhandlungen während der 
laufenden Friedenspflicht. Dass die 
IG Metall durch Streiks Druck auf¬ 
bauen kann, hat sie in der vergange¬ 
nen Woche eindrucksvoll bewiesen. 
Ohne das Druckmittel Streik wird 
eine Arbeitszeitverkürzung in den 
ostdeutschen Bundesländern so bald 
nicht zu erreichen sein. Lars Mörking 


arbeitet, bei dem die großen Schritte 
ausgeblieben seien. Als Beispiel nann¬ 
te Kühnert die Rente, bei der kein zu¬ 
kunftssicheres Konzept erkennbar sei. 
Und in einer Petition, die am Wochen¬ 
ende startete, bittet das bundesweite 
Bündnis aus #NoGroKo! und „DL21 - 
Forum Demokratische Linke in der 
SPD“ den SPD-Vorstand in der Partei 
lediglich darum, für „faire und ausge¬ 
wogene Debatten der Ergebnisse der 
Koalitionsverhandlungen“ zu sorgen. 
Regionalkonferenzen müssten neutral 
moderiert werden, beide Lager gleich¬ 
berechtigt zu Wort kommen. 

Mittlerweile erlebt die SPD eine 
Eintrittswelle. Allein in NRW wurden 
im Januar 3 800 Online-Anträge auf 
SPD-Mitgliedschaft registriert, davon 
allein 3 600 seit dem Sonderparteitag. 
Hinzu kamen Anträge in Papierform. 
Ähnliches erlebten auch andere Lan¬ 
desverbände. In Berlin gab es seit Jah¬ 
resbeginn mehr als 1 000 Eintritte. 

Nina Hager 


1818 Marx 2018 



Gleichzeitig, und ganz unab¬ 
hängig von der allgemeinen 
Fron, die das Lohnsystem 
einschließt, sollte die Ar¬ 
beiterklasse die endgültige 
Wirksamkeit dieser tagtäg¬ 
lichen Kämpfe nicht über¬ 
schätzen. Sie sollte nicht ver¬ 
gessen, dass sie gegen Wir¬ 
kungen kämpft, nicht aber 
gegen die Ursachen dieser 
Wirkungen; dass sie zwar die 
Abwärtsbewegung verlang¬ 
samt, nicht aber ihre Rich¬ 
tung ändert; dass sie Pallia¬ 
tivmittel anwendet, die das 
Übel nicht kurieren. Sie soll¬ 
te daher nicht ausschließ¬ 
lich in diesem unvermeidli¬ 
chen Kleinkrieg aufgehen, 
der aus den nie enden wol¬ 
lenden Gewalttaten des Ka¬ 
pitals oder aus den Markt¬ 
schwankungen unaufhörlich 
hervorgeht. Sie sollte begrei¬ 
fen, dass das gegenwärtige 
System bei all dem Elend, 
das es über sie verhängt, zu¬ 
gleich schwanger geht mit 
den materiellen Bedingun¬ 
gen und den gesellschaft¬ 
lichen Formen, die für eine 
ökonomische Umgestaltung 
der Gesellschaft notwendig 
sind. Statt des konservati¬ 
ven Mottos: „Ein gerechter 
Tagelohn für ein gerechtes 
Tagewerk!“, sollte sie auf ihr 
Banner die revolutionäre Lo¬ 
sung schreiben: „Nieder mit 
dem Lohnsystem!“ 

Karl Marx, Lohn, Preis, Profit 


Nein zum Krieg! 

Im Februar versammeln sich wieder 
Politiker, Militärs und Rüstungsin¬ 
dustrie zur sogenannten „Münch¬ 
ner Sicherheitskonferenz“ im Hotel 
Bayerischer Hof. Das Aktionsbünd¬ 
nis gegen die NATO-Sicherheits- 
konferenz ruft zu einer Großde¬ 
monstration und einer Menschen¬ 
kette am Samstag, 17. Februar,ab 13 
Uhr am Stachus/Karlsplatz auf. 
Mehr Informationen unter sicher- 
heitskonferenz.de und dkp-muen- 
chen.de. 


Nichts oder viel zu wenig 

Koalitionsverhandlungen vor dem Ende 
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Aktien schwach 

Der Index der New Yorker Bör¬ 
se Dow Jones hat am vergangenen 
Montag mit einem Minus von 4,6 
Prozent seinen schwärzesten Tag seit 
sechseinhalb Jahren verbucht. Zeit¬ 
weise hatte er bis zu 6,25 Prozent 
verloren und notierte auf nur noch 
23 924 Punkten. Damit verlor er an 
nur einem einzigen Handelstag bis 
zu 1600 Punkte. Noch am 26. Januar 
hatte er mit 26 616 Punkten ein Re¬ 
kordhoch verzeichnet. An der Börse 
war von einem regelrechten „Aus¬ 
verkauf“ die Rede. Es gebe Befürch¬ 
tungen, die steigenden Zinsen vor al¬ 
lem in den USA könnten Aktien im 
Verhältnis zu Anleihen unattraktiver 
machen. 

(Kommentar S.9) 

Bitcoin billiger 

Bitcoin verliert weiter rapide an Wert. 
Am vergangenen Dienstag fiel die di¬ 
gitale Pseudowährung auf der großen 
Handelsplattform Bitstamp erstmals 
seit November 2017 unter 6000 Dol¬ 
lar. Verglichen mit Montag ergibt sich 
ein Kursrückgang von rund 15 Pro¬ 
zent. Seit Jahresbeginn hat der Bit¬ 
coin mehr als die Hälfte seines Werts 
verloren. Der Bitcoin hatte erst Mitte 
Dezember ein Rekordhoch von fast 
20 000 Dollar erreicht. 

Konjunktur brummt 

Deutschland und die gesamte Eu- 
ro-Zone sind konjunkturell mit 
Schwung ins Jahr gestartet. Dies 
geht aus der Januar-Umfrage des 
Instituts IHS Markit unter rund 
5000 Unternehmen hervor. Der In¬ 
dex der Einkäufer, der Industrie und 
Dienstleister zusammenfasst, stieg 
im Januar um 0,7 auf 58,8 Punkte. Er 
liegt damit weit jenseits der Wachs¬ 
tumsschwelle von 50 Zählern. Laut 
Markit-Chef Ökonom Chris William- 
son signalisiert das Barometer das 
stärkste Wirtschaftswachstum seit 
Juni 2006. „Sollte der Index dieses 
Niveau im Februar und März hal¬ 
ten, würde die Euro-Zone im ersten 
Quartal um annähernd ein Prozent 
zum Vorquartal wachsen“, so der 
Markit-Experte. Auch in Deutsch¬ 
land brummt das Geschäft. Das 
Markit-Barometer für die gesam¬ 
te Privatwirtschaft stieg um 0,1 auf 
59,0 Punkte und markiert damit den 
höchsten Stand seit fast sieben Jah¬ 
ren. 

Mindestlohn könnte 
2019 steigen 

Der gesetzliche Mindestlohn, der 
derzeit 8,84 Euro beträgt, dürfte 
2019 erstmals auf mehr als neun Euro 
klettern. Grund dafür: Der Index 
der monatlichen Stundenverdienste 
ist nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes von Dezember 2015 
bis Dezember 2017 um 4,8 Prozent 
gestiegen. An diesem sogenannten 
Tarifindex orientiert sich die Min¬ 
destlohnkommission, die über die 
Höhe der gesetzlichen Lohnunter¬ 
grenze entscheidet. Aufgrund der 
Zahlen zeichnet sich ab, dass die ge¬ 
setzliche Lohnuntergrenze auf 9,19 
Euro steigen dürfte. 

Tarifvertrag TK gebilligt 

Die Mitglieder der IG Metall an den 
deutschen Thyssen-Krupp-Steel-Eu- 
rope-Standorten haben am vergan¬ 
genen Dienstag den Tarifvertrag im 
Falle einer Fusion des Konzerns mit 
dem indischen Unternehmen Tata 
gebilligt. An der Abstimmung betei¬ 
ligten sich 71,3 Prozent der Mitglie¬ 
der, 92,2 Prozent davon stimmten für 
den Tarifvertrag. 

Bei BP läuft‘s gut 

Im Zuge der Rekordproduktion von 
Öl und Gas hat sich der Gewinn bei 
BP (früher British Petrol) im abge¬ 
laufenen Jahr im Vergleich zu 2016 
auf 6,2 Mrd. Dollar mehr als verdop¬ 
pelt. Die Erschließung sieben neuer 
Öl- und Gasfelder trieb die Produk¬ 
tion im vergangenen Jahr um zwölf 
Prozent auf 2,47 Mio. Barrel pro Tag. 
Fünf weitere Projekte sollen in die¬ 
sem Jahr folgen. Damit lässt einer 
der fünf größten Erdölkonzerne der 
Welt die schwierigen Jahre mit einem 
Preisverfall am Ölmarkt und der Ka¬ 
tastrophe um die Bohrinsel Deep wa¬ 
ter Horizon hinter sich. 


Stabilität in Gefahr 


Schäubles Währungsfonds soll nach Unionsrecht regiert werden 


D ass die Stabilität der Währung 
stets in Gefahr ist, wissen alle 
verantwortlichen Bundesban¬ 
ker und höheren Beamten im Berli¬ 
ner Finanzministerium. Aber weiß es 
auch Peter Altmaier (oder wer sonst 
auf dem Stuhl des deutschen Finanz¬ 
ministers Platz nimmt)? Die Ergeb¬ 
nisse der Sondierungsgespräche ha¬ 
ben die Zweifel genährt. Unter den 
Bundestagsabgeordneten der CDU 
entstand Unruhe. Eine Abgeordnete 
soll in der Fraktionssitzung sogar der 
Kanzlerin Fragen gestellt haben und 
sie mit einem Zitat von Professor Ot¬ 
mar Issing genervt haben. Es lautet, 
die Sondierungsergebnisse müsse man 
als „Abschied von der Vorstellung ei¬ 
ner auf Stabilität gerichteten europäi¬ 
schen Gemeinschaft verstehen.“ Issing 
ist nicht irgendwer. Der Professor aus 
Würzburg hatte sich 1999 vom Chef¬ 
volkswirt der Deutschen Bundesbank 
zum Chefvolkswirt der Europäischen 
Zentralbank wandeln lassen und hat 
in dem nun größeren Deutschland, der 
Eurozone, die Preisstabilität nicht nur 
definiert (knapp unter 2 Prozent Infla¬ 
tion) sondern sie auch hergestellt. 

Herbeiführung von Stabilität ist 
und war für Issing stets gleichbedeu¬ 
tend mit geringen Staatsausgaben. Eine 
Geld- und Kreditblase störte da nicht, 
ebensowenig wie der diesen Blasen 
folgende Finanz-Crash. Deshalb berät 
Professor Issing seit seiner Pensionie¬ 
rung auch nicht nur (kostenlos) Frau 
Merkel, die CDU-Abgeordneten und 
alle anderen Deutschen, sondern auch 
(gegen nettes Entgelt) die wichtigste 
und sehr gut vernetzte New Yorker In¬ 
vestmentbank Goldman Sachs. 

EU-Europa verdankt Deutschland 
(und seinen großen Frauen und Män¬ 
nern wie Issing) die Einführung der 
Schuldenbremse. Sie wurde im De¬ 
zember 2011 als „Fiskalpakt“ beschlos¬ 
sen. Sie verbietet den EU-Staaten das 
Schuldenmachen. Das ist wahre Stabili¬ 
tät und zeigt, wie segensreich die Euro¬ 
krise sein kann. Nur dank dieser Krise 
gelang es den deutschen Stabilitätstüt¬ 
zen ihre Vorstellung von Tugend durch¬ 
zusetzen. In der Eurofinanzkrise galt 
kein Firlefanz von gleichen Rechten 
der Einzelstaaten, da galt die Vorherr¬ 
schaft des größten Geldgebers. Welches 


Land zu welchen Konditionen Geld er¬ 
hielt, entschied - im Sinne Issings - der 
damalige Bundesfinanzminister Wolf¬ 
gang Schäuble. 

Nun ist Schäuble auf den Ehren¬ 
posten des Bundestagspräsidenten 
entrückt und wacht nicht mehr im Sin¬ 
ne Issings über deutsche Vorherrschaft 
und EU-Stabilität. Noch im Amt hat 
er seinen Nachfolgern aber den gro¬ 
ßen Gedanken überliefert, den ESM 
in einen IWF für und von Europa um¬ 
zuwandeln. Der ESM (ausgeschrieben 
Europäischer Stabilitätsmechanismus) 
ist ein Notkonstrukt, das die Finanzmi¬ 
nister der Eurozone geschaffen haben, 
um Kredite zur Vermeidung der un¬ 
kontrollierten Staatspleite ausreichen 
zu können. Das ist ganz ähnlich wie das, 
was der Internationale Währungsfonds 
(IWF) mit Sitz in Washington seit sei¬ 
ner Gründung auch macht. Der Unter¬ 
schied ist: Beim IWF sind die USA der 
größte Anteilseigner, beim ESM ist es 
Deutschland. Schäuble, so können wir 


mit Sicherheit annehmen, wollte an 
diesen Mehrheits- und Machtverhält¬ 
nissen im Zuge der Umwandlung des 
ESM in einen Euro-IWF nichts ändern. 
Er wollte lediglich dem Instrument, das 
sich in seiner Hand so bewährt hatte, 
Dauerhaftigkeit verleihen, um es auch 
jederzeit dafür verwenden zu können, 
vom Volk oder den Gewerkschaften in¬ 
stabil gemachte Schwachstaaten mittels 
Kredit gefügig zu machen. 

Nun taucht dieser Plan ganz offizi¬ 
ell in den Vereinbarungen zur GroKo 
auf und verursacht bei Professor Is¬ 
sing und einigen Bundestagsabgeord¬ 
neten Herzklopfen. Denn sie lesen im 
Sondierungspapier - nicht auszuden¬ 
ken, am Ende auch im Regierungspro¬ 
gramm: „Den Europäischen Stabili¬ 
tätsmechanismus (ESM) wollen wir zu 
einem parlamentarisch kontrollierten 
Europäischen Währungsfonds weiter¬ 
entwickeln, der im Unionsrecht ver¬ 
ankert sein sollte“ Parlamentarisch 
kontrolliert, damit wird man ja fer¬ 


tig. Aber unser Währungsfonds nach 
EU-Recht - das ist stark. Das hie¬ 
ße ja beinahe ein Land, eine Stimme. 
Die mühsam erkämpfte Vorherrschaft 
deutscher Stabilitätskultur geriete in 
Gefahr. Wir wissen auch, dass Martin 
Schulz diesen Satz im Auftrag des hin¬ 
terlistigen christdemokratischen Kom¬ 
missionspräsidenten Jean-Claude Jun¬ 
cker ins Sondierungspapier manipuliert 
hat. 

Wie sehr Frau Merkel schon der 
Gegenseite angehört, erkennt man da¬ 
ran, dass sie auf bittere Vorhaltungen 
spöttisch erwiderte, auch die EZB sei 
schließlich im Unionsrecht verankert 
und „gleichwohl unabhängig“. Ist ihr 
wohl entgangen, dass im Frankfurter 
EZB-Turm ein Italiener tückisch und 
diktatorisch die deutsche Stabilitäts¬ 
riege ausmanövriert? Diese wird wohl 
im Bundestag auf Hilfe von FDP und 
AfD bauen müssen, soll das stabile Va¬ 
terland nicht untergehen. 

Lucas Zeise 



Foto: ATTAC Berlin/flickr./CC BY-SA 2.0 
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ATTAC-Protest anlässlich der öffentlichen Anhörung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages zu ESM und 
Fiskalvertrag, Berlin, Mai 2012 


Bündnis macht mobil gegen die Fusion 

Monsanto-Braut besucht Bayer 



Öffentlichkeitswirksame Aktion zur Elefantenhochzeit von Bayer und Monsanto 
am 31. Januar 


Am 31. Januar wollte das Unternehmen 
Monsanto auf seiner Hauptversamm¬ 
lung weitere Vorbereitungen zur Ele¬ 
fantenhochzeit mit Bayer treffen. Das 
„Stopp Bayer/Monsanto!“-Bündnis 
nahm das zum Anlass, dem Leverku¬ 
sener Multi schon einmal die Braut zu 
präsentieren. Aus Sicherheitsgründen 
war dazu ein Feuerwehreinsatz nötig, 
denn die Auserkorene hatte gleich ihre 
Mit-Gift dabei: das laut WHO „wahr¬ 
scheinlich krebserregende“ Glyphosat, 
das berühmt-berüchtigte Agent Orange 
und das Baumwoll-Saatgut, das in Indi¬ 
en so viele Landwirte in den Tod treibt. 

Für Bayer trübt das die Anzie¬ 
hungskraft nicht. Im Gegenteil: Der 
Global Player erkennt darin eine Wahl¬ 
verwandtschaft, steht es mit seinem Le¬ 
benswandel doch ebenfalls nicht zum 
Besten. Die rund 40 Aktivistinnen und 
Aktivisten verwiesen darauf symbo¬ 
lisch, indem sie vor der Konzernzent¬ 
rale die letzte Biene zu Grabe trugen, 
niedergestreckt durch Pestizide des 
deutschen Agro-Konzerns. 

Auch der Trauzeuge stellte sich be¬ 
reits vor. Für diesen Posten hatte sich 
Landwirtschaftsminister Christian 
Schmidt (CSU) in Brüssel durch sei¬ 
ne Zustimmung zur Glyphosat-Zulas- 
sungsverlängerung qualifiziert, die dem 
Paar in spe die Aussicht auf eine noch 
praller gefüllte Familienkasse eröffne- 
te. Dezent im Hintergrund hielt sich 
hingegen der von Friedrich Merz ver¬ 
tretene Heiratsvermittler Blackrock, 


der die Partnerschaft mit eingefädelt 
hatte, da für ihn die Summe immer 
mehr ist als die einzelnen Teile. Der 
Vermögensverwalter besitzt nämlich 
große Aktienpakete sowohl von Bayer 
als auch von Monsanto und hat deshalb 
nichts von einer Konkurrenz der bei¬ 
den, aber viel von einem Zusammen¬ 
wachsen, denn Baysanto kann mit sei¬ 
ner Marktmacht die Preise und damit 
auch die Profite in die Höhe treiben. 

Zur Feier des Tages zeigte der Le¬ 
verkusener Multi entgegen seinen 


sonstigen Gepflogenheiten sogar etwas 
guten Willen und nahm die „Mit-Gift“ 
entgegen. Seinen Öffentlichkeitsarbei¬ 
ter Hans-Bernd Schmitz von der Ab¬ 
teilung für „Corporate Policy and Me¬ 
dia Relations“ hatte er für diesen Job 
ausersehen. Aber so sehr er sich mit 
seinen rhetorischen Wiederbelebungs¬ 
versuchen auch mühte: Die tote Biene 
vermochte er partout nicht wieder zum 
Leben zu erwecken. Ebenso erfolglos 
blieb sein Bemühen, die Mit-Gift durch 
Besprechen einer Gesundungskur zu 


unterwerfen. Und das Geschenk, das er 
der Hochzeitsgesellschaft überbrachte, 
war auch nicht dazu angetan, heilend 
zu wirken: Eine Märchensammlung im 
„Fakten statt Vorurteile“-Gewand, die 
Fabulöses über die segensreiche Kraft 
des agro-industriellen Komplexes für 
die ganze Menschheit enthielt. 

Aus dem Reich der Phantasie mit 
seinen guten deutschen und bösen US- 
amerikanischen Konzernen und Unter¬ 
nehmen, deren Mission die wundersa¬ 
me Brotvermehrung ist, leitete Jens 
Wegener von der Coordination gegen 
Bayer-Gefahren in seinem Schluss- 
Statement wieder in die harte Wirklich¬ 
keit über. Er ließ keinen Zweifel daran, 
dass sich hier die Richtigen gefunden 
hätten, sollte die Transaktion gelingen. 
„Dass die Fusion gestoppt wird“, weil 
die Vermählung von Bayer und Mon¬ 
santo die katastrophalen Folgen der 
vorehelichen Geschäftspraktiken noch 
zu potenzieren droht, forderte er aus 
diesem Grund. 

Und nach dem gelungenen Pro¬ 
test-Auftakt im neuen Jahr gab sich 
das „Stopp Bayer/Monsanto!“-Bünd¬ 
nis, dem unter anderem Imkerinnen, 
Vertreterinnen von ATTAC, FIAN, 
der Ökolandwirtinnen-Vereinigung 
IFOAM, der Kritischen Aktionärinnen 
und Aktionäre, der Pappnasen Rot¬ 
schwarz und anderer Gruppen ange¬ 
hören, auch zuversichtlich, dieses Ziel 
zu erreichen. 

Coordination gegen Bayer-Gefahren e.V. 















m unsere zeit 


Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 9. Februar 2018 


Alles steht! 



Streikauftakt bei Schwing in Herne am 2. Februar 


Neue Instrumente erprobt 

Hintergründe des Tarifkampfes der IG Metall 

Hunderttausende IG Metaller waren in der aktuellen Tarifrunde in Streiks ein¬ 
getreten. Darüber und auch über Probleme der gewerkschaftlichen Arbeit in den 
Betrieben der Branche sprach die UZ vor dem Tarifabschluss mit Jürgen Bäumer. 

Jürgen Bäumer ist Betriebsrats Vorsitzender eines mittelständischen Metallbetriebs 
in Ostwestfalen/Lippe und Mitglied des Parteivorstands der DKP 


UZ: Wie hast du bisher den Tarifkampf 
erlebt? 

Jürgen Bäumer: Trotz der bescheide¬ 
nen Wetterverhältnisse war die Unter¬ 
stützung aus den Belegschaften sehr 
gut. Dies gilt auch für die Forderung 
nach einer befristeten Verkürzung der 
Arbeitszeit. Die erste klassische Warn¬ 
streikwelle mit Arbeitsniederlegungen, 
Demonstrationen und zentralen Kund¬ 
gebungen war ein großer Erfolg. Auch 
die neuen 24-Stunden-Warnstreiks 
können nur als großer Erfolg bezeich¬ 
nen werden. Welche Auswirkungen 
dies allerdings auf die Gegenseite hat, 
kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht be¬ 
urteilt werden. 

UZ: Was ist das Besondere an diesem 
Tarifkampf der IG Metall? 

Jürgen Bäumer: Ich sehe da drei Punk¬ 
te: Da ist erst einmal die Forderung, in 
deren Zentrum auch die Arbeitszeit¬ 
verkürzung steht. Die Form dieser Ar¬ 
beitszeitverkürzung mag kritikwürdig 
sein, aber sie ist ein notwendiger Ein¬ 
stieg, damit die Diskussion über Ar¬ 
beitszeitverkürzung generell wieder 
aufgenommen wird. Ich sehe zum zwei¬ 
ten die Gefahr, dass mit der Aufkündi¬ 
gung des Manteltarifvertrags die Ge¬ 
genseite versucht, Bestimmungen des 
Manteltarifvertrages zu ihren Gunsten 
zu verändern. Der dritte Aspekt ist, 
dass sich die IG Metall seit 2015 ein 
neues Instrument des Arbeitskampfes 
geschaffen hat, der es ihr jetzt ermög¬ 
licht, ganztägige und mehrtägige Warn¬ 
streiks durchzuführen. In der Praxis 
sieht das so aus, dass auf Vorschlag der 
Ortsverwaltungen die Bezirks Verwal¬ 
tung der IG-Metall-Zentrale in Frank¬ 
furt die Betriebe meldet, die man in 
den Warnstreik rufen kann. In diesen 
Betrieben stimmen dann die IGM- 
Mitglieder darüber ab, ob sie für einen 
24-Stunden-Warnstreik sind. Wenn das 
mit einer Mehrheit unterstützt wird, 
kann es dann zu Arbeitskampfmaßnah¬ 
men kommen. Für diese Streiks würden 
dann reguläre Streikgelder gezahlt. 

UZ: Die Auseinandersetzung findet in 
einer Situation statt, in der die IG Metall 


vor lang wirkenden Problemen steht. 
Worin siehst du diese? 

Jürgen Bäumer: Obwohl die IG Metall 
ihre Mitgliederzahlen im Wesentlichen 
hält bzw. in einigen Bereichen es sogar 
zur Erhöhung der Zahlen kommt, sinkt 
die Tarifbindung der Betriebe. Große 
Betriebe, in denen wir als IG Metall 
gute Positionen haben, werden aufge¬ 
spalten, die Belegschaften reduziert. 
Andererseits haben wir neue Betriebe, 
die nicht tarifgebunden sind. 

Viele Tarifverhandlungen der ver¬ 
gangenen Jahre haben dazu geführt, 
dass die Ergebnisse in den Betrie¬ 
ben nachverhandelt werden. Konkret 
müssen da die Betriebsräte ran und 
das konkret umsetzten. Dabei muss 
man sich vor Augen führen, dass die 
Betriebsräte durch das Betriebsverfas¬ 
sungsgesetz gehemmt sind, sie dürfen 
nicht zu Arbeitsniederlegungen aufru- 
fen. Die Umsetzung von Tarifverträgen 
hängt zunehmend entscheidend davon 
ab, was die Betriebsräte daraus ma¬ 
chen bzw. ob es überhaupt Betriebs¬ 
räte gibt. Das wird in der aktuellen Ta¬ 
rifrunde deutlich: Die angestrebte Ar¬ 
beitszeitverkürzung müsste von den 
Betriebsräten umgesetzt werden. Das 
ist ein großes Problem. 

UZ: Welche Möglichkeiten siehst du, 
dem entgegenzusteuern? 

Jürgen Bäumer: Ein wichtiger Punkt 
ist, dass sich die IG Metall des Prob¬ 
lems der sinkenden Tarifbindung an¬ 
nimmt. Es gibt viele Betriebe, die sich 
quasi aus dem Nichts entwickelt ha¬ 
ben - ich denke da vor allem an die 
IT-Branche, aber auch im normalen 
Produktionsbereich -, die überhaupt 
keinen Betriebsrat haben. Die Wahl 
eines Betriebsrates ist aber der erste 
Schritt, um eine Bindung an die Ge¬ 
werkschaft hinzubekommen und auch 
an den Tarifvertrag. Die IG Metall hat 
darauf reagiert, in dem sie ein Projekt 
ins Leben gerufen hat, das sich kurz 
BoB nennt, das heißt Betriebe ohne 
Betriebsrat. Dort wurden erhebliche 
Ressourcen der IG Metall eingesetzt, 
zum Beispiel mit dem Einsatz Haupt¬ 
amtlicher, die sich um dieses Problem 


kümmern. Damit ist es einer beachtli¬ 
chen Anzahl von Betrieben gelungen, 
Betriebsräte in Unternehmen zu ins¬ 
tallieren. 

Es handelt sich dabei nicht nur um 
Kleinbetriebe, sondern um Betriebe 
mit mehreren hundert bis zu mehre¬ 
ren tausend Beschäftigten. 

Das zweite große Problem ist, wie 
sich Belegschaften in eine Tarifbin¬ 
dung führen lassen, die bisher keine 
Tarifbindung haben? Da muss man 
zuerst die Rolle des Betriebsrats und 
der Vertrauensleute kennen. 

Die klassische Präsenz der IG Me¬ 
tall in den Betrieben ist der Betriebs¬ 
rat, und die Politik der IG Metall ist 
fast ausschließlich auf die Betriebsräte 
ausgerichtet. Die Vertrauensleute füh¬ 
ren häuüg ein Schattendasein, werden 
darauf reduziert, bei bestimmten zen¬ 
tralen Anliegen wie der Vorbereitung 
von Betriebsratswahlen oder Tarifrun¬ 
den kurzfristig zu mobilisieren. Aber 
ansonsten werden sie nicht weiter be¬ 
achtet zu Gunsten des Betriebsrates. 
Das muss die IG Metall verändern. 
Die Vertrauensleutearbeit muss einen 
höheren Stellenwert haben. Natürlich 
sind die Ressourcen der IG Metall be¬ 
grenzt, wenn es darum geht, einen Be¬ 
trieb in die Tarifbindung zu bringen. 
Aus meiner persönlichen Erfahrung 
kann ich aber berichten, dass diese 
Unterstützung auch tatsächlich erfolgt, 
wenn da aussichtsreiche Chancen be¬ 
stehen. 

Dabei möchte ich aber auf einen 
Faktor aufmerksam machen, der häu¬ 
üg ausgeblendet wird, das ist der Fak¬ 
tor Angst. Der wirkt bei vielen Kolle¬ 
ginnen und Kollegen, unabhängig da¬ 
von, dass wir angeblich ja so eine gute 
Beschäftigungslage haben. Überall 
herrscht Fachkräftemangel, und so hät¬ 
ten die Beschäftigten ja eigentlich eine 
gute Ausgangsposition, um ihre For¬ 
derungen offensiv zu vertreten. Fakt 
ist, dass die hohe Beschäftigung auf 
einem sehr hohen Anteil von prekä¬ 
ren Arbeitsverhältnissen basiert, und 
in vielen Betrieben die Angst besteht, 
dass man seinen soeben gewonnenen 
Job, der auch häufig noch befristet ist, 
wieder verliert, wenn man offensiv 
die Positionen der IG Metall vertritt. 
Dem muss die Gewerkschaft einerseits 
Rechnung tragen, andererseits auch 
noch eine Menge Gehirnschmalz ent¬ 
wickeln, um diesen Kolleginnen und 
Kollegen die Angst zu nehmen. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Streikeindrücke bei Bosch 

Mittwochabend, 31. Januar, 22.00 Uhr: 
Große Streikversammlung bei Bosch in 
Stuttgart-Feuerbach, Beginn des Tages¬ 
streiks in der Nachtschicht. Ein großes 
Versammlungszelt ist aufgebaut, natür¬ 
lich auch ein Verpflegungszelt - heiße 
Getränke und Suppen, Chili con Carne 
und Börek - das tut gut bei der winter¬ 
lichen Kälte. Tausend Kolleginnen und 
Kollegen von Bosch und Coperion strö¬ 
men trotz heftigen Regens und später 
Stunde in die Zelte und auf den Vor¬ 
platz bei Tor 1. Der Bezirksleiter von 
Baden-Württemberg, Roman Zitzels- 
berger, ist vor Ort und hält die Rede. 
Im Zelt ist eine super Stimmung. Auf 
Bierbänken genießen die Streiken¬ 
den die wohlige Wärme im Zelt, das 
schummrige Licht, das enge Beieinan¬ 
dersein. Das Zusammengehörigkeits¬ 
gefühl ist wahrlich greifbar und geht 
durch und durch. Deutlich ist zu spüren, 
wie dieser Streik die Köpfe und Herzen 
ergreift und öffnet. Wir als Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten sagen dies 
gerne - es aber dann so zu erleben, ist 
an diesem Abend ein besonderes High¬ 
light. Die Atmosphäre lässt Erinnerung 
an den 84er Streik um die 35-Stunden- 
Woche hochkommen. Schon lange war 
so was nicht mehr erlebbar. Und es tut 
richtig gut. 

Auch die Sprache des Bezirkslei¬ 
ters ist an diesem Abend sehr radikal, 
er schimpft auf Südwestmetall, lobt die 
hohe Warnstreikbeteiligung von fast 
einer Million Metallerinnen und Me¬ 
tallern bundesweit und fast 300 000 in 
Baden-Württemberg. Er berichtet, dass 
überall bei allen Streikenden die Stim¬ 
mung gut ist und das neue Kampfins¬ 
trument großartig ist, wofür er tosen¬ 
den Beifall bekommt. Als er von der 
Klage seitens der Metallverbände ge¬ 
gen die IG Metall berichtet, sie als Be¬ 
leidigung der Beschäftigten bezeich¬ 
net, gibt es Gepfeife und Pfui-Rufe. 
Ein kleiner Funken Hoffung keimt in 
mir auf, dass die Gewerkschaftsführung 
in dieser Tarifrunde begriffen hat, dass 
die Sozialpartnerschaft uns nicht wei¬ 
terbringt. Die nächste Woche wird zei- 


Pro Monat 140 Euro mehr für alle Be¬ 
schäftigten und 100 Euro für alle Azu¬ 
bis bei einer Laufzeit von 12 Monaten - 
das ist die Forderung für die Köchinnen 
und Köche, Hotelfachleute, Restau¬ 
rantfachleute und Gastro-Beschäftig- 
ten für das Hotel- und Gaststättenge¬ 
werbe in Baden-Württemberg. Dort 
arbeiten 127 039 sozialversicherungs¬ 
pflichtig Beschäftigte sowie 141776 ge¬ 
ringfügig Beschäftigte. 

Der Durchschnittslohn bei Dienst¬ 
leistungen beträgt 4 145 Euro im Mo¬ 
nat, im Gastgewerbe ist er nicht einmal 
halb so hoch. Gerade mal 2 100 Euro 
werden hier durchschnittlich verdient. 
Der Arbeitgeberverband DEHOGA 
hat in der ersten Verhandlungsrunde 
gerade einmal 1,7 Prozent angeboten, 
nicht etwa für 12, sondern für 18 Mo¬ 
nate. Statt ein verhandlungsfähiges An¬ 
gebot vorzulegen, fordert DEHOGA 
eine Erhöhung der Arbeitszeit auf 12 
bis 13 Stunden pro Tag an bis zu sechs 
Tagen in der Woche. 

Umso wichtiger war der Protest am 
5. Februar auf der Messepiazza in Lein- 
felden-Echterdingen (Messe Stuttgart) 
bei der größten Gastronomiemesse IN- 
TERGASTRA, eine der wichtigsten in¬ 
ternationalen Fachmessen in Europa. 
Bei klirrender Kälte und eisigem Wind 
protestierten ca. 100 Gastro-Beschäf- 
tigten gegen das miese Angebot von 
DEHOGA und skandierten immer 
wieder lautstark: „140 mehr sind fair!“ 

Auch die Menükarte, die die Kol¬ 
leginnen und Kollegen an die Messe¬ 
besucher verteilten, hatte klare Aussa¬ 
gen. Unter dem Menü: „Auf besonde¬ 
re Empfehlung des DEHOGA - Spar 
Flambe 2018“ gab es als Hauptgericht 
„Ein Diät-Traum ... mit einem mage¬ 


gen, ob dieser Funken sich weiterent¬ 
wickelt oder wieder erlischt. 

Der Betriebsratsvorsitzende von 
Bosch Feuerbach, Frank Seil, freut 
sich, dass es gelungen ist, in nur drei 
Tagen die Streiks vorzubereiten. Er be¬ 
richtet, dass bereits 16 Schichten aus¬ 
gefallen sind, durch Warnstreiks, Früh¬ 
schlussaktionen und Ablehnung von 
Wochenendschichten. Auch die Un¬ 
terstützung der Angestellten sei so gut 
wie noch nie. Es gibt viele Buhrufe, als 
er über den Streit mit der Geschäftslei¬ 
tung über Teilzeitverträge in der Pro¬ 
duktion erzählt und über die Ableh¬ 
nung der Übernahme von Befristeten. 
Insgesamt 300 Befristete sollen auf die 
Straße gesetzt werden, 300 neue sollen 
dafür reingeholt werden. Seine Forde¬ 
rung nach Übernahme und Festeinstel¬ 
lungen wird mit tosendem Beifall quit¬ 
tiert - da spürt man den Zusammenhalt 
zwischen Stammbelegschaft und pre¬ 
kär Beschäftigten. 

Auch als die Delegationen aus 
Frankreich und Spanien begrüßt wer¬ 
den, gibt es viel Beifall und die Verbun¬ 
denheit der Kolleginnen und Kollegen 
bei Bosch über die Ländergrenzen hin¬ 
weg ist erlebbar. 

Am nächsten Tag finden noch zwei 
Streikversammlungen für die anderen 
Schichten im Zelt statt, auch da ist es 
gut gefüllt. Streikposten erzählen mir 
stolz am Donnerstag Mittag, dass die 
Produktion steht und selbst die Büros 
leer geblieben sind. Sie berichten von 
ihren „Tarif-Frühstücks“, die sie in den 
Abteilungen in der Frühstückspause 
über Wochen durchgeführt haben, um 
allen Kolleginnen und Kollegen die 
Forderungen zu erläutern und sie für 
die Streiks zu begeistern. 

Müde, aber glückliche Gesichter am 
Tor - die Nacht war kurz. Immer wie¬ 
der kommen Kolleginnen und Kollegen 
vorbei, um die Streikausweise für die 
Auszahlung des Streikgelds abzuho¬ 
len. Immer wieder die gleichen Nach¬ 
fragen: Wie läuft’s? Und immer wieder 
die stolzen Antworten: Alles steht! 

Christa Hourani 


ren Filet von 1,7 Prozent Lohnerhö¬ 
hung auf 18 Monate Laufzeit, welches 
das Einstiegsgehalt von Fachkräften 
mit abgeschlossener Berufsausbildung 
um schlanke 22,83 Euro erhöht.“ Als 
Dessert gab es: „ein saftiger Fachkräf¬ 
temangel auf den Punkt gegart und 
durch massive Lohnzurückhaltung 
und schlechte Arbeitsbedingungen 
abgeschreckt.“ Und als Digestif (Ver¬ 
dauungsschnaps) noch „Eine kräftige 
DEHOGA-Forderung nach legalen 13 
Stunden Höchstarbeitszeit begleitet 
von saftiger Lobbyarbeit in CDU und 
FDP.“ Aber es gab natürlich auch noch 
ein zweites Menü zur Auswahl - das 
der Gewerkschaft NGG. Da bestand 
das Hauptgericht aus „Faire Bezah¬ 
lung und damit 140 Euro mehr für alle 
Beschäftigten und 100 Euro mehr für 
alle Auszubildenden“. Und als Dessert 
„Mehr frische Kolleginnen und Kolle¬ 
gen, angelockt durch gute Arbeitsbe¬ 
dingungen anstelle von Personalman¬ 
gel, ausgebrannten Fachkräften und 
Leiharbeit.“ Das Digestif: „Schutz vor 
Altersarmut angerichtet mit einer ste¬ 
tigen Steigerung des Lohnniveaus ...“ 
Der DGB-Landes vor sitzende Mar¬ 
tin Kunzmann verurteilte die Angriffe 
auf das Arbeitszeitgesetz scharf, etwa 
dass die Ruhezeit von elf Stunden ab¬ 
geschafft werden solle. Er griff die Lan¬ 
desregierung an, dass sie für solche For¬ 
derungen auch noch Verständnis zeige. 
Er forderte außer besserer Bezahlung 
auch bessere Arbeitsbedingungen: 
„Hierzu gehört der Schutz der Beschäf¬ 
tigten vor Ausbeutung und überlangen, 
gesetzeswidrigen Arbeitszeiten. Verstö¬ 
ße gegen das Arbeitszeitgesetz müssen 
konsequent geahndet werden. 

Chou 


Protest auf Messepiazza 

NGG präsentiert Forderungen 
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„Man instrumentalisiert den Holocaust, 
um imperialistische Kriege zu rechtfertigen“ 


Verbindungen von transatlantischen Neokonservativen und völkischen Rechten nehmen zu 


Das „Projekt Kritische Aufklärung“ will mit einer Konferenz unter dem Titel „Zur 
Zeit der Verleumder“ den Missbrauch des Antisemitismusvorwurfs ideologiekri¬ 
tisch unter die Lupe nehmen. UZ interviewte Stephan Gehrig, einen Sprecher 
des Zusammenschlusses. 



UZ: Ihre Konferenz richtet sich gegen 
die „Instrumentalisierung von Juden, 
Judentum und der jüdischen Katastro¬ 
phe“ Wer instrumentalisiert diese denn 
und warum? 

Stephan Gehrig: Von neoliberalen 
und anderen Rechten, immer öfter 
aber auch von vermeintlichen Linken 
werden der Vorwurf des Antisemitis¬ 
mus oder die Erinnerung an die Shoah 
heute ins Feld geführt, um Kapitalis¬ 
muskritiker zum Schweigen zu brin¬ 
gen oder Migranten an den Pranger 
zu stellen. Man instrumentalisiert den 
Holocaust, um imperialistische Kriege 
zu rechtfertigen oder unterstellt Juden¬ 
feindschaft, um z.B. Araber und Mus¬ 
lime zu stigmatisieren. Um tatsächli¬ 
che Antisemitismus geht es also sel¬ 
ten - der Vorwurf dient vor allem als 
Herrschaftsinstrument, mit dem man 
Widerstand und Kritiker niederhalten 
will. 

UZ: Mit Verlaub, bagatellisieren Sie da¬ 
mit nicht antisemitische Bedrohung? 

Stephan Gehrig: Nein. Antisemitismus 
ist eine reale Gefahr, und sie trifft auch 
unsere jüdischen Genossen. Wogegen 
wir uns richten, ist die Vernebelung 
des Antisemitismusbegriffs, mit der er 
inflationär verramscht und zum Inst¬ 
rument bürgerlicher Disziplinierung 
funktionalisiert wird. Beispiele gibt 
es genug: Nehmen Sie Karl Lager¬ 
felds jüngste Äußerung über den an¬ 
geblichen Antisemitismus der Flücht¬ 
linge, die in den letzten Jahren nach 
Deutschland gekommen sind - das ist 


knallharter Rassismus, getarnt als Sor¬ 
ge um Juden. Oder die Kampagne ge¬ 
gen Jeremy Corbyn in Großbritannien, 
dessen „antisemitische“ Unterstützung 
der Palästinenser man gerade dann 
entdeckte, als er die Labour Party auf 
einen linken Kurs bringen wollte. Auch 
zionismuskritische und antizionistische 
Juden werden mittlerweile angegriffen 
und verleumdet. In München wird der 
Schauspielerin Nirit Sommerfeld ein 
israelkritischer Vortrag mit der Be¬ 
gründung untersagt, er könne antise¬ 
mitisch sein. Die Publizistin Jutta Dit- 
furth hat den israelischen Historiker 
und Marxisten Moshe Zuckermann als 
„antizionistischen Antisemiten“ zum 
Abschuss freigegeben, als er bei einer 
israelkritischen Konferenz in Frankfurt 
sprach. Spätestens da ist klar, dass es 
um ganz etwas anderes als um die Be¬ 
kämpfung von Judenhass geht. Leider 
wird das auch von vielen Linken und 
ihren Medien nicht begriffen. 

UZ: Wenn es nur vordergründig um die 
Verteidigung von Juden geht - worum 
dann? 

Stephan Gehrig: Um die Delegiti- 
mation von Opposition. Es ist eine 
im Kern antimarxistische Kampagne. 
Vor allem Kriegsgegnern hält man re¬ 
gelmäßig vor, man müsse mit militä¬ 
rischen Mitteln ein „zweites Ausch¬ 
witz“ verhindern. Linke und globali¬ 
sierungskritische Proteste etwa gegen 
die G20 diffamiert man als antisemi¬ 
tisch, weil sie sich gegen Treffen von 
Kapitalisten und politischen Funk¬ 
tionseliten richten und man sie als 


Zusammenkünfte darstellt, die glo¬ 
bale Ausbeutung organisieren - wo¬ 
mit man übrigens selbst der falschen 
Identifikation von Juden und Kapita¬ 
lismus aufsitzt. Und die regierungs¬ 
offizielle Gleichsetzung von Antizi¬ 
onismus und Antisemitismus wiede¬ 
rum soll jede Kritik der israelischen 
Regierungspolitik tabuisieren - man 
braucht Israel schließlich als geopo- 
litischen Vorposten der NATO-Wer- 
tegemeinschaft und will keine deut¬ 
schen Waffen-Deals gefährden. Es 
geht um die Durchsetzung transat¬ 
lantischer deutscher Staatsräson, der 
Juden bedient man sich dabei nur als 
Schutzschild. Diese Agenda bringt 
Rechte aller Couleur zusammen. 

UZ: Bei einer Kundgebung unter dem 
Motto „Berlin gegen Islamismus“ etwa 
demonstrierten jüngst Neokonservative, 


AfD-Mitglieder und sogenannte „An¬ 
tideutsche “ zusammen u. a. für den Aus¬ 
bau von Sicherheitsbehörden und die 
Ausweitung der „internationalen Ko¬ 
operation mit ausländischen Polizei- 
und Geheimdienstbehörden “ 

Stephan Gehrig: Die Verbindungen 
von transatlantischen Neokonser¬ 
vativen und völkischen Rechten aus 
Europa nehmen zu - der US-Neocon 
Daniel Pipes zum Beispiel unterhält 
beste Kontakte zu nationalistischen 
Rechten in Europa und unterstützt 
den Aufbau AfD-naher Vereine. Und 
bei Pro-Israel-Veranstaltungen gehen 
mitunter „Antideutsche“ mit Evan- 
gelikalen und anderen christlichen 
Rechten auf die Straße. Zusammen 
greifen sie dann Antiimperialisten 
und Palästina-Aktivisten an - manch¬ 
mal sogar physisch. 


UZ: Und Sie glauben, mit einer Konfe¬ 
renz kommen Sie dagegen an? 

Stephan Gehrig: Es geht zuerst einmal 
darum, die Angriffe zu analysieren und 
die ideologische Matrix, die ihnen zu¬ 
grunde liegt, auf den Begriff zu brin¬ 
gen. Wir werden Gegenstrategien dis¬ 
kutieren und wollen aussprechen, was 
hier eigentlich passiert. Dafür haben 
wir einige profilierte Redner gewinnen 
können. Natürlich ist die Auseinander¬ 
setzung dann nicht vorbei. Aber ich bin 
mir sicher, dass wir ein erstes, kraftvol¬ 
les Zeichen setzen können. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 

Konferenz „Zur Zeit der Verleumder“ 
u.a. mit Moshe Zuckermann, Rolf Be¬ 
cker, Esther Bejarano, Moshe Ma¬ 
chover, Ali Abunimah, Jackie Walker: 
10. Februar in Berlin. 


Rausgeworfen 

Flüchtlingshilfe Lippe vor dem Rausschmiss 


Falsche Freiheit 

ASten in NRW entsetzt über das neue Hochschulgesetz 



Die Zentrale Unterbringgungseinrich- 
tung Oerlinghausen ist seit Wochen in 
der Kritik. Ab März 2018 wird es hier 
keine unabhängige Beratung für Ge¬ 
flüchtete durch denVerein mehr geben. 
Nach Konflikten mit der Bezirksregie¬ 
rung Detmold und dem Flüchtlings¬ 
ministerium von Nordrhein-Westfalen 
(Minister Dr. Joachim Stamp, FDP) 
stellt sich der Verein, der Mitglied der 
Diakonie ist, auf ein Ende der Förde¬ 
rung durch das Land ein. Vier Mitarbei¬ 
tende werden dort aufhören müssen. 

„Unsere Beratung wird wohl als zu 
engagiert und unbequem wahrgenom¬ 
men, weil, wir haben auf bestehende 
Missstände hingewiesen“ so beschreibt 
Pfarrer Dieter Bökemeier, Co-Vorsit¬ 
zender der Flüchtlingshilfe Lippe seine 
Sicht der Gründe. „Die Perspektive un¬ 
seres Vereins ist klar auf das Recht der 
Geflüchteten ausgerichtet. Das Flücht¬ 
lingsministerium aber wirft Mitarbei¬ 
terinnen unseres Vereins Illoyalität 
gegenüber dem Land vor.“ Begründet 
wird dies u.a. mit der Benennung von 
Missständen in der Unterkunft durch 
eine Mitarbeiterin in einem WDR-Bei- 
trag. Der Versuch einer Klärung wurde 
von zuständiger Stelle bei der Bezirks¬ 
regierung Detmold erst gar nicht unter¬ 
nommen. Das Ministerium entschied 
ebenfalls einseitig und ohne Klärungs¬ 
versuch. 

Es ist dies wohl das erste Mal, dass 
das Land NRW so massiv in Personalent¬ 
scheidungen von unabhängigen Bera¬ 
tungsträgern eingreift. Der Verein sieht 
dahinter die Absicht, einen unbequemen 
Fürsprecher für die Geflüchteten hinaus 
zu drängen. Hintergrund des erhöhten 
Drucks auf die Verfahrensberaterinnen 
in der Einrichtung scheint auch die neue 
Ausrichtung der Asylpolitik von Land 


und Bund zu sein. Menschen mit ihnen 
zugesprochener „schlechter Bleibeper¬ 
spektive“ werden an einem Ort konzen¬ 
triert und unterliegen einem „beschleu¬ 
nigten Asylverfahren“. Hier steht nach 
Kritik vieler Flüchtlingsunterstützer die 
Förderung der Ausreise im Vordergrund, 
nicht mehr das Recht des Einzelnen auf 
ein faires Asylverfahren oder die Identi¬ 
fizierung und der Schutz von besonders 
verletzlichen Personen unter den Ge¬ 
flüchteten. 

Entsprechend erschwert sind auch 
die Bedingungen für die Flüchtlings¬ 
beratung und das Beschwerdemanage¬ 
ment. Letzteres war landesweit einge¬ 
führt worden, nachdem 2014 in Bur¬ 
bach Misshandlungen von Flüchtlingen 
bekannt geworden waren. In Oerling¬ 
hausen trugen über dieses Beschwerde¬ 
management die Bewohnerinnen eine 
Vielzahl an Beschwerden und Sorgen 
an die Flüchtlingshilfe Lippe e.V. he¬ 
ran. Sie nannten anhaltende Missstän¬ 
de in den Bereichen medizinische Be¬ 
handlung und psychologische Stabili¬ 
sierung, Versorgung mit Kleidung und 
Essen, Sicherheit und Schutz, Hygi¬ 


ene und Sauberkeit, Beschäftigungs¬ 
angebote sowie Kommunikation und 
Transparenz in der Einrichtung. „Uns 
ist aufgefallen, dass die gleichen Be¬ 
schwerden trotz der Weiterleitung an 
die zuständigen Stellen immer wieder 
bis zuletzt geäußert wurden“, so Andre¬ 
as Zuckmayer, der für das Beschwerde¬ 
management tätig war. 

Subjektiv ist der Eindruck entstan¬ 
den, dass es in der ZUE Oerlinghausen 
allgemein besonders viele Beschwer¬ 
den gab. Aber auch ein Vergleich der 
Beschwerdezahlen zwischen den ver¬ 
schiedenen Regierungsbezirken wäre 
wichtig, wird aber vom Ministerium für 
unnötig gehalten oder zumindest nicht 
veröffentlicht. 

„Als Flüchtlingshilfe Lippe e.V. 
werden wir weiter konsequent für die 
Rechte Geflüchteter einstehen. Das 
sehen wir als unsere Aufgabe. Wir su¬ 
chen auch noch nach der Möglichkeit, 
eventuell mit einem sehr kleinen eh¬ 
renamtlichen Beratungsangebot außer¬ 
halb der ZUE einige wenige Löcher zu 
stopfen“, so Pfarrer Bökemeier. 

Gretchen Kallenberg 


Die Allgemeinen Studierendenaus¬ 
schüsse der Hochschulen in NRW 
sind entsetzt über die vor Tagen vor¬ 
gestellten Eckpunkte zur Novellie¬ 
rung des Hochschulgesetzes durch 
das Ministerium für Kultur und Wis¬ 
senschaft NRW. Danach ist geplant, 
dass Anwesenheitspflichten wieder 
eingeführt werden, die demokratische 
Mitbestimmung an den Hochschulen 
eingeschränkt und die Vertretung der 
Belange der studentischen Hilfskräfte 
ersatzlos gestrichen wird. 

Hierzu äußert sich Imke Ahlen, 
l.AStA-Vorsitzende aus Köln: „Wir 
sind fassungslos über die geplante Ver¬ 
schlimmerung des Hochschulgesetzes. 
Anscheinend soll es einfach wieder wie 
bei der letzten schwarz-gelben Landes¬ 
regierung von vor zehn Jahren ausse- 
hen. Gerade die großen Fortschritte 
des Hochschulzukunftsgesetzes, die 
durch die Studierenden erkämpft wur¬ 
den, sollen wieder abgeschafft werden. 
Zum Beispiel dadurch, dass es künf¬ 
tig wieder Anwesenheitspflichten ge¬ 
ben soll.“ 

Die Abschaffung der Anwesen¬ 
heitspflichten war damals erstritten 
worden, um den Studierenden die Ei¬ 
genverantwortung für ihr Studium zu 
lassen und denen, die einem Neben¬ 
job nachgehen oder Kinder großzie¬ 
hen bzw. Verwandte pflegen müssen, 
mehr Freiräume zu ermöglichen. Deut¬ 
liche Kritik übt die Vorsitzende auch 
an den Darstellungen der Ministerin 
zu ihrem Kontakt mit Studierenden¬ 
vertretungen: „Angeblich hat die Mi¬ 
nisterin schon mit einigen ASten tele¬ 
foniert und viele Mails erhalten. Das 
überrascht uns nicht - wir mussten 
zahlreiche Mails schreiben, um über¬ 
haupt eine Antwort und ein Telefo¬ 


nat zu erreichen. In diesem Telefonat 
kamen wir kaum zu Wort, stattdessen 
jammerte die Ministerin über ihr ak¬ 
tuelles Arbeitspensum und offenbar¬ 
te eklatante Wissenslücken über die 
aktuelle Hochschulgesetzgebung, die 
wir dann auffüllen mussten. Sie ver¬ 
sprach zudem damals telefonisch, dass 
sie zu einem gemeinsamen Treffen der 
Landes-ASten-Treffen käme, um sich 
mit den Studierendenvertretungen in 
NRW auszutauschen. Dem ist sie bis 
heute nicht nachgekommen.“ 

Des weiteren ist geplant, die Mitbe¬ 
stimmung der nicht-professoralen Mit¬ 
glieder des Uni-Senats einzuschrän¬ 
ken, dabei soll auch die Verpflichtung 
gestrichen werden, die Interessen die¬ 
ser Mitglieder zu berücksichtigen. Die 
Ministerin stellt mit diesen Eckpunk¬ 
ten unter Beweis, dass sie vom In¬ 
nenleben einer Hochschule und den 
dort stattfindenden Prozessen keinen 
Schimmer hat. Ähnlich verhält es sich 
mit der Vertretung der Belange der 
studentischen Hilfskräfte, welche erst 
vor drei Jahren im Hochschulgesetz 
verankert worden sind. Sie überneh¬ 
men Aufgaben, die sonst ein Personal¬ 
rat erfüllt - nämlich die Vertretung der 
studentischen Hilfskräfte an der Hoch¬ 
schule. Für das Ministerium ist die Ver¬ 
tretung dieser Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ein Fremdkörper in der 
Interessenwahrnehmung der Personal¬ 
vertretung. Das würde bedeuten, dass 
die studentischen Hilfskräfte keinerlei 
Vertretung ihrer Interessen hätten. Die 
schwarz-gelbe Landesregierung ist zü¬ 
gig dabei, die Hochschulen nach dem 
Gusto der FDP und der Industrie um¬ 
zubauen, dazu gehört auch, dass Stu¬ 
dierende aus Nicht-EU-Ländern Stu¬ 
diengebühren zahlen sollen. UZ 
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Reserve hat kein’ Ruh’ 

Verband steuert über 100 000 Soldaten zur Bundeswehr bei 


D er Beitrag beim Verband der Re¬ 
servisten der Deutschen Bun¬ 
deswehr e.V. (VdRBw e.V.) mit 
Sitz in Bonn kostet 30 Euro - im Jahr. 
Der Verband beantwortet auf seinem 
„Hinweisblatt für die Abwicklung von 
Zuwendungen (Spenden)“ aber auch 
die Frage „Wie erhalten Sie die Spen¬ 
dengelder zurück?“ Der Monatsbei¬ 
trag (Normalbeitrag Stufe 3) der Deut¬ 
schen Friedensgesellschaft - Vereinigte 
Kriegsdienstgegnerinnen (DFG-VK) 
beträgt 10 Euro, für den Förderbeitrag 
kann auch mehr gezahlt werden. Der 
Vergleich zeigt: Echte Friedensarbeit 
ist nicht umsonst. Übrigens: Auch in der 
Hauptamtlichkeit unterscheidet sich die 
DFG-VK von dem VdRdBw e.V., der 
225 hauptamtliche Mitarbeiter, mehr 
als 3 000 Reservistenkameradschaften 
und 100 Geschäftsstellen zählt. 

Bei den Reservisten strömt die ei¬ 
gentliche Finanzierung wahrlich nicht 
primär aus den Mitgliedsbeiträgen des 
„Vereins“. Aus dem Einzelplan 14 (Titel 
685 01) des Bundeshaushalts kommen 
„Zuweisungen und Zuschüsse“ über 
1,53 Milliarden Euro in 2017. Darin ist 
auch der Topf für die Reservisten ent¬ 
halten. Dem Internet ist zu entnehmen, 
dass durch den Bundeshaushalt 2017 fol¬ 
gende Etatposten übernommen werden: 
100 Prozent der Personal- und Verwal¬ 
tungskosten und 17,5 Millionen Euro für 
Investitionen. 

Der Reservistenverband, 1960 ge¬ 
gründet, hat rund 115 000 Mitglieder. 
Die Spanne geht von „Schütze Arsch im 
letzten Glied“ bis zum Oberst der Re¬ 
serve Oswin Veith, Präsident des Reser¬ 
vistenverbandes. „Schütze Arsch“, so der 
Volksmund, hat Freude am Soldatenle¬ 
ben. Er ist nicht Subjekt großer Schlach¬ 
ten (Ausnahme: GroFaZ), sondern Ob¬ 
jekt und Opfer. Oswin Veith, seit dem 
20. August 2016 Präsident des Verban¬ 
des, war im Zivilberuf Regierungsrat, 
Bürgermeister in Butzbach, und seit 
2013 ist er Bundestagsabgeordneter der 
CDU. Er war stellvertretendes Mitglied 


im „Verteidigungsausschuss“ und im 
„Gemeinsamen Ausschuss“ (Notparla¬ 
ment im Kriegsfall). Im neuen Bundes¬ 
tag schmückt ihn die Vollmitgliedschaft 
im „Verteidigungsausschuss“. Damit 
auch die SPD im Verband führend ver¬ 
treten ist, wurde MdB Karl-Heinz Brun¬ 
ner Veiths Stellvertreter. Hinzu kommt 
Generalmajor a.D. Robert Löwenstein 
als neuer Vorsitzender des Beirats des 
Verbandes. 2008 und 2009 war er kriegs¬ 
verwendungstauglich in Sarajewo im 
Einsatz. 

„Verteidigungsministerin“ Ursula 
von der Leyen ist stolz auf ihre Män¬ 
ner aus der Reserve, auf die sie im 
„umgangssprachlich“ Krieg genann¬ 
ten Waffengang zugreifen kann, die ihr 
aber auch auf der Ebene der „Stabili¬ 
sierungseinsätze“ und „kriegsähnlichen 
Zustände“ und „bewaffneten Konflikte“ 
hilfreich zur Seite stehen. Es gibt für die 
Reservisten die Möglichkeit, zu Hause 
bei Übungen Krieg zu spielen. Oder sich 
zu stählen. Zum Beispiel aus Anlass der 
„Deutschen Reservistenmeisterschaft 
am 8. und 9. Juni 2018 in Garlstedt/Ol- 
denburg. 168 Reservisten demonstrieren 
dort Fitness, Schießen und Überwinden 
von Hindernissen. An der Heimatfront 
sind sie bei Schießwettbewerben oder 
auf den Friedhöfen bei Volkstrauertagen 


zu finden. Dort hält man Reden, in de¬ 
nen die Opfer deutscher Militäreinsätze 
kurz erwähnt werden, wichtiger sind die 
eigenen Opfer und der Durchhaltewil- 
len. Und hinterher bei einem passenden 
Getränk am Stammtisch. Der Verband 
betreut 850 Kriegsgräberstätten in 45 
Staaten. In Reih und Glied liegen die 
toten deutschen Invasoren zum Beispiel 
auf dem Friedhof Maleme auf Kreta, das 
sie bei dem „Unternehmen Merkur“, 
meuchelnd überfallen haben ... 

Reservist Peter Kreische zeigt Ver¬ 
antwortung: „Schießsport innerhalb 
unseres Verbandes ist aber kein Selbst¬ 
zweck, denn wir sind als Reservistenver¬ 
band kein gewöhnlicher Schützenverein. 
Schützen, die sich bei uns nur und aus¬ 
schließlich dem Schießsport widmen 
wollen, sind nicht erwünscht.“ In Fritzlar 
dürfen dieses Jahr noch zwölf Schießter¬ 
mine besucht werden. Letztlich „dient 
der Schießsport in unserem Verband als 
Vorbereitung auf die Militärische Aus¬ 
bildung“. 

Sie können aber auch an „beson¬ 
deren Auslandseinsätzen der Bundes¬ 
wehr“ teilnehmen, wenigstens jeweils 
für höchstens sieben Monate. In Afgha¬ 
nistan haben inzwischen mehrere Hun¬ 
dert Reservisten Kriegsdienst geleistet. 
Nicht alle sind lebendig übergeführt 


worden. Schon vor zehn Jahren star¬ 
ben dort bei einem Einkauf von Kühl¬ 
schränken Matthias S., Michael D. und 
Michael N. bei einem Anschlag. 3 200 
Bundeswehrsoldaten „verteidigten“ da¬ 
mals Deutschland am Hindukusch. Da¬ 
von 240 Reservisten. Die Karrierecen¬ 
ter der Bundeswehr (KarrC Bw) geben 
weitere Auskünfte zu den Einsatzmög¬ 
lichkeiten ... 

Es geht ja nicht nur um den Einsatz 
mit der Waffe. Dem Verband geht es als 
Auftragnehmer des Bundestages darum, 
eine Brücke zwischen der Bundeswehr 
und den Bürgern außerhalb der Kaser¬ 
nen zu sichern. „Sicherheitspolitische 
Bewusstseinsbildung“ ist der Terminus. 
Dafür gibt es Kameradschaftsabende für 
die ideologische Aufrüstung, gerne auch 
mit Vorträgen wie „Die Waffen-SS - Teil 
der Deutschen Wehrmacht“. Für das Fi¬ 
nanzamt gibt es den differenzierten Auf¬ 
gabenpool: Förderung von Erziehung, 
Volks- und Berufsbildung sowie der 
Studentenhilfe, Förderung der interna¬ 
tionalen Gesinnung, der Toleranz auf al¬ 
len Gebieten der Kultur und der Völker¬ 
verständigung, Förderung des Sports, der 
Soldaten- und Reservistenbetreuung so¬ 
wie abschließend Förderung des demo¬ 
kratischen Staatswesens. Das zur Wahr¬ 
heitsfindung. Uwe Koopmann 
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Reservistenverband / Ralf Wittern 

Innerhalb von vier Tagen wird das Basiswissen vermittelt, das ein Soldat braucht. 


DKP in Aktion 


Deutsche Europa-Strategie 

Neuer Elysee-Vertrag soll EU renovieren 


Erinnern heißt heute kämpfen 

Vor 85 Jahren versuchten die Kommu¬ 
nisten im schwäbischen Mössingen mit 
einem Generalstreik gegen die Macht¬ 
übergabe an die Hitler-Faschisten Wi¬ 
derstand zu leisten (siehe UZ vom 
2.2.2018). Die DKP Baden-Württem¬ 
berg lud am vergangenen Wochenen¬ 
de zu einer Gedenkkundgebung nach 
Mössingen. Über 120 Menschen folg¬ 
ten dem Aufruf. In seiner Rede zog der 
baden-württembergische Bezirksvor- 
sitzende Björn Blach Parallelen zum 
heutigen Rechtsruck: „Die Organisa¬ 
toren und Nutznießer der Rechtsent¬ 
wicklung sitzen nicht im Bundestag. Es 
sind nach wie vor die Herren der deut¬ 
schen Banken und Konzerne. Sie versu¬ 
chen damit ihre Herrschaft zu sichern 
und ihre weltweite Jagd nach Profiten 
ausdehnen zu können. (...) In der Fra¬ 
ge Krieg und Frieden ist sogar der Ein¬ 
bruch bis in die Reihen der Linkspar¬ 
tei gelungen“, und kommt zum Schluss: 
„Das lehrt der Mössinger General¬ 
streik: Nur eine in den Massen veran¬ 
kerte antifaschistische Organisation ist 
im Falle des Falles handlungsfähig.“ 

In Bremen gedachten am 4. Februar 
ein Bündnis aus Kommunisten; Ge¬ 
werkschaften und Linkspartei des 99. 
Jahrestages der Niederschlagung der 
Bremer Räterepublik durch gegenre¬ 
volutionäre Truppen („Reichsexekuti¬ 
on“ gegen Bremen) am 4. Februar 1919. 
Damals gab es in Bremen ein wahrhaft 
revolutionäres Projekt: Arbeiter und 
revoltierende Soldaten übernahmen 
die Macht in Bremen, vom Rathaus¬ 
balkon riefen sie die Räterepublik aus. 
Doch das Projekt endete in einem Blut¬ 
bad. Es sprach Achim Bigus, VK-Leiter 
der IG Metall bei VW Osnabrück, auf 
der Kundgebung auf dem Waller Fried¬ 
hof. CH 


Nach 10 Jahren scheint die Weltwirt¬ 
schaftskrise weitgehend überwunden, 
zumindest wenn man der deutschen 
Regierungspropaganda glauben will. 
Deutsche Panzer stehen wieder an der 
russischen Grenze. Der türkische Tür¬ 
steher hält uns die Flüchtlinge zuver¬ 
lässig vom Leib. Und selbst die grie¬ 
chische Wirtschaft nimmt eine „sehr 
positive Entwicklung“, wenn man dem 
Peter Altmeier vertraut. Zeit also, die 
nächsten Schritte in den Fokus zu neh¬ 
men. 

Der 55. Jahrestag des Elysee-Ver- 
trages bot eine solche Möglichkeit. 
Der französische Präsident hofft, dass 
die künftige Zusammenarbeit „ver¬ 
tieft“ und „gestärkt“ werden soll. Das 
„komplette Spektrum der Politik“ solle 
harmonisiert werden. In Afrika, beim 
Klimaschutz, in Fragen der wirtschaft¬ 
lichen, technologischen und wissen¬ 
schaftlichen Stärkung Europas gebe 
es eine „enge deutsch-französische 
Zusammenarbeit. Auch bei der Digi¬ 
talisierung und dem Unternehmens¬ 
steuerrecht sollten „Deutschland und 
Frankreich vorangehen“. Eine gemein¬ 
same Außen- und Sicherheitspolitik sei 
zu entwerfen, ebenso eine gemeinsame 
Währungspolitik. „Die Eurozone müs¬ 
se künftig die Avantgarde“ sein, „wenn 
es um Wettbewerbsfähigkeit“ gehe. 
Die „deutsch-französische Achse“ solle 
massiv gestärkt werden, (so dass gegen 
sie in der EU-27 praktisch nichts läuft). 

An wohltönenden Erklärungen hat 
es also nicht gefehlt: Man werde die bi¬ 
laterale Kooperation im Hinblick auf 
ein „prosperierendes, wettbewerbsfä¬ 
higes, souveränes, vereintes und demo¬ 
kratisches Europa“ stärken, hieß es in 
der veröffentlichten Erklärung. Die 
Berlin-Pariser Kooperation solle da¬ 


bei als „Motor“ für eine weitere euro¬ 
päische Integration verstanden werden. 
Die vertiefte Zusammenarbeit solle die 
„Finanz-, Sozial- und Wirtschaftspoli¬ 
tik“, aber auch die „Außen-, Verteidi- 
gungs-, Sicherheits- und Entwicklungs¬ 
politik“ und die „Bekämpfung des Ter¬ 
rorismus“ umfassen. 

Was von diesem hehren Anspruch 
Realität wird, ist eine andere Sache. 
Hat die Krisenbewältigungsstrategie 
den Kontinent in nord-südlicher Rich¬ 
tung gespalten, so hat der Zustrom 
von Flüchtlingen diese Spaltung um 
eine ost-westliche Dimension ergänzt. 
Während die „Med7“ - Italien, Frank¬ 
reich, Spanien, Portugal, Griechenland, 
Zypern und Malta - schon fast traditi¬ 
onell für eine Beendigung des Auste- 
ritätskurses und eine Reduzierung der 
deutschen Exportüberschüsse sowie 
Verbesserungen bei den Migrations¬ 
regeln eintreten, sprach sich das Tref¬ 
fen der „Visegrad-Gruppe“ (Ungarn, 
Polen, Tschechien, Slowakei) in Buda¬ 
pest sich gegen eine weitere Vertiefung 
der europäischen Integration aus. „Wir 
brauchen nicht ein (EU-)Imperium, 
sondern einen Bund freier Nationen“, 
sagte der ungarische Ministerpräsident 
Viktor Orbän nach einem Gipfeltreffen 
der sogenannten Visegrad-Vier. Und 
natürlich, da war auch noch der Brexit. 
Der erste, noch keinesfalls bewältigte 
Austritt eines großen Staates. Er wirft 
nicht nur ein Haushalts-, sondern auch 
ein schwerwiegendes Perspektivprob¬ 
lem auf. Und dass von einer Lösung der 
ausgeprägten Wirtschaftsprobleme der 
EU-Peripherie keine Rede sein kann, 
bedarf an dieser Stelle kaum der Er¬ 
wähnung. 

Bislang hatte eine ausgeprägte 
Russland-Phobie helfen sollen, die 


massiven Konflikte so gut wie möglich 
in den Hintergrund zu drängen. Vor al¬ 
lem Polen und die baltischen Staaten 
hatten, nach dem - westlichen - Putsch 
in der Ukraine und des umgehenden 
Anschlusses der Krim ans russische 
Mutterland, alle Alarmglocken klin¬ 
geln lassen. Von einer „russischen Ag¬ 
gression“ war die Rede, der nun be¬ 
gegnet werden müsse. Das Problem 
auch hier, alle realen Maßnahmen, die 
über Symbolpolitik hinaus gehen, kos¬ 
ten Geld. Schon die bisherigen Kos¬ 
ten des Sanktionsregimes gegen Russ¬ 
land beliefen sich laut „Ostausschuss 
der deutschen Wirtschaft“ auf mehr als 
100 Mrd. Euro. 

Auf der anderen Seite des Atlan¬ 
tik hat Donald Trump die Rolle des 
Buhmannes übernommen. Trump gilt 
als unzuverlässig, protektionistisch, 
ausländerfeindlich. Mit Trump lässt 
sich - negativ - eine eigenständige 
europäische Rolle ebenso begründen 
wie - positiv - mit dem Elysee-Vertrag. 
Nur - auch hier kostet es Geld. Zu¬ 
mindest dann, wenn die EU-Integrati- 
on nicht auf der Größe der Geschütz¬ 
rohre, sondern auf sozial-ökonomi¬ 
sche Kooperation und Integration 
aufgebaut sein soll. Die Bundesrepu¬ 
blik müsste zumindest auf relevante 
Teile ihres exorbitanten Außenhan¬ 
delsüberschusses verzichten und bei¬ 
spielsweise. die Löhne und Gehälter 
substantiell nach oben schrauben. 
Die laufenden Koalitionsverhandlun¬ 
gen und die gegenwärtige Lohnrunde 
in der Metallindustrie dürften zeigen, 
inwieweit hierzu Bereitschaft besteht. 
Ansonsten wird man über das Verfas¬ 
sen wohltönender Erklärungen kaum 
hinauskommen. 

Klaus Wagener 


Erlauben lassen 

Das Bundesverfassungsgericht 
prüft, ob der geplante SPD-Mit- 
gliederentscheid über die GroKo 
verfassungswidrig ist. Karlsruhe 
prüft fünf Anträge, die sich gegen 
die Befragung von 450 000 SPD- 
Mitglieder richten. Begründung: 
Die Mitgliederbefragung soll die 
Gewissensfreiheit der SPD-Bun- 
destagsabgeordneten beschneiden 
und so die Grundsätze der reprä¬ 
sentativen Demokratie verletzen. 

2013 hatte das Bundesverfas¬ 
sungsgericht in einem Eilverfahren 
die Mitgliederbefragung erlaubt. 
Die Richter argumentierten, Par¬ 
teien seien nicht Teil des Staates 
und deswegen keine öffentliche Ge¬ 
walt, gegen die eine Verfassungsbe¬ 
schwerde eingelegt werden kann. 

Stehen lassen 

Laut dem ADAC steht man am 
längsten in München im Stau. Mit 
51 Stunden pro Jahr führt die bay¬ 
rische Landeshaupt, die sich sel¬ 
ber gerne als Fahrrad-Hauptstadt 
bezeichnet, die Rangliste an. Auf 
Platz 2 mit 44 Stunden liegen Berlin 
und Hamburg gleichauf. Im Durch¬ 
schnitt stehen Pendler 43 Stunden 
pro Jahr in den deutschen Groß¬ 
städten im Stau. 

Drucken lassen 

Trotz elektronischer Bezahlmög¬ 
lichkeiten steigt die Bargeldproduk¬ 
tion in der EU. Ende vergangenen 
Jahres waren Scheine im Wert von 
21,4 Milliarden Euro im Umlauf. 
Das entspricht über einer Milliar¬ 
de mehr als ein Jahr zuvor und fast 
dreimal so viel wie im Jahr der Eu¬ 
ro-Bargeldeinführung 2002. Selbst 
in China, wo sich das Bezahlen mit 
den Handy-Apps wie Wechat und 
Alipay durchgesetzt hat, ist die Bar¬ 
geldproduktion stabil. 

Durchgehen lassen 

74 Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Deutschland sind zur Zeit 
bei der EU-Kommission anhängig. 
Laut Handelsblatt gehen davon 20 
Verfahren auf das Konto des Bun¬ 
desverkehrsministeriums und 16 auf 
das des Umweltministeriums. In elf 
Fällen ermittelt die Kommission ge¬ 
gen das Finanzministerium. Derzeit 
werden von den 74 Verfahren zwölf 
vor dem Europäischen Gerichtshof 
verhandelt. Größere Sanktionen 
muss das Land, das die EU domi¬ 
niert, aber nicht fürchten. 

Im Stich lassen 

EU-Haushaltskommissar Günther 
Oettinger will die EU-Mittel für 
Bauern und Strukturförderung zu¬ 
sammenstreichen. Im neuen mehr¬ 
jährigen Haushaltsplan sollen die 
Agrar- und Kohäsionsfonds je¬ 
weils um fünf bis zehn Prozent 
verkleinert werden. „Aber auch in 
Deutschland werden sich Landwirte 
und Regionen auf finanzielle Kür¬ 
zungen einstellen müssen“, sagte 
Oettinger gegenüber der „Welt am 
Sonntag“. Die EU-Kommission will 
im Mai einen konkreten Vorschlag 
zum nächsten Finanzrahmen vorle¬ 
gen, der ab 2021 gilt. Die Landwirt¬ 
schaft und die Strukturförderung 
machen zusammen bisher fast drei 
Viertel aller EU-Ausgaben aus. 

Strahlen lassen 

Satellitenmessungen haben ergeben, 
dass sich die Ozonschicht in Streifen 
zwischen 60 Grad südlicher Breite 
und 60 Grad nördlicher Breite nicht 
erholt. Seit dem Inkrafttreten des 
multilaterales Umweltabkommens 
„Montrealer Protokoll“ 1987, das die 
Produktion vieler ozonzerstörender 
Substanzen untersagt, ging man von 
einer kontinuierlichen Verbesserung 
der Ozonschicht aus. Über der Ant¬ 
arktis ist der Fall auch eingetreten, 
während über den am meisten be¬ 
völkerten Regionen die Ozonschicht 
sich nur wenig erholt. Besonders in 
der oberen Stratosphäre, zwischen 24 
und 50 Kilometern Höhe, konnte die 
Ozonschicht die gesundheitsgefähr¬ 
dende UV-Strahlung immer noch 
schlecht absorbieren. 
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Langer Weg zum Frieden 

„Konferenz des nationalen Dialogs“ in Sotschi 



Der russische Außenminister Sergej Lawrow bei der Eröffnung der Konferenz in Sotschi 


F rieden für das syrische Volk“ - in 
drei Sprachen prangte dieses Mot¬ 
to über dem Präsidium des Kon¬ 
gresses, der am 30. und 31. Januar 2018 
in Sotschi in Russland stattfand. Russ¬ 
land hatte Vertreter der Ethnien und 
Religionen Syriens, der Opposition im 
In- und Ausland und der Regierung zu 
einer „Konferenz des Nationalen Dia¬ 
logs“ eingeladen. Darunter waren auch 
Vertreter bewaffneter Gruppen. 1 600 
Delegierte kamen und wählten eine 
Kommission, die die syrische Verfas¬ 
sung überarbeiten soll. 

Es war das erste Mal seit 2011, dass 
Vertreter der Opposition und Regie¬ 
rung miteinander über politische Ver¬ 
änderungen sprachen. In einem Punkt 
war sich die Opposition damals einig: 
Das Regime würde fallen. Und nie¬ 
mand wollte Vereinbarungen mit ei¬ 
ner Regierung, die schon „morgen“ 
gestürzt würde. Dieses „Morgen“ kam 
nie. 

Bekanntlich ist „der Krieg die Fort¬ 
setzung der Politik mit anderen Mit¬ 
teln“. Dies gilt auch umgekehrt, das 
zeigen die unterschiedlichen Wege, 
mit denen versucht wurde, den Kon¬ 
flikt in Syrien zu beenden. 2012 trafen 
sich die damalige Außenministerin der 
USA, Hillary Clinton, und der russi¬ 
sche Außenminister Lawrow zu einer 
Konferenz in Genf und kamen zu ei¬ 
ner erstaunlichen Übereinkunft. Es 
sollte eine Übergangsregierung in Sy¬ 
rien gebildet werden, Clinton forderte 
nicht mehr explizit den Sturz von Prä¬ 
sident Assad. Der Grund ist einfach: 
Die USA wussten von der „Operation 
Vulkan“, die zwei Wochen nach dieser 
Konferenz begann und die syrische Re¬ 
gierung mit einem Anschlag auf ein 
Ministertreffen und mit Angriffen auf 
Aleppo und Damaskus an den Rand 
des Untergangs brachte. 


Clinton hatte sich geirrt, die Regie¬ 
rung stürzte nicht, das Land zerfiel nicht 
und es gab keine Übergangsregierung 
unter Führung der Dschihadisten. So 
wurde das Treffen in Genf zur Geburts¬ 
stunde von Gesprächen unter der Ägide 
der UN. Im Krieg konnte keine der Sei¬ 
ten die andere entscheidend schlagen - 
und so blieben auch die Verhandlungen 
in Genf immer wieder ergebnislos. 

Als die Russische Föderation 2015 
in den Krieg eingriff, den Zerfall Syri¬ 
ens verhinderte und die syrische Armee 
dabei unterstützte, die Dschihadisten 
aus weiten Gebieten Syriens, aus Pal¬ 
myra, Aleppo und Deir Ezzor zu ver¬ 
treiben, wurde auch ein neuer Weg 
zu einer politischen Lösung eröffnet. 
Die Verhandlungen in Astana, die von 
Russland, dem Iran und der Türkei ge¬ 
meinsam gesponsert wurden, spiegel¬ 
ten das veränderte militärische Kräfte¬ 
verhältnis wider. Die Einrichtung der 
Deeskalationszonen verringerte das 
Ausmaß der Gewalt - nur der Krieg 
gegen die terroristischen Organisatio¬ 
nen IS und al-Nusra geht weiter. Der 
Regime-Change ä la USA wird nicht 
stattfinden. 

Das Mantra „Assad muss stürzen“ 
hatte immer wieder Verhandlungen 
blockiert. Die Einsicht, dass der Re¬ 
gime-Change nicht stattfinden würde, 
ließ der syrischen Opposition keine an¬ 
dere Option mehr als zu verhandeln. 
Damit war der Weg zum Kongress in 
Sotschi frei. Die UN musste ihr Plazet 
dazu geben. Haitham Manna, Qadri 
Jamil und Randa Kassis waren einige 
prominente Oppositionelle unter den 
Delegierten. 

In Sotschi trafen sich Anhänger 
und Gegner der Regierung und be¬ 
gannen mit der Suche nach einer po¬ 
litischen Lösung, die nicht von außen 
diktiert wurde - ganz im Sinne der UN- 


Resolutionen. Vertreter der bewaffne¬ 
ten Gruppen und die „Hohe Verhand¬ 
lungskommission“ der Opposition, die 
von NATO und Golfstaaten gesponsert 
wird, waren kaum anwesend. Das ver¬ 
mochte aber die Arbeit des Kongres¬ 
ses nicht zu behindern. Zumal sich im 
Vorfeld des Kongresses die Moskauer 
und Kairoer Opposition von der „Ho¬ 
hen Verhandlungskommission“ losge¬ 
sagt hatten. 


Die Konferenz wurde gelegentlich 
auch als „Kongress der Völker“ bezeich¬ 
net. Doch die Vertreter einer Gruppe 
fehlten: Die Teilnahme kurdischer Par¬ 
teien scheiterte am Veto der Türkei. Nur 
einzelne Persönlichkeiten waren einge¬ 
laden und konnten kurdische Interes¬ 
sen vertreten. Nach wie vor steht damit 
das internationale Kräfteverhältnis ei¬ 
ner rein syrischen Lösung entgegen. Die 
türkischen und US-Soldaten im Norden 


Syriens sind ein Faustpfand für den wei¬ 
teren Einfluss dieser Mächte. 

„Frieden für das syrische Volk“ wird 
also kein Ergebnis rein syrischer Ver¬ 
handlungen sein - und deshalb betrach¬ 
tet Moskau den Kongress der Völker 
als Ergänzung zu den Verhandlungen 
in Genf. Eine Annäherung von Regie¬ 
rung und politischer Opposition wird 
den Einfluss Syriens in diesen Verhand¬ 
lungen erhöhen. Manfred Ziegler 


Terroristenliebhaber Viele Fronten 

Türkische Regierung geht rigoros gegen Kritiker der Militärinvasion in Syrien vor Widersprüche in der saudischen Koalition gegen Jemen 



Krieg nach Außen, Repression nach Innen -türkische Sicherheitskräfte sind 
momentan im Straßenbild allgegenwärtig. 


Weltweit finden Proteste gegen die völ¬ 
kerrechtswidrigen Invasion der Türkei 
in Nordsyrien statt. In der Türkei selbst 
sind derlei Antikriegsproteste nicht 
möglich. Seit dem gescheiterten Mili¬ 
tärputsch im Juli 2016 herrscht in dem 
NATO-Mitgliedsland der Ausnahme¬ 
zustand. Er wird in schöner Regelmä¬ 
ßigkeit verlängert. Staatschef Recep 
Tayyip Erdogan und seine islamisti- 
sche AKP-Regierung greifen mit har¬ 
ter Hand durch, schüchtern Anders¬ 
denkende ein, sperren Kriegsgegner 
weg und sorgen so für ein permanentes 
Klima der Angst. In den ersten zehn 
Tagen der Angriffe auf Afrin wurden 
bei landesweiten Razzien laut Anga¬ 
ben der Nachrichtenagentur Anado- 
lu fast 600 Menschen verhaftet. Wer 
„Nein zum Krieg“ sagt, wird von Er¬ 
dogan zum „Terroristenliebhaber“ ab¬ 
gestempelt und ausgeschaltet. 

Den Festgenommenen wird vorge¬ 
worfen, in den sozialen Medien „Pro¬ 
paganda“ für die von der türkischen 
Führung als Terrororganisation ein¬ 
gestuften YPG zu betreiben, die als 
syrischer Ableger der Arbeiterpartei 
Kurdistans PKK gilt. Die „Operation 
Olivenzweig“ soll nicht nur die YPG 
aus Afrin vertreiben, die türkische Ar¬ 
mee soll vielmehr das gesamte syrische 
Grenzgebiet bis zum Irak okkupieren. 

Der Aggressionskrieg wird von al¬ 
len großen Medien unterstützt. Gleich 
zu Beginn der Offensive wurden tür¬ 
kische Journalisten von Ministerprä¬ 
sident Binali Yildirim einbestellt und 
zu „patriotischem Journalismus“ ver¬ 
pflichtet. Auch die kemalistische Op¬ 
positionspartei CHP und die rechte 
MHP stehen hinter Erdogans Feldzug. 
Die einzige Partei, die die Angriffe of¬ 
fen kritisiert, ist die HDP, deren Vorsit¬ 
zende Selahattin Demirtas und Figen 
Yüksekdag schon seit November 2016 
wegen „Terrorpropaganda“ inhaftiert 
sind, ebenso wie hunderte kommuna¬ 


le Mandatsträger der prokurdischen 
Partei. 

Für internationalen Protest sorgt 
der Coup der türkischen Regierung 
gegen den größten Ärzteverband der 
Türkei TTB. Elf Vorstandsmitglieder 
wurden am 30. Januar festgenommen, 
darunter der Direktor Rasit Tükel. Ih¬ 
nen wird „Propaganda für eine Terror¬ 
organisation“ und „Aufwiegelung des 
Volks zu Hass und Feindseligkeit“ vor¬ 
geworfen. Das „Verbrechen“ der Me¬ 
diziner: Eine von ihnen veröffentlichte 
Stellungnahme gegen die „Operation 
Olivenzweig“ warnte vor „irreparablen 
Schäden“ durch Krieg, bezeichnete ihn 
als ein „Problem der öffentlichen Ge¬ 
sundheit“ und endete mit „Nein zum 
Krieg. Frieden, jetzt sofort!“ 

Der Weltärztebund WMA kritisierte 
die Festnahmen scharf. Die Türkei müs¬ 
se die TTB-Mitglieder umgehend frei¬ 
lassen und die „Einschüchterungskam¬ 
pagne“ beenden, erklärte Verbandschef 
Yoshitake Yokokura. In Deutschland 
bekundete der Marburger Bund seine 
Solidarität: „Wir sind erschüttert, dass 
unsere Kolleginnen und Kollegen in der 
Türkei verhaftet worden sind und for¬ 


dern ihre sofortige Freilassung“, heißt 
es in einer Erklärung des Vorsitzen¬ 
den Rudolf Henke. Wer für den Frie¬ 
den eintrete und auf die verheerenden 
Folgen eines Krieges hinweise, handele 
nach der obersten Maxime aller Ärztin¬ 
nen und Ärzte und mache von seinem 
Menschenrecht der freien Meinungs¬ 
äußerung Gebrauch. „Die medizini¬ 
sche Profession ist der Menschlichkeit 
verpflichtet. Nichts anderes haben die 
türkischen Ärzte zum Ausdruck ge¬ 
bracht. Wir fordern die Bundesregie¬ 
rung auf, bei der türkischen Regierung 
umgehend auf die Freilassung unserer 
Kolleginnen und Kollegen der Türki¬ 
schen Ärztevereinigung hinzuwirken“, 
so Henke. Die Proteste zeigten Erfolg, 
am 5. Februar kamen die verhafteten 
TTB-Ärzte wieder frei, wenn auch un¬ 
ter Auflagen. 

In einem offenen Brief fordern 
auch mehr als 90 Künstler, Kultur¬ 
schaffende und Wissenschaftler in 
Deutschland Bundeskanzlerin Ange¬ 
la Merkel und Außenminister Sigmar 
Gabriel auf, zur „Operation Oliven¬ 
zweig“ eindeutig Stellung zu beziehen. 
Vergebens. Rüdiger Göbel 


Seit März 2015 kämpft eine militäri¬ 
sche Koalition mehrerer Länder der 
Arabischen Liga im Jemen, angeführt 
von Saudi-Arabien. Vordergründig 
geht es darum, den offiziellen Präsi¬ 
denten Hadi wieder in Amt und Wür¬ 
den einzusetzen und die auch als Hu- 
thi bekannten Ansar Allah zu schwä¬ 
chen. Im Hintergrund ist das Ziel, den 
Einfluss des Iran in der Region zu be¬ 
grenzen. 

In diesem Krieg gibt es viele Fron¬ 
ten. Von al-Qaida und IS, die um Ein¬ 
fluss kämpfen bis zu Unabhängig- 
keitsbestrebungen im Süden. Und vor 
allem der Krieg Saudi-Arabiens gegen 
die Ansar Allah. Die Folge ist eine hu¬ 
manitäre Katastrophe. 

Je länger der Krieg andauert, umso 
größer werden die Widersprüche in¬ 
nerhalb der saudischen Koalition und 
innerhalb des Golf-Kooperationsra¬ 
tes. Militärstützpunkte, Kontrolle über 
Verkehrswege, die Förderung unter¬ 
schiedlicher dschihadistischer Grup¬ 
pen - es gibt viele Streitpunkte. Nur 
einer davon waren die Truppen aus 
dem Sudan, die den Flughafen von 
Aden unter ihre Kontrolle bringen 
wollten. 

Im Mai 2017 wurde Aidarous al- 
Zobaidi vom offiziellen jemeniti¬ 
schen Präsidenten Hadi aus seinem 
Amt als Gouverneur von Aden ent¬ 
lassen. Damit traten die Differen¬ 
zen zwischen den Interessen der 
Vereinigten Arabischen Emirate 
(VAE) - die Teil der Militärkoaliti- 
on sind - und Saudi-Arabien offen 
zutage. Denn Entlassungsgrund wa¬ 
ren „zu enge Kontakte“ des Gouver¬ 
neurs zu den VAE. Zobaidi gründe¬ 
te den Übergangsrat, eine Organi¬ 
sation, die eine größere Autonomie 
des Südjemen anstrebt, der bis 1990 
ein unabhängiger Staat war. Dieser 
Übergangsrat wird militärisch von 
den VAE unterstützt. 


Seit die Ansar Allah die Haupt¬ 
stadt des Jemen, Sanaa, kontrollieren, 
gilt Aden vorübergehend als Haupt¬ 
stadt des Präsidenten Hadi. Ende Ja¬ 
nuar brachen dort heftige Kämpfe aus. 
Auf der einen Seite kämpften Trup¬ 
pen, die Hadi unterstützen, auf der 
anderen Seite Unterstützer des Über¬ 
gangsrats, der versuchte den Notstand 
auszurufen und die Regierung Hadi 
abzusetzen. Erneut war die Korrupti¬ 
on der Regierung als Grund der Ak¬ 
tion genannt. 

38 Menschen wurden in den 
Kämpfen getötet, mehr als 220 wur¬ 
den verletzt. Mittlerweile versuchen 
Saudi-Arabien und die VAE, die Si¬ 
tuation zu beruhigen. Beide Staaten 
entsandten hochrangige Militärex¬ 
perten, um einen Waffenstillstand zu 
überwachen. Die jeweiligen Interes¬ 
sen der beiden Staaten wurden zu¬ 
nächst zurückgestellt, um den Krieg 
gegen die Ansar Allah nicht weiter zu 
gefährden. 

Doch ein weiterer Konfliktherd 
liegt in der östlichsten Provinz des 
Jemen, al-Mahra. Die VAE und Sau¬ 
di-Arabien versuchen in gegenseiti¬ 
ger Konkurrenz ihren Einfluss dort 
zu verstärken. Damit wird zugleich 
der an al-Mahra angrenzende Oman 
bedroht. Oman hat gute Beziehun¬ 
gen zum Iran und ist damit wie Katar 
dem Risiko von saudischen Sanktio¬ 
nen ausgesetzt. 

Die Beziehungen zwischen Saudi- 
Arabien und den VAE wechseln zwi¬ 
schen Zusammenarbeit und tödlicher 
Konkurrenz. Und die saudische Poli¬ 
tik schwankt wohl auch zwischen Aus¬ 
weitung und Ausstieg aus dem Krieg. 
2015 hatte der saudische Thronfolger 
und Verteidigungsminister Moham¬ 
med bin Salman den Krieg begon¬ 
nen - im letzten Jahr suchte er den 
Ausstieg aus dem Krieg, wie geleakte 
E-Mails zeigen. M. Z. 















m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 9. Februar 2018 


Billigst-Bildung mit Big Brother 

Gates, Zuckerberg und Omidyar in Afrika 


E ine Wellblechhütte, ein Raum mit 
langen Holzbänken für 60 Kinder, 
eine Kreidetafel für den in einem 
fünfwöchigen Kurs angelernten Ins¬ 
truktor, der täglich den über Internet 
übertragenen Lernstoff mithilfe ei¬ 
nes eigens für sie entwickelten Tablets 
„BQ“ abruft: Tafelbild, Übungen, Tests, 
Zeitplan sind minutiös bis ins Einzel¬ 
ne vorgeschrieben: „Wenn der Schü¬ 
ler richtig buchstabiert, gib ihm/ihr ein 
Lob“ „Pause“ oder „Wisch die Tafel“ 
Mit dem Tablet wird die Anwesenheit 
der Schüler wie auch die Arbeitszeit des 
Tutors erfasst. Das Tablet-gesteuerte 
Unterrichten verläuft in allen Klassen 
an allen Orten dank Internet synchron. 
Das Curriculum berücksichtigt keine 
nationalen Standards. Das eingepauk¬ 
te Wissen wird über das Tablet im Mul- 
tiple-choice-Verfahren abgefragt. Bes¬ 
te Testergebnisse garantiert - allerdings 
steht nicht im Lehrplan, eigenständiges, 
kritisches Denken zu fördern. 

Vor knapp zehn Jahren hatten sich 
Bill Gates (Microsoft), Mark Zucker¬ 
berg (Facebook) und Pierre Omidyar 
(Ebay) mit dem Hedgefonds PALF, 
Pearson Affordable Learning Fund, 
dem weltgrößten Unternehmen in Sa¬ 
chen Erziehung, zusammengetan, um 
aus der Armut ein Geschäft zu machen: 
Bridge International Academies (BIA), 
Sitz in Nairobi, Kenia. Das Geschäfts¬ 
modell, Grundschulbildung billigst zu 
vermarkten, zielt laut „Le Monde“ auf 
700 Millionen Familien, die von weniger 
als 2 Dollar pro Tag leben - ein Markt¬ 
wert von 380 Milliarden Dollar. 

Über 80 000 Schulkinder in 400 
Schulen in Kenia, 63 Schulen in Ugan¬ 
da, in Nigeria, seit 2016 auch in Liberia. 
Eine rapide Expansion, allein in Kenia 
hat die BIA zwischen 2008 bis 2015 359 
Schulen eröffnet und plant, sich (neben 
Asien) in 12 weiteren afrikanischen 
Ländern auszubreiten. 


Der Besuch der Bridge Academy 
in Kenia koste monatlich 6 Euro pro 
Kopf und sei, wie Weltbankpräsident 
Jim Yong Kim sagte, um die Hälfte bil¬ 
liger als öffentliche Schulen. Allerdings 
sind für Schulmaterialien, Kosten für 
Schuluniformen nicht mitgerechnet, 
zwischen 9 und 12 Dollar pro Monat 
aufzubringen, wie die NGO „Global In¬ 
itiative“ 2015 vorrechnete. Nach Anga¬ 
ben der NGO „Education before profit“ 
müsste eine Familie mit drei Kindern 
in der Grundschule bis zu 68 Prozent 
ihres Monatseinkommens ausgeben, in 
Uganda sogar bis zu 75 Prozent. 

Damit sich das vorgeschossene Ka¬ 
pital von 100 Mio. Dollar amortisiert, 
muss eine Kundschaft von einer hal¬ 
ben Million Schüler gewonnen werden. 
Aber davon ist BIA mit 80 000 einge¬ 
schriebenen Schülern weit entfernt. 
Nicht nur, dass sich die Reklame mit 
6 Euro pro Kopf als wirklichkeitsfer¬ 
ne Propaganda herausstellte, auch die 
politischen Proteste zeigten Wirkung. 
So macht sich in Uganda seit 2016 die 
Erziehungsministerin Janet Museveni 
dafür stark, die Schulen zu schließen. 
Die Schulen wiesen „hygienische und 
sanitäre Mängel“ auf, das pädagogi¬ 
sche Material ermutige nicht die Inter¬ 
aktion zwischen Schüler und Lehrer, 
die Schulen würden ohne Genehmi¬ 
gung betrieben und „erfüllen nicht die 
ugandischen Minimalstandards“. Der 
Bridge Academy gelang es vor Gericht, 
den Ministeriumsbeschluss zur Schlie¬ 
ßung der Schulen aufheben zu lassen. 
Laut einem Sprecher der Ministerin 
haben die Schulen aber zum Schuljah¬ 
resbeginn im Februar keine Zulassung 
mehr. 

Es wird eng für Bridge. Der fran¬ 
zösische Staatspräsident Macron nutz¬ 
te die Gelegenheit, die Fratze von 
„Franceafrique“ in Dakar (Senegal) 
aufzuhübschen. Am 2. Februar belebte 


er bei seinem Besuch den 2002 gegrün¬ 
deten Fonds „Welt-Partnerschaft für 
Erziehung“ wieder: Die Finanzierungs¬ 
plattform will für den Zeitraum 2018 bis 
2020 zwei Milliarden Euro für Afrika 
sammeln, um die öffentliche Bildung 
zu fördern, d.h. das Erziehungsbudget 
auf 20 Prozent der Staatsausgaben zu 
erhöhen. Um die afrikanischen Regie¬ 
rungen in der Migrationsfrage koope¬ 
rationsbereit zu stimmen, hat die Eu¬ 
ropäische Union im Dezember 287,5 
Millionen Euro zugesagt. Der berühm¬ 
te Tropfen auf dem heißen Stein, wenn 
man bedenkt, dass der Fonds 28,5 Milli¬ 
arden Dollar für die Periode 2015-2018 
ausgeschüttet hatte. 

Shannon May, eine der Gründerin¬ 
nen der Bridge International Acade¬ 
mies, gestand vor der Enquete-Kom¬ 
mission des britischen Parlaments im 


März 2017 ein, dass BIA mit 12 Milli¬ 
onen Dollar in den roten Zahlen ste¬ 
cke. 2014 hatte die britische staatliche 
Finanzierungsgesellschaft CDC 6 Mil¬ 
lionen Dollar in BIA investiert und be¬ 
fürchtet nun, das Kapital abschreiben 
zu müssen. Im April 2017 empfahl die 
Kommission, „in das Unternehmen 
nicht mehr zu investieren“. 

Die Weltbank hatte 2014 auch über 
ihren privaten Zweig International Fi- 
nance Corporation (IFC) 10 Millionen 
US-Dollar zugeschossen. Es ist müßig 
zu erwähnen, dass damals die Welt¬ 
bank selbst wie auch die International 
Development Association (deren Arm 
für die ärmsten Länder) keinen Dollar, 
also keine Projekte für die Förderung 
öffentlicher Schulen in den betreffen¬ 
den Ländern bereitgestellt hat. 

Georges Hallermayer 



Ohne die Bridge Academy müssen die Lehrer noch selber wissen, wann sie die 
Tafel wischen. 


Zweitbeste Lösung 

Trump hält an Guantänamo fest 


Räte, Wahlen, 
Putschaufruf 

Venezuela vor der Wahl im April 


Donald Trump will Camp Delta, das 
US-Gefangenen- und -Folter-Lager in 
Guantänamo auf Kuba, weiter betrei¬ 
ben. In seiner Rede zur Lage der Nation 
sagte er: „Wir haben in der Vergangen¬ 
heit dummerweise Hunderte gefährli¬ 
cher Terroristen freigelassen, nur um sie 
wenig später wieder auf dem Schlacht¬ 
feld anzutreffen.“ Ein entsprechendes 
Dekret Unterzeichnete er am 30. Ja¬ 
nuar. Zuvor hatte er sich dafür ausge¬ 
sprochen, „Terroristen“ dorthin zu ver¬ 
bringen. „Und wenn sie im Ausland ge¬ 
fangen genommen werden, sollten wir 
sie wie die Terroristen behandeln, die 
sie sind.“ Verteidigungsminister James 
Mattis sei beauftragt, die Inhaftierungs¬ 
politik des Militärs zu überprüfen. Der¬ 
zeit sollen sich noch 41 Insassen in Gu¬ 
antänamo Bay befinden. 

Dabei ist natürlich nicht berück¬ 
sichtigt, dass die „Operation Enduring 
Freedom“, die im Oktober 2001 begann, 
selbst ein unprovozierter Angriffskrieg 
war und ist. Unterstellt, die offizielle 
Verschwörungstheorie sei zutreffend, 
führte die Spur nach Saudi-Arabien 
und nicht nach Afghanistan. Ginge es 
nach internationalem Recht, müsste 
eher die Bush-Regierung in Camp Del¬ 
ta einsitzen. 

Präsident Obama war sich im Kla¬ 
ren über die katastrophalen Image¬ 
wirkungen von Guantänamo und Abu 
Ghuraib, versprach die Schließung von 
Camp Delta und verlegte sich stattdes- 
sen auf das gezielte Töten mit Drohnen. 
Trump ist hier ehrlicher. Er verspricht 
gar nicht erst so etwas wie Menschlich¬ 
keit. Guantänamo sei der zweitbeste 
Weg mit Terroristen umzugehen, nach 
dem Erschießen. 

Der kubanische Staatspräsident 
Raul Castro hatte die Rückgabe Gu- 
antänamos als wichtige Vorbedingung 
für die Normalisierung der Beziehun¬ 
gen zu den USA benannt. Guantänamo 



Gefangene im Camp Delta 


war 1903 für 2 000 Dollar pro Jahr an 
die USA verpachtet worden. 1934 wur¬ 
de der Vertrag auf unbestimmte Zeit 
verlängert. Die Revolutionsregierung 
betrachtete ihn nach 1959 als nichtig. 
Nun sieht es weder nach einer Schlie¬ 
ßung und Rückgabe von Guantänamo, 
noch nach einer Normalisierung der 
Beziehungen aus. 

Und schließlich sollte nicht außer 
Acht gelassen werden, dass Venezue¬ 
la ins Fadenkreuz des „Make Ameri¬ 
ca great again“ geraten ist. Trump hat 
Kuba und Venezuela zusammen mit 
Iran und Nordkorea in alter Manier 
ausdrücklich zur Achse des Bösen er¬ 
klärt. Hier ist die nächste „bunte Revo¬ 
lution“ im Gange. Noch ist unklar, wer 
sich am Ende durchsetzen kann. In je¬ 
dem Falle dürfte es für das Pentagon 
nicht unwichtig sein, nicht allzu weit 
entfernt Stützpunkte zu haben. 

Klaus Wagener 


Die Verfassunggebende Versammlung 
in Venezuela hat in der vergangenen 
Woche ein Gesetz zur Stärkung der Ar¬ 
beiterrechte in den Betrieben beschlos¬ 
sen, wie das Nachrichtenportal „Vene¬ 
zuela analysis“ berichtet. Demnach sol¬ 
len Räte (Consejos Productivos de los 
Trabajadores) die stärkere Beteiligung 
der Arbeiterklasse an der Kontrolle der 
von der Regierung festgelegten Preis¬ 
bindung für bestimmte Waren und der 
Beseitigung von Problemen in der In¬ 
dustrie des Landes gewährleisten. „Es 
ist Zeit für Sozialismus“, sagte Präsident 
Nicoläs Maduro zu diesem Beschluss. 
Und weiter: „Es ist unmöglich, Sozia¬ 
lismus ohne die Arbeiterklasse zu den¬ 
ken. Die Arbeiterklasse war immer und 
wird die treibende Kraft beim Aufbau 
der Zukunft des Sozialismus sein, in Ve¬ 
nezuela und in der ganzen Welt.“ 

Die Arbeiterräte sollen eine führen¬ 
de Rolle bei der Kontrolle darüber ein¬ 
nehmen, was in den Fabriken geschieht. 
Die Verfassunggebende Versammlung 
hofft, dass sie mit der Einsetzung der 
Räte die Produktion von Gütern des 
täglichen Bedarfs erhöhen kann. Sie 
sollen neben und mit den bereits exis¬ 
tierenden Organisationen der Gewerk¬ 
schaften in den Betrieben arbeiten und 
die Beteiligung der Arbeiter an der Lei¬ 
tung der Betriebe sichern. 

Arbeiterräte gibt es in Venezuela 
seid 2005 und sind bisher vor allem in 
staatlichen Betrieben aktiv. Aufgrund 
der fehlenden gesetzlichen Grundlage 
sind sie allerdings vom Management 
immer wieder infrage gestellt worden, 
wie bei Tromerca, einem staatlichen 
Verkehrsbetrieb im Bundesstaat Meri- 
da, wo vor zwei Jahren eine Reihe von 
Arbeitern aufgrund der Bildung eines 
Arbeiterrates gefeuert wurden. Im nun 


verabschiedeten Gesetz ist ein Kündi¬ 
gungsschutz für Mitglieder des Arbei¬ 
terrates vorgesehen. 

Währenddessen haben sich Unter¬ 
händler von Regierung und Opposition 
Venezuelas bei Verhandlungen in der 
Dominikanischen Republik auf ein ers¬ 
tes Teilabkommen einigen können. Un¬ 
einigkeit gab es über den Charakter des 
Unterzeichneten Papiers, Kommunika¬ 
tionsminister Rodrfguez nannte es ei¬ 
nen „Vorvertrag“, der die Einigung in 
80 Prozent der Punkte auf der Tages¬ 
ordnung festhalte. Der Parlamentsab¬ 
geordnete Borges von der Rechtspar¬ 
tei Primero Justicia nannte es lediglich 
ein „Protokoll“. Offen sind anscheinend 
immer noch die Anerkennung der Ver¬ 
fassunggebenden Versammlung durch 
die Opposition und die Bedingungen 
der anstehenden Präsidentschaftswahl, 
die bis spätestens Ende April durchge¬ 
führt werden soll. Maduro hatte davor 
gewarnt, dass die US-Regierung Druck 
auf die Regierung ausübe um die Ge¬ 
spräche zum Scheitern zu bringen. 

Nach Berichten der BBC hat US- 
Außenminister Tillerson die Streit¬ 
kräfte Venezuelas zum Aufstand gegen 
Maduro aufgerufen. Vor Beginn einer 
Reise durch mehrere Staaten Latein¬ 
amerikas spekulierte er in einem Vor¬ 
trag an der Universität von Austin, Te¬ 
xas, über eine Revolte der Streitkräfte 
gegen die gewählte Regierung: „In der 
Geschichte Venezuelas und anderer 
Länder Südamerikas ist die Armee oft 
der Motor der Veränderungen, wenn 
die Dinge schlecht stehen und die Füh¬ 
rung den Menschen nicht dienen kann.“ 
Der USA-Außenminister forderte, was 
in seinem eigenen Land nicht stattfin¬ 
det, nämlich „freie, offene und demo¬ 
kratische Wahlen“. Lars Mörking 


Timochenko kandidiert 

Die „Revolutionäre Alternativkraft 
des gemeinen Volkes“, die ehema¬ 
ligen Revolutionären Streitkräf¬ 
te Kolumbiens (FARC), hat in ei¬ 
nem Meeting vor 2 000 Menschen 
Rodrigo Londono, den früheren 
Kommandanten der Guerilla, als 
Kandidaten für die im Mai statt¬ 
findenden Präsidentschaftswahlen 
in Kolumbien vorgestellt. Ange¬ 
sichts einer dort üblichen Wahlent¬ 
haltung von über 60 Prozent sagte 
der FARC-Parteivorsitzende, dass 
es um die Gewinnung der traditio¬ 
nell Ausgegrenzten und Neuwäh¬ 
ler geht. „Wir müssen begreifen, 
dass wir immer von einer Minder¬ 
heit regiert werden, wenn wir nicht 
selbst Politik machen“, erklärte der 
Mann, der unter dem Kampfnamen 
„Timochenko“ zeitweise der meist- 
gesuchte Mann Kolumbiens war. 
Programmatisch geht es um ein 
nicht-gewinnorientiertes Gesund¬ 
heitswesen und kostenlose Bildung 
für alle mit neuen Schulbauten, In¬ 
vestitionen in Infrastruktur, Woh¬ 
nungsbau und medizinische Versor¬ 
gung. Am 11. März finden zunächst 
Parlamentswahlen statt. 

Sieg für Lenin Moreno 

Der Präsident Ecuadors, Lenin Mo¬ 
reno, hat sich mit Unterstützung der 
rechten und konservativen Kräfte 
des Landes in einem Referendum 
mit nahezu zwei Dritteln der Stim¬ 
men gegen seinen Widersacher, Ex- 
Präsident Rafael Correa, durchge¬ 
setzt. Damit ist die so genannte 
„Bürgerrevolution“ endgültig Ge¬ 
schichte. Correa bezeichnete die 36 
Prozent der „Nein-Kampagne“ an¬ 
gesichts der Kräfteverhältnisse und 
der Tatsache, dass ihm der Apparat 
seiner ehemaligen Partei „Alianza 
PAIS“ nicht mehr zur Verfügung 
stand, als Sieg und nannte seinen 
früheren Parteifreund und Stell¬ 
vertreter Moreno einen Lügner und 
Betrüger. Teil der Volksbefragung 
war die Verhinderung einer aber¬ 
maligen Kandidatur Correas, aber 
auch die Festschreibung der Aus¬ 
beutung von Naturressourcen, wie 
sie unter Correa zwar offiziell ver¬ 
pönt, aber dennoch Grundlage des 
Wirtschaftswachstums war. 

Niederlage für AKEL 

Der von der Fortschrittspartei des 
Werktätigen Volkes (AKEL) unter¬ 
stützte Kandidat Stavros Malas hat 
die Stichwahl um das Präsidenten¬ 
amt in Zypern mit 44 Prozent der 
Stimmen verloren. Er unterlag dem 
konservativen Amtsinhaber Nikos 
Anastasiades, der auf 56 Prozent 
der Stimmen kam. AKEL teilte mit, 
dass sie weiterhin das unterstützen 
werde, was den Zielen und den Inte¬ 
ressen des Volkes diene, und dankte 
Malas für seine Kandidatur. 

Angeblicher Gasangriff 

Die private Zivilschutzorganisation 
„Weißhelme“, die nur in den vom 
„Komitee zur Befreiung der Le¬ 
vante“, einem radikal-islamischen 
Bündnis verschiedener Milizen, 
kontrollierten Gebieten aktiv ist, 
beschuldigte die syrische Regie¬ 
rung, Giftgas gegen die Bevölke¬ 
rung eingesetzt zu haben. In Sara- 
kib im Nordwesten Syriens sollen 
mindestens zwölf Menschen durch 
eine von einem Hubschrauber ab¬ 
geworfene Chlorgasbombe verletzt 
worden sein. Unabhängige Bestä¬ 
tigungen gibt es für die Angaben 
nicht. Dennoch forderte die US- 
Botschafterin bei den Vereinten 
Nationen, Nikki Haley, Präsident 
Assad auf, den Einsatz von Che¬ 
miewaffen umgehend zu stoppen. 
Der russische UNO-Botschafter, 
Wassili Nebensja, wies die Anschul¬ 
digungen zurück und bezeichnete 
Syrien als „gewissenhaftes Mit¬ 
glied“ der Chemiewaffenkonven¬ 
tion. Interessant ist der Zeitpunkt 
der Anschuldigung, konnte die Re¬ 
gierung Assad auf der „Konferenz 
des nationalen Dialogs“ in Sotschi 
doch einen großen Fortschritt in 
Richtung Beendigung des Krieges 
erzielen. 
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Die gemeinsame Klammer 

Was die Klasse braucht, was sie bekommt und wo das Geld hingeht. 

Die UZ sprach mit Jan Meier, SDAJ-Bundesvorsitzender, und Lena Kreymann, designierte SDAJ-Bundesvorsitzende 



UZ: Ihr führt am 24 .Z 25 . März euren 
23 . Bundeskongress durch. Was sind 
die wichtigsten Vorhaben, die ihr euch 
vornehmt? 

Lena Kreymann: Was man in den letz¬ 
ten Jahren beobachten konnte, ist, dass 
es an allen Ecken und Enden Angrif¬ 
fe auf die Rechte der Jugend gab. Wir 
schätzen in unseren Leitanträgen ein, 
dass das in den nächsten Jahren nicht 
besser, sondern schlimmer wird. Das 
kann man zum Beispiel an den Son- 
derierungsgesprächen sehen. Sozia¬ 
le Forderungen spielen da höchstens 
eine kosmetische Rolle. Im Bildungs¬ 
bereich spricht Schulz von der großarti¬ 
gen Bildungsrevolution und verspricht 
6 Milliarden Euro. Das ist ein Tropfen 
auf den heißen Stein, wenn man das 
mit dem realen Bedarf abgleicht. Ak¬ 
tuell fehlen allein 34 Milliarden Euro 
für baulichen Sanierungsbedarf. Im 
Pflegebereich sollen 8 000 neue Stel¬ 
len geschaffen werden, es fehlen aber 
70 000 Stellen derzeit. Da kann sich je¬ 
der ausrechnen, was 8 000 Stellen aus¬ 
machen. Die Stellen sind sogar in den 
letzten eineinhalb Jahrzehnten weni¬ 
ger geworden, obwohl es Bedarf sei¬ 
tens der Patienten gibt. Die aktuellen 
Tarifauseinandersetzungen zeigen die 
realen Probleme auf. 

Gleichzeitig erleben wir, dass 
Deutschland seine Rolle in der Welt 
ausbauen will. Stichwort dafür ist das 
Weißbuch der Bundeswehr, wo der 
Führungsanspruch offen formuliert 
wird. Die praktische Umsetzung zeigt 
sich darin, dass sich Deutschland an 
mehr Kriegen in der Welt beteiligt. Die 
Diskussion um das Rüstungsziel der 
NATO von 2 Prozent des BIPs dient 
dazu, weiter aufzurüsten und die Ge¬ 
sellschaft weiter zu militarisieren. Un¬ 
ter dem Aufruf „Abrüsten statt Aufrüs¬ 
ten“ sammelt sich der Protest gegen die 
Militarisierung. 

Der Widerstand ist noch viel zu 
schwach, wir wollen ihn so gut wir kön¬ 
nen unterstützen. Wir beteiligen uns an 
den Warnstreiks der IG Metall in vielen 
Städten und zeigen uns solidarisch mit 
den sich in Abwehrkämpfen befinden¬ 
den Kollegen bei Siemens. Auch die Ta¬ 
rifbewegung Entlastung wird von uns 
unterstützt. 

Das heißt, es gibt viele Beispiele, wo 
wir schon dabei sind, und das wollen 
wir mit dem Bundeskongress ausbauen. 
Unsere Zielstellung ist es, unsere Ver¬ 
ankerung in der Jugend weiter zu stär¬ 
ken, einerseits in Betrieb und Gewerk¬ 
schaft und andererseits an Schulen. Wir 


wollen dort ansetzen, wo wir im Mo¬ 
ment junge Arbeiterinnen und Arbei¬ 
ter als auch Schülerinnen und Schüler 
und natürlich unsere Mitglieder aktiv 
sind. Wir wollen versuchen, Kämpfe zu 
initiieren und zu unterstützen, um Klas¬ 
senbewusstsein zu schaffen. 

Ein weiteres Ziel unseres Bundes¬ 
kongresses ist ein eher innerverbandli- 
ches. Wir wollen die SDAJ stärken. Wir 
wollen mehr werden, besser werden 
und zielen darauf ab, neue Mitglieder 
und Sympathisanten zu gewinnen und 
neue Gruppen aufzubauen. Das wollen 
wir unterfüttern mit einer Bildungsof¬ 
fensive. Wir wollen die Grundlagen un¬ 
serer Weltanschauung vermitteln und 
zwar sowohl nach innen als auch nach 
außen. Das bedeutet einerseits unsere 
Mitglieder stärker zu schulen und in 
unseren Grundlagen zu festigen und 
aber auch Angebote zu schaffen, wo 
Leute unsere Inhalte und Einschät¬ 
zungen kennenlernen können. Was das 
konkret bedeutet, zeigt unsere Kampa¬ 
gne „Geld gibt es genug - Zeit es uns 
zu holen“, die wir auf dem Bundeskon¬ 
gress beschließen wollen. 

UZ: Was ist euer Resümee aus der Ar¬ 
beit der letzten Jahre? Wie wertet ihr die 
Kampagne „Stop Wars - Gemeinsam 
gegen ihre Kriege“ aus? 

Jan Meier: Allgemein kann man sagen, 
dass was wir in unseren Grundeinhei¬ 
ten gute und sinnvolle Arbeit leisten. 
Das zeigt sich insbesondere an der 
Kampagne. Uns ist im Kampagnen¬ 
zeitraum gelungen, über 100 öffent¬ 
lichkeitswirksame Aktionen durchzu¬ 
führen. Das ist uns in diesem Umfang 
in keiner vorigen Kampagne gelungen. 
Das waren zum Beispiel Fotoaktionen, 
wo Leute auf ein Schild geschrieben 
haben, warum sie gegen Krieg sind 
und sich dann fotografieren ließen und 
wir haben Unterschriften gesammelt. 
Das ist sehr gut angekommen und war 
auch leicht zum Mitmachen und ein 
guter Diskussionsaufhänger. Die Leu¬ 
te können einen ersten, kleinen Schritt 
gehen, um selbst aktiv zu werden und 
sich gegen die Kriegseinsätze der Bun¬ 
deswehr zu positionieren. 

Wir haben außerdem versucht, 
Kriegstreiber zu outen. Wir haben es 
nicht nur versucht, sondern in über 40 
Fällen auch gemacht, Unternehmen, 
die von Krieg und Rüstung profitieren, 
öffentlich angeprangert und skandali- 
siert. Klar gemacht, hier sind die Ver¬ 
ursacher von Krieg. Hier sind die Ver¬ 
ursacher von Flucht. Klar gemacht, das 


Ganze ist eine Klassenfrage. Das war 
gut und richtig. 

Wir haben aber auch festgestellt, 
dass wir sehr viele gute Ideen haben, 
was man alles machen kann - haben ei¬ 
nen bunten Blumenstrauß an Orientie¬ 
rungen und Möglichkeiten entwickelt. 
Wir fingen an, uns zu verzetteln. Das 
ist etwas, was wir jetzt mit dem Kon¬ 
gress verändern wollen. In der Kampa¬ 
gne hat sich gezeigt, dass es uns schwer 
fällt mit unseren antimilitaristischen 
und friedenspolitischen Themen in 
Schulen und Betrieben anzukommen. 
Wir wollen verstärkt antimilitaristische 
oder antifaschistische Themen mit sozi¬ 
alen Fragen verbinden, indem wir den 
Unterschied aufzeigen, was die Klasse 
braucht, was sie bekommt und wo das 
Geld dann hingeht. 

UZ: Was habt ihr für die nächsten zwei 
Jahre geplant? 

Jan Meier: Bis jetzt war das so, dass 
wir auf Bundeskongressen eine Reihe 
an politischen Vorhaben, von denen si¬ 
cherlich jedes einzelne richtig, sinnvoll 
und notwendig wäre, beschlossen ha¬ 
ben. Wenn sich eine beliebige Gruppe 
der SDAJ diese Beschlüsse dann vor¬ 
nimmt, stellen wir fest: Das können 
wir gar nicht schaffen. In diesem Mo¬ 
ment wird es beliebig. Man pickt sich 
was raus und damit ist niemandem 
geholfen, weder der Gruppe, die kei¬ 
ne ordentliche Orientierung vom Bun¬ 
deskongress erhalten hat, noch den 
Leitungsstrukturen, die helfen sollen, 
die Beschlüsse umzusetzen. Die Leit¬ 
anträge sind entsprechend umgestellt, 
dass wir sehr viel weniger detaillier¬ 
te Arbeitsvorhaben und Aktivitäten, 
sondern gemeinsam Ziele und Orien¬ 
tierungen beschließen. 

Gleichzeitig setzen wir einen 
Schwerpunkt auf die Anleitungsarbeit. 
Wir wollen uns darauf fokusieren, die 
Grundeinheiten darin anzuleiten, vor 
Ort eine Politik zu entwickeln, die die¬ 
sen Zielen entspricht und gleichzeitig 
der konkreten Situation angemessen ist. 

Das ist eine Herausforderung. Wir 
verlangen damit von uns selbst, von 
allen Leitungsgremien, aber auch von 
allen Gruppen, sehr viel genauer zu gu¬ 
cken, was denn die Anknüpfungspunk¬ 
te vor Ort bleiben und welche Mittel 
wir dafür aufwenden müssen. 

Lena Kreymann: Die Idee ist, trotzdem 
eine gemeinsame Klammer zu haben. 
Das ist die Kostenfrage. Wir wollen ge¬ 
genüberstellen, was eigentlich real an 


Bedarf da ist und wofür Geld in dieser 
Gesellschaft verwendet wird. Diese ge¬ 
meinsame Klammer wollen wir an al¬ 
len Orten nutzen und schauen, dass man 
das konkret auf die Situation vor Ort 
runterbricht. Man sucht sich beispiels¬ 
weise das Unternehmen raus, das in der 
eigenen Stadt eine größere Rolle spielt, 
und guckt, von wem wird denen etwas 
in den Rachen geworfen. Dem stellen 
wir unseren Bedarf im Bildungs- und 
Ausbildungsbereich entgegen. Konkret 
heißt das: Die geplante Verdoppelung 
des Rüstungsetats ist ungefähr die Sum¬ 
me, die wir für die Sanierung der Schu¬ 
len bräuchten. Alleine mit dem Gewinn 
von Siemens könnte man die fehlenden 
162 000 Stellen in den Krankenhäu¬ 
sern fast vollständig finanzieren. Das 
wirft auch die Frage auf: Warum wird 
das denn nicht gemacht? Warum wer¬ 
den so viele Milliarden in die Kriege der 
BRD gesteckt? Warum verfügen wenige 
Großaktionäre über die Milliarden, die 
Millionen Arbeiter erarbeitet haben? 

Daher auch der Titel unserer Kam¬ 
pagne „Geld gibt es genug - Zeit es 
uns zu holen“, der diese Klammer grif¬ 
fig fassen soll. 

UZ: Auch für euch ist 2018 ein Jahr der 
Jubiläen - die SDAJ wird 50 . 

Jan Meier: Wir haben einiges vor und 
wollen uns selber ein Geburtstagsge¬ 
schenk machen. Wir geben als SDAJ 
eine Einführung in den Marxismus als 
Buch heraus, das sich an Jugendliche 
richten wird, die sich für Marx und den 
Marxismus interessieren. 

Wir wollen natürlich gemeinsam 
mit der DKP auf dem UZ-Pressefest 
im September dann unseren Geburts¬ 
tag feiern. Aber auch schon auf unseren 
Pfingstcamps im Mai wird es natürlich 
eine große Rolle spielen. Die SDAJ ist 
ja am 5. Mai gegründet worden - nicht 
zufällig am Geburtstag von Karl Marx. 

UZ: In der SDAJ haben sich die Dis¬ 
kussionen über den Charakter der 
SDAJ so weit zugespitzt, dass es einen 
kollektiven Austritt von mehreren Ge¬ 
nossen gab. Dreh- und Angelpunkt war 
die Diskussion um eine neue Satzung. 
Worum ging es da? 

Lena Kreymann: Eine neue Satzung zu 
verabschieden war ohnehin der Plan. 
Das ist der Beschluss des letzten Kon¬ 
gresses, und wie dort beschlossen, lag 
der erste Entwurf im Dezember 2016 
und der Bundesvorstandsbeschluss im 
Februar 2017 über ein Jahr vor dem 


jetzigen Bundeskongress vor. Das Ziel 
war, die Möglichkeit zu geben, das aus¬ 
führlich zu diskutieren. Das ist auch 
passiert. Es gab auch einen Gegenan¬ 
trag gegen diesen Entwurf. Es gab di¬ 
verse Instrumente wie Leitungsrund¬ 
briefe, ein Gruppenleitungstreffen und 
Bundesvorstandssitzungen, wo die Dis¬ 
kussion geführt wurde. Von den Ausge¬ 
tretenen wird der Vorwurf erhoben, die 
Diskussion sei nicht möglich gewesen. 
Das ist angesichts dieser umfangreichen 
Debatte schlicht und einfach falsch. 

Wir denken, dass die Einschätzung 
derjenigen, die jetzt gegangen sind, die 
war, dass sie sich mit ihren Positionen 
nicht durchsetzen konnten. Wir haben 
erfahren, dass diese Austrittswelle vor¬ 
bereitet war. Es gab im Sommer 2017 
ein Geheimtreffen und dort wurde auf 
alle enorm viel Druck ausgeübt, darü¬ 
ber nichts zu sagen. Es ist richtig, hier 
von einer Fraktionsbildung zu sprechen. 
Nach dem Treffen ging es dann auch vor 
allem nur noch darum, möglichst viele 
mit aus der SDAJ herauszunehmen. 

Der Kernvorwurf war, dass SDAJ 
und DKP eine reformistische Strate¬ 
gie verfolgen würden. Das halten wir 
für Unsinn. Der Vorwurf wird konstru¬ 
iert an Hand von sehr aus dem Kontext 
gerissenen Zitaten aus Zukunftspapier 
und Parteiprogramm. Das konkretisiert 
sich dann an mehreren Punkten. Zum 
Beispiel wirft die ausgetretene Frakti¬ 
on uns vor, die Zusammenarbeit insbe¬ 
sondere mit sozialdemokratischen Or¬ 
ganisationen würde Illusionen schüren. 
Da zeigt sich eine sehr schematische 
Herangehensweise an Bündnispolitik. 
Wir betonen immer, dass in der Bünd¬ 
nispolitik wie auch bei Reformkämp¬ 
fen Illusionen eine Gefahr darstellen. 
Das heißt aber nicht, dass man diese 
Kämpfe aufgeben darf, sondern dass 
man Klassenbewusstsein schaffen muss, 
um dem etwas entgegenzusetzen. Ohne 
den Kampf für demokratische und so¬ 
ziale Reformen und die Orientierung 
auf Übergänge, die das Herankommen 
an die sozialistische Revolution er¬ 
möglichen - ohne diese zu ersetzen - 
werden wir dieses Klassenbewusstsein, 
und das beinhaltet auch das Bewusst¬ 
sein darüber, dass die Sozialdemokratie 
viel verspricht, real aber immer wieder 
den Kampf verrät, nicht schaffen kön¬ 
nen. Das ist kein Reformismus, sondern, 
um es mit Rosa Luxemburg zu sagen, 
revolutionäre Realpolitik, bei der die 
politische Kleinarbeit des Alltages das 
ausführende Werkzeug der Revolution 
wird. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 
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Patrik Köbele zu den Zugeständnissen an die SPD in den GroKo-Verhandlungen 

Ein „Nein“ als Anfang 


J a, es gab Zugeständnisse an die SPD 
in den Koalitionsverhandlungen. 
Manche sind zynisch und heuchle¬ 
risch. Der „Kompromiss“ in der Flücht¬ 
lingsfrage nimmt nichts von der Zer¬ 
schlagung des Asylrechts zurück und 
bleibt unmenschlich. Das Zugeständnis 
an die Personalsituation im Gesundheits¬ 
wesen ist Kosmetik. Laut ver.di-Berech- 
nungen fehlen 162 000 Stellen. Das kann 
jeder nachvollziehen, der sich in den letz¬ 
ten Jahren in einem Krankenhaus aufge¬ 
halten hat: 8 000 zusätzliche Stellen sind 
ein Tropfen auf den heißen Stein. Von 
der Privatisierung des Gesundheitswe¬ 
sens wird kein Stück zurückgenommen, 
die Pharmaindustrie nicht angegangen. 

Andere Zugeständnisse haben etwas 
mehr Substanz. Genaue Formulierun¬ 
gen lagen noch nicht vor, als ich diesen 
Kommentar schrieb. Aber das könnte 
den Wohnungsbau betreffen. Spielräu¬ 
me sind angesichts sprudelnder Steuer¬ 
einnahmen, einer brummenden Ökono¬ 
mie da - beides stark aus den Völkern 
und Ökonomien gepresst, die von der 


deutschen „Exportwalze“ überrollt wer¬ 
den. Die „Zugeständnisse“ bei der Ren¬ 
te drängen keinesfalls die Altersarmut 
zurück, wer kann im Alter schon mit 48 
Prozent seines früheren Nettoeinkom¬ 
mens leben? Frau Merkel, Herr Seeho¬ 
fer, Herr Schulz sicher, für einen Durch¬ 
schnittsverdiener liegt das aber eher im 
Bereich von 1 000,- Euro im Monat. 
Trotzdem wird die SPD das feiern und 
Frau Nahles es als Ergebnis von Ver¬ 
handlungen „bis es quietscht“ verkaufen. 

Insgesamt zeigen diese Ergebnisse 
immerhin, dass man die SPD in der Re¬ 
gierung haben will. Zugeständnisse wur¬ 
den gemacht, damit der Mitgliederent¬ 
scheid für die GroKo-Beteiligung positiv 
ausgehen kann. 


Das ist es, was mir die größten Sorgen 
macht. Immer dann, wenn die herrschen¬ 
de Klasse die Sozialdemokraten inten¬ 
siv in die Verwaltung ihres Staates, des 
„ideellen Gesamtkapitalisten“, einbauen 
wollte, gab es dramatische Verschärfun¬ 
gen der Aggressivität des deutschen Im¬ 
perialismus - nach innen und/oder nach 
außen. Ich erinnere an die Wiedererlan¬ 
gung der Fähigkeit Angriffskriege zu füh¬ 
ren, bzw. an die Agenda 2010. 

Die Zugeständnisse an die SPD deu¬ 
ten darauf hin, dass Zugeständnisse an 
den nicht ausgegrenzten, nicht prekär 
beschäftigten Teil der Arbeiterklas¬ 
se gemacht werden sollen. Dies dürfte 
auch erklären, warum es vor allem aus 
dem Gewerkschaftsapparat Druck in 


Richtung „Große Koalition“ und früh¬ 
zeitige Freude über Teilergebnisse der 
Verhandlungen gab. An der Basis der 
Gewerkschaften war die Euphorie ver¬ 
haltener. Offensichtlich soll aber vor al¬ 
lem sie durch die Verhandlungsergeb¬ 
nisse und den möglichen Eintritt der 
SPD in eine Bundesregierung einge¬ 
bunden werden. 

Besonders hinsichtlich der Frage 
Hochrüstung und Kriegspolitik habe ich 
große Befürchtungen. Im Ergebnis der 
Sondierungsgespräche kam die NATO- 
Forderung, den Rüstungshaushalt qua¬ 
si zu verdoppeln (auf 2 % des Bruttoin¬ 
landsprodukts) nicht vor. Weil man sich 
da von der Grundtendenz einig ist, steht 
zu vermuten. Klar, die SPD sagt „2 Pro¬ 


zent gehen gar nicht“, aber der Wehrbe¬ 
auftragte der Bundesregierung, der von 
der SPD kommt, bringt eine Steigerung 
auf 1,5 Prozent ins Spiel, was immer noch 
eine Erhöhung des jährlichen Rüstungs¬ 
haushalts um knapp 20 Prozent bedeuten 
würde. Einig war man sich über die Mi¬ 
litarisierung der EU, über PESCO und 
über Investitionen in die „Eurodrohne“. 
Auch die Weiterführung eines massiven 
Demokratieabbaus (Aufrüstung von Po¬ 
lizei und Geheimdiensten) ist wohl kein 
Streitpunkt unter den möglichen Part¬ 
nern. 

Deswegen werden die Zugeständ¬ 
nisse an die SPD wohl vor allem dar¬ 
um gemacht, um wichtige Teile der Ar¬ 
beiter- und Gewerkschaftsbewegung in 
den Kurs des deutschen Imperialismus 
einzubinden. 

Kein Grund zur Freude und für SPD- 
Mitglieder, die an einer Sozialdemokra¬ 
tisierung ihrer Partei interessiert sind, si¬ 
cher ein Grund, im Mitgliederentscheid 
mit „Nein“ zu stimmen. Das reicht nicht, 
kann aber ein Anfang sein. 



„Wer kann die Pyramiden überstrahlen? / 
Den Kreml, Sanssouci, Versailles, den Tower? 
/Von allen Schlössern, Burgen, Kathedralen / 
Der Erdenwunder schönstes war die Mauer. / 
Mit ihren schmucken Türmen, festen Toren. / 
Ich glaub, ich hab mein Herz an sie verloren.“ 
Der Dichterfürst Peter Hacks überhob in po¬ 
lemischer Absicht das längliche Bauwerk ins 
Ästhetische, praktisch-politisch erfüllte die 
Einfriedung immerhin 28 Jahre und 88 Tage 
lang ihren Zweck, der vielen erst nach seinem 
Einsturz deutlich wurde: Dann war der Weg 
frei für die Kriege des „glücklich wiederverei¬ 
nigten Vaterlands“ und frei für den Abbruch 
demokratischer und sozialer Rechte. Am ver¬ 
gangenen Montag hatten die Medien wieder 
einen - höchst verschraubten - Anlass, dem 
Hacks vehement zu widersprechen, denn ir¬ 
gendein Fliegenbeinzähler hatte errechnet, 
dass an diesem Tag die Mauer genauso lan¬ 
ge nicht mehr stand wie sie vorher stand. Be¬ 
merkenswert ist,dass der Kapitalismus auch in 
der Lage ist, Beton zu verdauen: 12,7 Millionen 
Berlin-Besucher zählte die Tourismusindustrie 
2016, ohne eine Besichtigung der Mauerreste 
und der dort angesiedelten Touri-Melkanlagen 
geht das selten ab.„Der Kern unserer Marke ist 
die Stadt der Freiheit“, sagt der Geschäftsfüh¬ 
rer des Tourismusverbands Visitberlin. Ml 


Der Schrumpfkurs 

Zur Vertrauenskrise in der SPD • Kolumne von Beate Landefeld 


Lucas Zeise zum Absturz am Aktienmarkt 


Von 1990 bis 2003, als die Agenda 2010 
beschlossen wurde, sank die Mitglie¬ 
derzahl der SPD um ungefähr 20 000 
jährlich von 943 402 auf 650 798. Aus¬ 
nahme war 1998, das Jahr der Kanz¬ 
lerwahl Schröders, als sie lediglich 
stagnierte. Die Schrumpfung der SPD 
begann nicht mit der Agenda, wur¬ 
de aber durch sie besiegelt. Allein im 
Jahr 2003 sank die SPD-Mitglieder- 
zahl um über 43 000, dann im Schnitt 
um jährlich etwa 17 000 auf 432 704 
Ende 2016. Zum ersten Mal seit 1990 
erhöhte sich die Zahl der Mitglieder 
wieder 2017, im Jahr der Kandidatur 
von Martin Schulz um etwa 10 000 auf 
443 152 bis Jahresende. Da die CDU 
leicht schrumpfte, wurde die SPD wie¬ 
der größte deutsche Partei. Dank der 
Auseinandersetzung um die Große 
Koalition gingen die Eintritte Anfang 
2018 weiter. Der Aufruf der Kampagne 
„NoGroKo“ an frühere Mitglieder und 
Wähler einzutreten, um sich an der Ab¬ 
stimmung gegen die GroKo zu beteili¬ 
gen, erreichte einen kleinen Bruchteil 
der „Ehemaligen“. 

Dem neoliberalen Umbau, der in 
der Agenda 2010 gipfelte, gingen Hel¬ 
mut Schmidts kapitalorientierte Spar¬ 
politik und sein Reformabbau seit der 
Krise 1974/75 sowie Helmut Kohls 
„geistig-moralische Wende“ von 1982 
als Schübe nach rechts voraus. Die 
mit der Einverleibung und Deindus¬ 
trialisierung der früheren DDR ge¬ 
steigerte Massenarbeitslosigkeit galt 
als Vorwand. Unterm Strich kostete 
diese Politik seit 1990 die SPD mehr als 
die Hälfte ihrer Mitglieder und Wäh¬ 
ler. Für Konzernlenker, Wirtschafts¬ 
verbände, CDU/CSU und FDP war die 
Agenda 2010 jedoch die unverzichtba¬ 


re Weichenstellung für die Herstellung 
deutscher Wettbewerbsvorteile ange¬ 
sichts der „Globalisierung“. Nicht we¬ 
nige Stimmen aus Großkapital und 
Wirtschaftspresse würden eher eine 
CDU-Minderheitsregierung in Kauf 
nehmen, als in Koalitionsverhandlun¬ 
gen Abstriche an der Agenda 2010 hin¬ 
zunehmen, die über deren kosmetische 
Abfederung hinausgehen würden. 



Beate Landefeld 


Auch die SPD-Führung will nur 
kosmetische Abfederung. Daher war 
absehbar, dass bei Koalitionsverhand¬ 
lungen nicht viel herauskommen konn¬ 
te. Das spüren große Teile der SPD- 
Basis, egal, ob sie dahinter die Interes¬ 
sen des Großkapitals, das Kalkül der 
CDU/CSU, die SPD „über den Tisch 
zu ziehen“, oder beides vermuten. 
Eine starke Minderheit auf dem Par¬ 
teitag im Dezember wollte die Aufnah¬ 
me von Koalitionsverhandlungen von 
vornherein ausschließen und glaubte 


den Beteuerungen einer „Ergebnis¬ 
offenheit“ der Sondierungen nicht. 
Juso-Chef Kühnert sprach von einer 
„tiefen Vertrauenskrise“ in der SPD. 
Die Parteibasis habe kein Vertrauen, 
„dass Entscheidungen an der Spitze 
in ihrem Sinne getroffen werden“. Auf 
dem Parteitag im Januar konnte die 
Führung den Beschluss zur Aufnahme 
von Koalitionsverhandlungen knapp 
durchsetzen. Die Urabstimmung wird 
zeigen, wie verbreitet das völlig be¬ 
rechtigte Misstrauen der SPD-Basis 
tatsächlich ist. 

Die GroKo-Gegner haben sich hin¬ 
ter den Jusos gesammelt, die von we¬ 
nigen alten „SPD-Linken“ (wie Hilde 
Matheis und Marco Bülow) unterstützt 
werden. Sie wollen den Weg der SPD 
in die Marginalität verhindern, den die 
Schwesterparteien in Griechenland, 
Frankreich und anderswo bereits ge¬ 
gangen sind. Ihnen schwebt eher ein 
Weg vor, wie ihn Jeremy Corbyn in 
Großbritannien, Bernie Sanders in den 
USA und die Sozialisten Spaniens ein¬ 
geschlagen haben. Dass die „Erneue¬ 
rung“ kein Spaziergang wird, wissen 
sie. Da die SPD-Wählerschaft gespal¬ 
ten sei, rechnet Kühnert mit weiteren 
Verlusten in der Wählergunst, egal, wie 
die SPD in der GroKo-Frage entschei¬ 
de. In den sozialen Medien zeigen die 
GroKo-Gegner große Nüchternheit in 
Bezug auf die Reformierbarkeit der 
SPD. Vieles deutet auf künftige, wei¬ 
tere Umbrüche im Parteiensystem hin. 
Sie sind auch für außerparlamentari¬ 
sche Bewegungen relevant. Denn die 
SPD ist in Gewerkschaften, Sozialver¬ 
bänden, Vereinen und Massenorgani¬ 
sationen der Lohnabhängigen immer 
noch stark verankert. 


Keine Panik 

„Keine Panik“, sagen die Anlageberater 
und Banker. Sie haben Recht. Warum 
auch sollte Panik aufkommen, nur weil 
der Dow Jones am Montag bis zu 1600 
Indexpunkte verloren hat? Panik ist oh¬ 
nehin nie ratsam. Um 1600 Punkte ging 
es zwar noch nie an der New Yorker Bör¬ 
se an einem Tag abwärts. Aber was heißt 
das schon? Schließlich ging es noch am 
gleichen Tag wieder etwas nach oben. 
Die Verluste blieben so auf 6 Prozent 
beschränkt, beruhigten die Börsenprofis. 

Sie sind sich außerdem einig, dass es 
zum kleinen aktuellen Crash, der von 
New York ausgehend auch die Aktien¬ 
märkte Asiens und Europas erfasst hatte, 
keinen wirklichen Anlass gab. Der wich¬ 
tigste Grund für das Abrutschen der Ak¬ 
tienkurse ist ihr hohes Niveau. Der Dax 
hatte genau wie der Dow Jones und vie¬ 
le andere Börsenindizes im Januar neue 
Rekorde erzielt. Der Kursanstieg dauert 
mit nur wenigen Unterbrechungen schon 
seit 2009. Und, wie der Aktienberater bei 
Merrill Lynch (der im letzten Crash von 
der Bank of America geschluckten In¬ 
vestmentbank) sagt, es ist „zu viel Geld 
zu schnell in den Markt gedrückt wor¬ 
den“. Jetzt gibt es den Schluckauf. 

Ein perverser Grund für die Nervosi¬ 
tät der Spekulanten ist der sich abzeich¬ 
nende Erfolg der Wirtschaftspolitik. Seit 
2008 das Finanzsystem mit unvorstellbar 


Es sei „schon bemerkenswert, wie Ber¬ 
telsmann wieder einmal versucht, die Po¬ 
litik unter Druck zu setzen“. Für Gewerk¬ 
schafter und linke Aktivisten sind solche 
Sätze nicht ungewöhnlich. Die sich hier 
dagegen verwahrt, dass ein Konzern über 
seine Stiftung die Bildungspolitik beein¬ 
flussen will, ist die baden-württembergi¬ 
sche Bildungsministerin Susanne Eisen¬ 
mann (CDU). Die Bertelsmann-Stiftung 
hat in der vergangenen Woche eine Studie 
veröffentlicht, in der sie beschreibt, wie 
sich der Lehrermangel an Grundschulen 
in den nächsten Jahren verschärfen wird - 
bis 2025 müssten 105 000 Grundschulleh¬ 
rerinnen und -lehrer eingestellt werden, 
die Unis können im gleichen Zeitraum 
aber nur 70 000 fertig ausbilden. 

Den Kultusministern passt diese Stu¬ 
die schlecht, weil sie wieder einmal deut¬ 
lich macht, wie viel Geld sie in die Hand 
nehmen müssten, um nur die krassesten 
Folgen ihrer Politik des Bildungsabbaus 
zu dämpfen. Die Gewerkschaft Erzie¬ 
hung und Wissenschaft (GEW) weist dar¬ 
auf hin, dass vielleicht mehr Menschen an 
die Grundschulen gehen würden, wenn 
die Lehrer dort genauso viel Geld wie 
ihre Kollegen an weiterführenden Schu¬ 
len bekommen würden. Sie erinnert dar¬ 
an, dass die Lehrkräfte zusätzliche Anfor¬ 
derungen erfüllen müssen, aber trotzdem 
mit hohen Stundenzahlen überlastet sind. 
Aber vor allem macht die Bertelsmann¬ 


hohen Summen an Staatsknete vor dem 
Untergang gerettet worden war, haben 
Notenbanken und Regierungen sich red¬ 
lich bemüht, die Finanzspekulation mit 
Nullzinsen wieder so weit in Schuss zu 
bekommen, dass die Realwirtschaft auch 
wieder Schwung bekommt. Nun gibt es 
seit ein bis zwei Jahren Anzeichen dafür, 
dass letzteres endlich geschieht: Es könn¬ 
te sein, dass die Geldentwertung, die am 
Finanzmarkt zur üblichen Erscheinung 
geworden ist, auch im Tausch mit realen 
Gebrauchswaren ankommt. Sogar - ent¬ 
setzlicher Gedanke - könnte es wieder zu 
Lohnanstieg kommen. 

So kämen die Profite von zwei Seiten 
gleichzeitig unter Druck. Erstens könn¬ 
ten die Lohnkosten wieder steigen. Zwei¬ 
tens gäbe es die Finanzierung von Inves¬ 
titionen nicht mehr geschenkt, weil die 
Zinsen, wie gewünscht, endlich wieder 
steigen. Das ist alles, wie an der Börse 
üblich, im Konjunktiv formuliert. Weder 
ist der Konjunkturaufschwung gesichert, 
noch der Anstieg der Zinsen. Am wenigs¬ 
ten wahrscheinlich ist eine Wende zu real 
steigenden Löhnen. Die Anlageberater 
glauben schon aus beruflichen Gründen 
nicht an den tiefen Absturz der Aktien¬ 
preise. Wahrscheinlich haben sie Recht. 
Die wirtschaftliche Lage ist noch zu 
schlecht, weshalb die Spekulation weiter 
gefördert werden wird. 


Studie deutlich, dass sich in der Lehrer¬ 
bildung einiges verändern muss: Lang¬ 
fristig müssen die Universitäten mehr 
Lehrer ausbilden und die Ausbildung an 
die Veränderungen an den Schulen an¬ 
passen. Kurzfristig brauchen die Schulen 
Wege, wie Quereinsteiger, die schon jetzt 
einen großen Teil der neuen Lehrer aus¬ 
machen, so qualifiziert werden können, 
dass sie auch ohne vollständiges Studium 
gut unterrichten können. 

Mit all dem haben die Bildungsfor¬ 
scher des Riesenkonzerns Recht. Und 
praktisch ist es auch noch: Denn die 
Bertelsmann-Stiftung, ihr „Centrum für 
Hochschulentwicklung“ und der Ber¬ 
telsmann-Konzern bieten den Kultus¬ 
ministerien nicht nur die Beschreibung 
der Probleme, sondern auch gleich pro¬ 
fitable Lösungen an. Mit Projekten wie 
dem „Monitor Lehrerbildung“, Koopera¬ 
tionen mit Hochschulen und ganz unab¬ 
hängiger Politikberatung nutzt der Ber- 
telsmann-Filz den Lehrermangel, um 
seinen Einfluss auf die Lehrerbildung 
auszubauen, seine Unternehmen liefern 
gerne die nötigen digitalen Lehrmateri¬ 
alien mit. Auch wenn sich die Kultusmi¬ 
nister noch etwas sträuben: Sie werden 
schon das Geld locker machen, das sie 
Bertelsmann bezahlen, damit dessen Un¬ 
ternehmen die neoliberale Umgestaltung 
der Bildung vorantreiben können - und 
dabei gute Geschäfte machen. 


Olaf Matthes über die verschlungenen Wege der Privatisierung 

Bertelsmann macht’s 
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Verfassungswidrig? 

Vor 50 Jahren wurde die Pressekonferenz zur Vorstellung des KPD-Programmentwurfs verboten und aufgelöst 


I n der zweiten Hälfte der 60er Jahre 
veränderte sich das politische Kli¬ 
ma in der Bundesrepublik. 1966 kam 
es - geführt durch den früheren Minis¬ 
terpräsidenten Baden-Württembergs, 
den Alt-Nazi Kurt Georg Kiesinger, - 
zur Bildung einer großen Koalition. Im 
Kabinett Kiesinger wurde der damali¬ 
ge SPD-Vorsitzende Willy Brandt Vize¬ 
kanzler und Außenminister. Gegen die 
auch von der großen Koalition fortge¬ 
führten und verstärkten Bestrebungen 
für eine Notstandsgesetzgebung in der 
Bundesrepublik entwickelte sich breiter 
Widerstand. Der Kampf gegen die Not¬ 
standsgesetze, für demokratische Rechte 
verband sich immer mehr mit dem Frie¬ 
denskampf. Das kam auch darin zum 
Ausdruck, dass sich die Ostermarschbe¬ 
wegung zur „Kampagne für Demokratie 
und Abrüstung“ erweiterte. 

Vor allem der Krieg der USA gegen 
Vietnam rief in Teilen der Jugend heftige 
Proteste hervor. Zudem entwickelte sich 
Mitte der 60er Jahre „eine große, von 
Jahr zu Jahr anschwellende studentische 
Protestbewegung gegen die Bildungsmi¬ 
sere. Die Forderungen waren aber bald 
nicht mehr nur auf die Verbesserung der 
Studienbedingungen gerichtet. Es ging 
zugleich um die Zurückdrängung reak¬ 
tionärer Bildungsinhalte, um die Verän¬ 
derung undemokratischer Strukturen 
an Universitäten, Schulen und in der 
Berufsausbildung. Und da sich all das 
mit anderen politischen Auseinander¬ 
setzungen (Notstandsgesetze, Vietnam¬ 
krieg etc.) kreuzte, verlor die studenti¬ 
sche Protestbewegung relativ schnell 
den Charakter einer ,Ein-Punkt-Bewe- 
gung’. Ihre fortschrittlichsten und radi¬ 
kalsten Kräfte - meist im Sozialistischen 
Deutschen Studentenbund (SDS) orga¬ 
nisiert - gaben der damaligen außerpar¬ 
lamentarischen Opposition (APO) we¬ 
sentliche neue Impulse. 

Im Frühjahr 1968 erreichte der ge¬ 
bündelte Protest dieser demokratischen 
Kräfte und Bewegungen einen Höhe¬ 
punkt. (...) 

In der studentischen, aber auch in 
der gewerkschaftlichen Diskussion ging 
es - vor allem in Auseinandersetzung 
mit sozialdemokratischer Politik - häu¬ 
fig um gesellschaftliche Alternativen. 
Dabei wurde auch der Marxismus ,wie¬ 
derentdeckt’, entstand ein breites Spek¬ 
trum ,neomarxistischer’ Positionen. In 
der organisierten Arbeiterjugend, in der 
gewerkschaftlichen Bildungsarbeit und 
vor allem in der Studentenbewegung 
hatten Marxisten neue Möglichkeiten, 
ihre Positionen zu vertreten. Eine wich¬ 
tige Rolle spielten dabei auch die an vie¬ 
len Orten entstehenden marxistischen 
Bildungsgemeinschaften.“ ( KPD 1945- 
1968. Dokumente, Hrsg. Günter Judick, 
Josef Schleifstein und Kurt Steinhaus, 
Neuss 1989, Bd. 1, S. 107/108). Zugleich 
war - wie Max Reimann 1970 schrieb - 
zu diesem Zeitpunkt offen zutage ge¬ 
treten, „dass sich die Adenauersche 
,Politik der Stärke’ in einer unentrinn¬ 
baren Sackgasse befand, die Gefahren 
der Fortsetzung dieser Politik, die auf 
Feindschaft gegen die Sowjetunion, Re¬ 
vanche, Liquidierung der DDR, Verän¬ 
derung der europäischen Grenzen ge¬ 
richtet war, immer deutlicher wurden. 
Die ständige Erhöhung des Rüstungs¬ 
haushalts, der Versuch, in den Besitz 
oder Verfügungsgewalt über Atomwaf¬ 
fen zu gelangen, erhöhten die ohnehin 
vorhandenen Spannungen. 

Zum gleichen Zeitpunkt (...) mehr¬ 
ten sich die Krisenanzeichen in verschie¬ 
denen Industriezweigen. Die Mehrheit 
unserer Bevölkerung, die Arbeiter und 
Angestellten, sahen ihre Arbeitsplätze 
nicht mehr gesichert und dies zu einer 
Zeit, wo die Gewinne der großen Mo¬ 
nopole, vor allem der Rüstungsmono¬ 
pole, bis dahin nie gekannte Ausmaße 
annahmen. Beunruhigend war auch die 
Geldentwertung, während zugleich Su¬ 
perkonzerne aus den USA freies Feld 
zur Erzielung von Riesenprofiten in der 
Bundesrepublik erhielten. 

Zu diesem Zeitpunkt entwickelte 
sich in immer stärkerem Maße die Ge¬ 
fahr des Neonazismus, die nicht nur im 
Anwachsen der NPD ihren Ausdruck 


fand, sondern vor allem auch durch 
eine Fülle antidemokratischer Maßnah¬ 
men, grundlegender Veränderungen am 
Grundgesetz, der Schaffung der Not¬ 
standsgesetze und der Notstandsverfas¬ 
sung. 

All diese Maßnahmen standen in 
untrennbaren Zusammenhang mit der 
Grundrichtung der Politik, die darin be¬ 
stand, den Status quo in Europa nicht 


anzuerkennen und die inneren und äu¬ 
ßeren Bedingungen dafür zu schaffen, 
die Ergebnisse der Niederlage Hitler¬ 
deutschlands zu revidieren.“ ( Max Rei¬ 
mann, Manuskript seiner Stellungnahme 
vor der II. Strafkammer des Landesge¬ 
richts in Flensburg, 8. Oktober 1970) 

In dieser Situation wurden auch For¬ 
derungen nach der Aufhebung des KPD- 
Verbots und der Zulassung einer legalen 
kommunistischen Partei immer lauter, 
gründeten sich Initiativen, wurde dar¬ 
über auch in Politikerkreisen und der 
Justiz diskutiert (siehe u. a. auch: Georg 
Fülberth, Vom Partei- zum Berufsverbot. 
Eine Legende über das Bundesverfas¬ 
sungsgericht, UZ vom 22.12.2017). Die 
Bundesregierung geriet nicht nur innen¬ 
politisch unter Druck. 

Verboten und aufgelöst 

In dieser Situation ging die KPD in die 
Offensive. Am 8. Februar 1968 versuch¬ 
ten Vertretern der KPD, Grete Thie¬ 
le, Max Schäfer und Herbert Mies auf 
einer Pressekonferenz im Frankfurter 
Hotel „Hamburger Hof“, die vom ehe¬ 
maligen niedersächsischen KPD-Land¬ 
tagsabgeordneten Ludwig Landwehr 
einberufen worden war, den im Juni 
1967 auf einer Zentralkomitee-Tagung 
verabschiedeten neuen Programment¬ 
wurf der KPD in die Öffentlichkeit zu 
bringen. Der Programmentwurf ist, so 
Judick, Schleifstein und Steinhaus mehr 
als 20 Jahre später, „ein sehr bemer¬ 
kenswertes Dokument, das viele theo¬ 
retische und politische Unzulänglich¬ 
keiten früherer Dokumente überwand. 
(KPD 1945-1968. Dokumente, Bd. 1, 
S. 110) Die Pressekonferenz wurde vom 
Frankfurter Polizeipräsidenten auf An¬ 
ordnung des hessischen Innenministers 
nach einem entsprechenden Fernschrei¬ 
ben des Bundesinnenministeriums we¬ 
gen „Förderung der Ziele der verbo¬ 
tenen KPD“ verboten und polizeilich 
aufgelöst. Max Schäfer und Herbert 
Mies wurden vorläufig festgenommen, 
angeblich weil sie keine gültigen Perso¬ 
nalausweise hatten, am folgenden Tag 
aber wieder freigelassen. Herbert Mies 
beschrieb den Vorgang in seinen Erinne¬ 
rungen „Mit einem Ziel vor den Augen“ 
(Berlin 2009, S. 247) wie folgt: „Plötzlich 
meldeten sich Polizeibeamte, einer er¬ 
klärte, die Zusammenkunft verstoße ge¬ 
gen das Versammlungsgesetz, sie diene 
den Zielen der verbotenen KPD. 

Die Journalisten protestierten, Pfui- 
Rufe waren zu hören. Max Schäfer zö¬ 
gerte noch immer. Da platzte mir der 
Kragen. Ich erhob mich, stellte Grete, 


Max und mich vor und verwahrte mich 
gegen den Akt polizeilicher Willkür. Die 
Beamten arbeiteten sich nach vorn. Sie 
zwängten sich durch den Pulk der ste¬ 
henden Journalisten und an den Kame¬ 
ras vorbei und griffen mich. Im Licht der 
Scheinwerfer wurde ich gepackt und aus 
dem Raum gezerrt. Die Bilder von AP 
und dpa gingen noch am gleichen Tag 
in die Welt.“ 


Der Generalbundesanwalt leitet ein 
Ermittlungsverfahren gegen die drei we¬ 
gen Verdachts „der Fortführung einer 
verfassungswidrigen Partei als Rädels¬ 
führer“ (§ 90a StGB) ein. Der Ermitt¬ 
lungsrichter des Bundesgerichtshofs 
ordnet die Beschlagnahme „aller herge¬ 
stellten, in Druck befindlichen und zur 
Verbreitung im Bundesgebiet bestimm¬ 
ten Exemplare“ des Programmentwurfs 
einschließlich der Druckvorlagen an. 

Einen Tag später erklärte der Ver¬ 
treter des Innenministeriums, Faulha¬ 
ber, auf Nachfrage von Journalisten in 
der Bundespressekonferenz zum Ver¬ 
bot der Pressekonferenz zum KPD- 
Programmentwurf, was an dem neuen 
Programmentwurf als verfassungswidrig 
beanstandet würde: „Das Programm in¬ 
teressiert uns zunächst überhaupt nicht. 
Es kommt uns allein darauf an, festzu¬ 
stellen, ob die alte KPD mit einem neu¬ 
en Programm ihre Tätigkeit fortsetzen 
will“. Zugleich erklärte er, dass gemäß 
der Vereinbarung der Innenminister¬ 
konferenz in Ulm für eine Neugrün¬ 
dung der KPD keinerlei Voraussetzun¬ 
gen zu erfüllen seien: „Die Parteigrün¬ 
dung ist in der Bundesrepublik frei. Es 
ist weder ein Genehmigungsverfahren 
erforderlich noch müssen irgendwelche 
Satzungen oder andere Dinge vorgelegt 
werden. Wenn eine Partei sich gründet, 
ist sie zunächst ein Faktum. Es ist dann 
Sache der zuständigen Behörden zu prü¬ 
fen, ob eine solche Partei dem Art. 21 
entspricht.“ Wenn das nicht der Fall ist, 
sei es Sache der zuständigen Behörden, 
dann die dafür im GG vorgesehenen 
Maßnahmen einzuleiten. 

Zuvor hatte Regierungssprecher Ah- 
lers jede Stellungnahme zu dem Vorge¬ 
hen gegen die Pressekonferenz der KPD 
abgelehnt, weil das allein eine Angele¬ 
genheit des Landes Hessen gewesen sei. 

Am 13. Februar 1968 wurde durch 
Beschluss des Amtsgerichts Neumüns¬ 
ter die Durchsuchung der Geschäfts¬ 
räume der Firma Plambeck und Co. in 
Neumünster sowie die Beschlagnahme 
sämtlicher Exemplare des Programm¬ 
entwurfs der Kommunistischen Partei 
Deutschlands (Februar 1968) angeord¬ 
net. Aufgrund dieses Beschlusses wur¬ 
den am gleichen Tage (...) bei der Firma 
Plambeck u. Co. gedruckte(n) Schriften 
einschließlich der dazugehörigen Druck¬ 
platten und Matern beschlagnahmt:“ 
Zu den beschlagnahmten Materialien 
gehörten 55 000 Exemplare des Pro¬ 
grammentwurfs der KPD. Auch andere 
Versuche, den Entwurf des Parteipro¬ 
gramms in die Öffentlichkeit zu bringen, 


scheiterten. ,„Etwa vier oder fünf Wo¬ 
chen nach der Beschlagnahme’, erinnerte 
sich Ewald Stiefvater,erhielt ich von der 
Parteiführung Adresse und Route zum 
Abholen von etwa 2 000 Exemplaren 
der Entwürfe aus Österreich. 

Ich entschied mich für Artur Stehr, 
den ich in der Illegalität als zuverlässig 
und verschwiegen kennengelernt habe.“ 
(...) Er war bereit, die Entwürfe abzu¬ 
holen, wie auch sein Sohn Heinz, der ihn 
begleiten wollte. (...) Er stand kurz vor 
einer Examensprüfung als Diplom-Inge¬ 
nieur, und das Unternehmen war nicht 
ohne Risiko.“ 

Tatsächlich ging das Unternehmen 
schief. Vater und Sohn fuhren nach Inns¬ 
bruck zu ihrer Anlaufstelle: dem Büro 
der KPÖ. ,Wir wunderten uns sehr über 
die mangelnde Konspiration, packten 
dann die Programmentwürfe in die Kof¬ 
fer, luden sie in das Auto ein und fuhren, 
wie vorgegeben, zum Grenzübergang 
Kufstein.“ Schon hundert Meter vor der 
Grenze fingen österreichische Grenzbe¬ 
amte sie ab, durchsuchten ihre Koffer, 
entdeckten die von der Wiener „Stern“- 
Verlagsgesellschaft m.b.H. gedruckten 
Broschüren und übergaben die beiden 
an ihre deutschen Kollegen.“ Gegen Va¬ 
ter und Sohn wurde ein Ermittlungs¬ 
verfahren eingeleitet. „Die Beschwerde 
Artur Stehrs wies der Bundesgerichts¬ 
hof mit der Begründung ab, dass die 
Broschüren dem Versuch dienen, eine 
verbotene Partei fortzuführen und für 
sie zu werben.“ (Jürgen Brammer, Klaus 
Weigle: Die Illegalen von 1956/1968, 
http://docplayer.org/31 988 992-Juergen- 
brammer-klaus-weigle-die-illegalen- 
von-1956-1 968.html) 

Über 3 000 Vorschläge 
zur Überarbeitung 

Trotzdem wurde der Entwurf des KPD- 
Programms diskutiert, fanden dazu öf¬ 
fentliche Veranstaltungen statt. Im Juni 
1971, als Max Reimann endlich seine 
Stellungnahme vor der II. Strafkammer 
in Flensburg abgeben konnte, verwies er 
darauf mit Stolz: „Ich kann dem Gericht 
mitteilen, dass bereits wenige Zeit nach 
der Veröffentlichung des Programm¬ 
entwurfs der Programmkommission 
der KPD an die 3 000 Vorschläge zur 
Überarbeitung des Programmentwurfs 
zugegangen sind. Dabei ist bemerkens¬ 
wert, dass die Grundlinie des Programm¬ 
entwurfs Zustimmung aus allen Bevöl¬ 
kerungsschichten erhielt und dass sich 
Vorschläge zur Verbesserung und Er¬ 
gänzung im wesentlichen auf exaktere 
Formulierungen, auf konkretere Aus¬ 
sagen zu einigen theoretischen Proble¬ 
men und auf Ergänzungen sozialer und 
demokratischer Forderungen bezogen.“ 
(Max Reimann, ebenda) 

Doch zunächst wurden 1968 KPD- 
Mitglieder noch verfolgt, kam es - auch 
nach der Neukonstituierung der DKP - 
zu einem Prozess um die Rechtmäßig¬ 
keit der Beschlagnahme des Programm¬ 
entwurfs. 1969 hob in erster Instanz 
die I. Große Strafkammer des Land¬ 
gerichts Flensburg die Einziehung des 
Programmentwurfs mit der Begründung 
auf, dass dieser zwar einen verfassungs¬ 
widrigen Inhalt habe, seine Verbreitung 
aber gemäß § 86 Abs. 3 StGB zulässig 
sei, weil „die Handlung im Rahmen 
der staatsbürgerlichen Aufklärung (...) 
vorgenommen“ sei. Den Gesichtspunkt 
der staatsbürgerlichen Aufklärung ließ 
jedoch der Bundesgerichtshof (BGH) 
nicht gelten („Für die aufgelöste Partei 
gibt es keinen Raum politischer Hand¬ 
lungsfreiheit mehr“). Er verwies die Sa¬ 
che zurück an eine andere Kammer des 
Landgerichts Flensburg. 

Nicht verfassungswidrig 

Das neue Verfahren begann am 8. Ok¬ 
tober. Und am 9. Oktober 1970 verkün¬ 
dete Landgerichts direktor Ernst-Martin 
Henningsen: „Die Hauptverhandlung 
wird ausgesetzt, da die Staatsanwalt¬ 
schaft den Sitzungssaal verlassen hat 
und nicht wiedergekommen ist.“ Vor¬ 
ausgegangen war ein heftiger Streit. Be¬ 
reits am Vortage waren die Staatsanwäl¬ 
te zwei mal nach lautstarkem Streit mit 
dem Prozessvertreter der KPD, dem be¬ 


kannten Strafrechtler und Anwalt Prof. 
Dr. Kaul aus der DDR, unter Protest 
ausgezogen. Letzter Anstoß war die Kri¬ 
tik Kauls an der Urteilsweisheit der ho¬ 
hen Bundesrichter in Karlsruhe, die zu¬ 
vor dafür gesorgt hatte, dass die Justiz in 
Flensburg erneut über den Programm¬ 
entwurf befinden sollte. Erst Monate 
später wurde das Verfahren fortgeführt. 

Im Urteil des Landgerichts Flens¬ 
burg vom 24.6.1971 hieß es dann: „Im 
Namen des Volkes: In dem Einziehungs¬ 
verfahren betreffend den Entwurf des 
Programms der Kommunistischen Partei 
Deutschlands (Februar 1968); 

(...) hat die II. Große Strafkammer 
des Landgerichts Flensburg in ihren Sit¬ 
zungen vom 22.6., 23.6. und 24.6.1971 
(...) am 24. Juni 1971 für Recht erkannt: 
Der Einziehungsantrag der Staatsan¬ 
waltschaft wird abgelehnt. Die Kosten 
des Verfahrens einschließlich der Kosten 
der Revisionsinstanz wie auch die not¬ 
wendigen Auslagen der Einziehungsbe¬ 
teiligten in beiden Rechtszügen fallen 
der Staatskasse zur Last.“ 

Der 2. Großen Strafkammer des 
Landgerichts Flensburg musste in der 
Urteilsbegründung unter anderem fest¬ 
stellen: „Aus der Tatsache, dass eine Par¬ 
tei für verfassungswidrig erklärt worden 
ist, darf nicht geschlossen werden, dass 
jede ihrer Publikationen gegen die frei¬ 
heitlich demokratische Grundordnung 
gerichtet ist. Ob andererseits die poli¬ 
tische Zielrichtung der Initiatoren des 
Programmentwurfs mit den Zielen, wie 
sie im Programmentwurf zum Ausdruck 
gekommen sind, tatsächlich überein¬ 
stimmen, hat das Gericht nicht zu prü¬ 
fen, da es in diesem Verfahren nur dar¬ 
auf ankommt, ob die Programmschrift 
selbst verfassungsfeindliche Tendenzen 
aufweist. 

Die Schrift enthält die herkömmli¬ 
chen und bekannten Parolen, die allge¬ 
mein als kommunistisch und mitunter 
schon allein deswegen als verfassungs¬ 
widrig bezeichnet werden. Eine solche 
Betrachtungsweise ist rechtlich nicht 
haltbar. Keiner der verwendeten Be¬ 
griffe ist bereits vom Ursprung her mit 
einem verfassungswidrigen Inhalt ausge¬ 
stattet. Gerade weil die Begriffe Sozia¬ 
lismus’, ,Marxismus’ Leninismus’, Kapi¬ 
talismus’, ,Diktatur des Proletariats’ u.a., 
wie sie mehrfach in dem Programment¬ 
wurf benutzt werden, zu verschiedenen 
Zeiten und von verschiedenen Aspek¬ 
ten mit verschiedenen Inhalten verse¬ 
hen werden können und versehen wor¬ 
den sind, verlangt eine strafrechtliche 
Sanktion die sichere Feststellung, ob im 
vorliegenden Fall einer der im Entwurf 
enthaltenen Begriffe - für einen ver¬ 
ständigen Leser - tatsächlich mit einem 
verfassungsfeindlichen Inhalt versehen 
worden ist. Auch dafür gelten die stren¬ 
gen Maßstäbe strafrechtlicher Sachver¬ 
haltsfeststellungen.“ 

Der Rechts Wissenschaftler Alexan¬ 
der von Brünneck betonte, dass dies das 
erste Urteil eines bundesdeutschen Ge¬ 
richtes war, „das die Verfassungsmäßig¬ 
keit der gegenwärtigen KPD/DKP-Pro- 
grammatik“ anerkannte. Das bedeutete 
aber nicht, dass sich damit die politische 
Justiz in der Bundesrepublik qualitativ 
verändert habe. Das Gericht zog „nur 
die juristische Konsequenz daraus, dass 
die offene politische Unterdrückung 
der KPD historisch nicht mehr mög¬ 
lich“ war. 

Schon bald zeigte sich, dass die poli¬ 
tische Verfolgung der Linken im Lande 
weiterging. Am 28. Januar 1972 verkün¬ 
deten Bundeskanzler Brandt und die 
Ministerpräsidenten „Grundsätze zur 
Frage der verfassungsfeindlichen Kräfte 
im Öffentlichen Dienst“. Und das KPD- 
Verbot? Auch heute noch - 50 Jahre 
nach der Pressekonferenz vom 8. Feb¬ 
ruar 1968 und bald 50 Jahre nach Neu¬ 
konstituierung der DKP - muss die For¬ 
derung sein: Weg mit dem KPD-Verbot. 

Zusammenstellung: Nina Hager 

Der Programmentwurf kann nachgele¬ 
sen werden in „KPD 1945-1968. Doku¬ 
mente“. Der Nummer 1/2018 der Mar¬ 
xistischen Blättern lag ein Nachdruck 
bei. 



Die Festnahme von Herbert Mies am 8 . 2.1968 



m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 9. Februar 2018 


Kultursplitter 


Gleiche Gage 

„Bezahlt uns endlich wie Männer“. Mit 
diesem griffigen Satz mischen sich Ka- 
roline Herfurth und Suzanne von Bor- 
sody in die Diskussion um die Macht¬ 
verteilung und Ungleichheit in der Film¬ 
branche ein. „Männer sind immer noch 
mächtiger als Frauen, das muss sich än¬ 
dern“ sagte Herfurth. Dieses gesamtge¬ 
sellschaftliche Phänomen schlägt sich 
auch in der Bezahlung durch und warum 
sollte dies in dieser speziellen Branche 
anders sein. In die gleiche Kerbe schlägt 
auch wenige Tage vor Beginn der Ber¬ 
linale Festivalleiter Dieter Kosslick und 
will, dass sich die 68. Ausgabe „offensiv“ 
mit sexueller Belästigung und Gewalt 
auseinandersetzt. Es gehe allerdings um 
„Diskriminierung insgesamt“, sagte Koss¬ 
lick. Es wäre zu begrüßen, wenn sich das 
Festival nicht nur an die „Me ^“-Kam¬ 
pagne anhängt, sondern sich dem tat¬ 
sächlichen Grund nähert, nämlich dem 
kapitalistischen System, dem Profit alles 
ist. Miese Bezahlung, prekäre Arbeit, Un¬ 
terdrückung und sexuell motivierte Ge¬ 
walt sind Bedingungen der Verhältnisse. 

Gute Nachricht 

Der lang geplante Bau des Museums des 
20. Jahrhunderts in Berlin ist ein Stück 
näher gerückt. Das Schweizer Architek¬ 
turbüro Herzog & de Meuron habe den 
Vertrag zum Bau des Museums in Ber¬ 
lin vor einigen Tagen unterzeichnet, sag¬ 
te ein Sprecher der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz. Endlich, denn Kunstsamm¬ 
ler, die dem Museum ihre Sammlungen 
überlassen wollen, haben verärgert über 
die langwierige Planung des Museums 
geredet. Der Bundestag hatte das Geld 
für den Bau nach langen Debatten längst 
bewilligt, der Baubeginn des rund 200 
Millionen Euro teuren Museums ist für 
2019 geplant, fertig soll es vielleicht Mit¬ 
te der 20er Jahre sein. Das neue Museum 
soll zwischen der Neuen Nationalgalerie 
von Mies van der Rohe und der Berliner 
Philharmonie von Hans Scharoun entste¬ 
hen. Herzog & de Meuron planen dafür 
ein scheinbar einfaches Backstein-Haus, 
das man als Lagerhalle, Festzelt oder 
auch Tempel ansehen kann. Aus der 
Sammlung der Kunst des 20. Jahrhun¬ 
derts aus dem Bestand der Berliner Na¬ 
tionalgalerie sollen zukünftig Werke vor 
allem des deutschen Expressionismus, 
des Kubismus, Surrealismus, aber auch 
der DDR-Kunst gezeigt werden. Gera¬ 
de darauf darf man gespannt sein, denn 
Werke, die summarisch unter „DDR“ be¬ 
zeichnet werden, sind in vielen Museen 
der Republik in die Depots weggelagert 
worden, vielleicht ein positives Signal. 

Geplante Korrektur 

Die amtierende Bundeskanzlerin Ange¬ 
la Merkel ist dazu bereit, das Gesetz ge¬ 
gen Hassbotschaften nachzubessern. In 
ihrem neuesten Video-Podcast reagiert 
sie auf deutliche Kritik an einem Gesetz, 
das nicht nur einen spröden Namen hat, 
sondern auch mit heißer Nadel gestrickt 
wurde. Es könne sein, „dass wir auch 
hier Veränderungen vornehmen müs¬ 
sen, aber der Grundansatz, dass wir hier 
Regelungen brauchen, der ist absolut 
richtig und notwendig“. Das Internet sei 
kein rechtsfreier Raum. Durch das neue 
„Netzwerkdurchsetzungsgesetz“ seien 
nun auch Plattformbetreiber für die In¬ 
halte verantwortlich, die sie verbreiten, 
rechtfertigte sie das Gesetz. Um Bußgel¬ 
der zu vermeiden, werden beanstandete 
Inhalte aus Unsicherheit auch in Zwei¬ 
felsfällen gelöscht, wie es zuletzt dem 
Satiremagazin „Titanic“ passierte. Wer 
„Beanstandungen“ meint, ist frei von 
Begründungen und muss sich nicht ver¬ 
antworten. Das neue Gesetz verpflichtet 
soziale Netzwerke, Hinweisen auf rassis¬ 
tische oder andere strafbare Äußerungen 
nachzugehen und entsprechende Inhal¬ 
te rasch zu entfernen. Was „strafbar“ ist, 
entscheiden nicht mehr Richter, sondern 
Algorithmen, bestenfalls Mitarbeiter der 
Firmen. Die Betreiber müssen Posts oder 
Videos binnen 24 Stunden löschen, wenn 
sie diese für verboten halten. Werden 
strafbare Inhalte nach Hinweisen nicht 
gelöscht, droht ihnen ein Bußgeld von bis 
zu 50 Millionen Euro. „Niemand hat die 
Absicht, Zensur auszuüben“, mag man 
in Abwandlung eines bekanntes Satzes 
vermuten. 

HB 


Brecht in Oberhausen 


Vor 6o Jahren begann das Theater mit und um Brecht 



B evor Brecht auf die Bühne des 
Stadttheaters kam, machte Ober¬ 
hausen durch den jungen Hilmar 
Hoffmann Bekanntschaft mit Brecht- 
Texten. Bereits 1951 begann eine Folge 
von szenischen Lesungen in der Volks¬ 
hochschule, darunter „Die heilige Jo¬ 
hanna der Schlachthöfe“ „Furcht und 
Elend des Dritten Reiches“ oder auch 
„Trommeln in der Nacht“ Die meisten 
dieser Lesungen wurden vom WDR- 
Rundfunk übernommen und später im 
Radio wiederholt. Über diese Arbei¬ 


ten urteilte die zeitgenössische Presse: 
„Das Ensemble war vorbildlich einge¬ 
spielt. Es hat den letzten Schliff gewon¬ 
nen. Die harten Sätze Brechts klangen 
wie gemeißelt.“ In dieser Industriestadt 
gab es ein „festes“ Publikum, die VHS- 
Veranstaltungen waren ständig ausver¬ 
kauft. 

1958 war es dann soweit: Am 19. Fe¬ 
bruar hatte „Herr Puntila und sein 
Knecht Matti“ Premiere am Stadtthe¬ 
ater und schafft immerhin sieben Auf¬ 
führungen, es folgte „Mutter Courage 


und ihre Kinder“, „Der gute Mensch 
von Sezuan“ und noch drei weitere 
Bühnenstücke in den nächsten Jahren. 
Wie nah das Theater an der Lebenssi¬ 
tuation der Menschen im Ruhrgebiet 
war, zeigte sich dann 1968. Die letz¬ 
te große Zeche in Oberhausen „Con- 
cordia“ sollte geschlossen werden, 
das, was beschönigend „Strukturwan¬ 
del“ genannt wurde, zeigte sein wah¬ 
res Gesicht. Premiere hatte im Janu¬ 
ar „Die Dreigroschenoper“, inszeniert 
von Günther Büch, von der Spielplan¬ 


überlegung, dies sei ein heiteres Mu¬ 
sical, blieb angesichts der Umstände 
nichts mehr. Wie Brecht meinte, der 
Löwe soll die Zähne zeigen, nicht nur 
der Haifisch. Mackie Messer und sei¬ 
ne nach BWL-Grundsätzen geführten 
Gangster sollen wie die nach kapita¬ 
listischem Vorbild gegängelten Bettler 
offenbaren, wie absurd die scheinba¬ 
ren Ordnungen der Gesellschaft sind. 
Was zeigte die Aufführung: Nach dem 
zweiten Dreigroschen-Finale kommen 
Oberhausener Bergleute in ihrer Ar¬ 
beitskleidung auf die Bühne, schwarze 
Fahnen wehen, ein großer Förderturm 
im Hintergrund und eine riesige, den 
ganzen Raum ausfüllende rote Fahne 
weht über der Szenerie. Arbeiterlieder 
singen die Schauspieler gemeinsam mit 
den bedrohten Bergleuten, der Schluss¬ 
choral von Brecht wird vorgetragen 
„Zieht gen die großen Räuber jetzt zu 
Felde/und fällt sie allesamt und fällt sie 
bald/von ihnen rührt das Dunkel und 
die große Kälte/sie machen, dass dies 
Tal von Jammer schallt“. Und immer 
noch nicht ist Schluss, auf der Bühne 
wird die „Internationale“ angestimmt 
und nicht wenige im Publikum sangen 
dankbar mit. Alles theatralisch und 
sehr effektvoll, aber ein vielleicht er¬ 
hoffter oder gefürchteter Skandal blieb 
aus, das Oberhausener Publikum kann¬ 
te Brecht schon seit vielen Jahren. Alte 
Kommunisten aus der Stadt erzählen, 
man habe immer ganze Kontingente an 
Karten - vergünstigt - gekauft und sei 
mit vielen Genossinnen und Genossen, 
mit Freunden und Bekannten gemein¬ 
sam in die Aufführungen gegangen, ins¬ 
gesamt stand die Inszenierung 17 mal 
auf dem Spielplan. 

Zu der Oberhausener Theaterge¬ 
schichte gehört auch, dass bereits 1966 
ein Austauschgastspiel mit den Städ¬ 
tischen Bühnen aus Karl-Marx-Stadt 
vereinbart wurde, es folgte das Volks¬ 
theater Rostock und das Stadttheater 
Magdeburg, 1973 war das Leipziger 
Schauspiel zu Gast, fast immer hatten 
die DDR-Theater Brecht im Gepäck. 
Genau 25 Jahre nach der legendären 
„Dreigroschenoper“ stand sie wieder 
auf dem Theaterzettel und auch dies¬ 
mal solidarisierte sich das Haus. Die 
Stahlkocher von Duisburg-Rheinhau¬ 
sen waren bedroht, Einnahmen sollten 
dem Streikfond zugute kommen, aber 
leider ging die Fassung daneben, es war 
eher eine Operette und ein wenig Kla¬ 
mauk. 

Frank Schumacher 


Bühne frei 


Ein Theaterstück mit Dr. Marx 

Einen klugen und dabei amüsanten 
Abschluss fand die Veranstaltung der 
Marx-Engels-Stiftung in Wuppertal 
durch die Premiere des neuen Stücks 
des „Weber-Herzog-Musiktheaters“ 
Das Ensemble hatte sich „Das Kapi¬ 
tal“ vorgenommen und unter dem Titel 
„Frau Kapital trifft Dr. Marx“ eine Re¬ 
vue aus Sprech- und Liedtexten erar¬ 
beitet. Leider musste die Theatergrup¬ 
pe improvisieren, denn der Schauspie¬ 
ler/Sänger, der den Dr. Marx geben 
sollte, war kurzfristig erkrankt. Chri¬ 
stof Herzog, der die Musik komponiert 
hatte, sprang ein und löste mit beacht¬ 
lichem Geschick die Aufgabe. Christa 
Weber, die verantwortlich zeichnet für 
die Textauswahl, spielte Frau Kapital, 
goldbehängt und in einer Kleidung, die 
an die Diven der Weimarer Zeit erin¬ 
nerte. Martin Orth begleitete die bei¬ 
den Protagonisten nicht nur am elek¬ 
trischen Pianoforte, sondern spielte 
den Proletarier Michel in Arbeitskluft, 
der von Frau Kapital am langen Strick 
auf die Bühne gezogen wurde. 

Kurzweilige eineinhalb Stunden für 
die rund 150 Gäste der Stiftung, denn 
die Truppe arbeitete sich an wesentli¬ 
chen Begriffen der Politischen Ökono¬ 
mie von Karl Marx wie Ware, Tausch¬ 
und Gebrauchswert, menschliche Ar¬ 
beit, Mehrwert, Akkumulation und 
Ausbeutung ab. Das zänkische, recht¬ 


haberische Gerede von Frau Kapital 
wurde - manchmal vielleicht etwas zu 
lehrerhaft - von Dr. Marx gekontert. 
Ob die Diva überkandidelt sprach oder 
sang, mit einer Musik, die an Weill und 
Eisler orientiert war, souverän und 
beharrlich versuchte Marx, die Dame 
von ihrer einfältigen, gerne auch ein¬ 
schmeichlerischen Denkweise und von 
ihrer falschen Sicht auf die Verhältnisse 
abzubringen. Dies gelang ihm im Lau¬ 
fe der Aufführung, Frau Kapital wurde 
immer unsicherer, sie verkroch sich un¬ 
ter das große, rote Tuch auf dem Sofa 
und jammerte vor sich hin. Hier darf 
Kritik geäußert werden, denn Michel 
blieb seltsam passiv, und dass Frau 
Kapital unter dem Tuch wieder als 
kämpferische Proletarierin auftauch¬ 
te, war zwar erfreulich, aber ist doch 
eher Wunschdenken. Vom notwendi¬ 
gen Klassenkampf, von der Rolle der 
Arbeiterklasse für einen Wechsel der 
Verhältnisse war leider nicht die Rede, 
der Michel hätte schon aktiver gestaltet 
werden können. Dennoch soll die Auf¬ 
führung gelobt werden, auf der Website 
der Theatergruppe finden sich eine Rei¬ 
he von Terminen in diesem Jahr in vie¬ 
len Orten, wo das Stück gezeigt wird. 
Für das UZ-Pressefest im September 
wäre es wünschenswert, wenn „Weber- 
Herzog“ auftreten können. 

Herbert Becker 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 


Manuel Tiago 
Das Haus von Eulalia 
Erinnerungen an den 
Spanischen Bürgerkrieg 

Madrid 1936. Francos Truppen putschen 
gegen die Spanische Republik. Drei junge 
portugiesische Genossen, sie sind im Exil in 
Spanien, werden von den Ereignissen über¬ 
rascht. Was tun? Sollen sie sich in den Kampf 
einreihen - oder zurückgehen nach Portugal, 
wo die Salazar-Diktatur schon seit fast einem 
Jahrzehnt wütet, um dort den Kampf weiter¬ 
zuführen? 

Älvaro Cunhal, der spätere Generalsekretär der Portugiesischen Kommu¬ 
nistischen Partei, hat diesen Roman unter Pseudonym verfasst. Er war 
selbst einer der drei jungen Portugiesen. Er vermittelt meisterlich ein le¬ 
bendiges Bild von den Ängsten, Unsicherheiten und Konflikten, mit denen 
sie konfrontiert waren, aber auch Freude und Begeisterung, einer großen 
internationalen Bewegung anzugehören, die sich der faschistischen Bar¬ 
barei entgegenstellt. 

Neue Impulse Verlag/Edition Marxistische Blätter Essen 2002, kartoniert, 
154 Seiten, 3,-Euro 
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Antifaschismus und die Strategie der DKP 

Eine Erwiderung zu Thomas Mehners Diskussionsbeitrag • Von Hans-Peter Brenner 


F ür Thomas Mehner scheint alles 
klar zu sein: „Kommunist/innen 
gehen mit Dimitroff und der Kom¬ 
munistischen Internationale von der Er¬ 
kenntnis aus, dass der Faschismus nicht 
die Herrschaft der Faschisten, sondern 
die terroristische Form bürgerlicher 
Herrschaft ist. ... Die Monopolbour¬ 
geoisie ist die treibende und entschei¬ 
dende Kraft bei der Vorbereitung und 
Einsetzung des Faschismus.“ Und Kurt 
Baumann (Leserbrief, UZ vom 2.2.2018, 
S. 15) assistiert den seiner Meinung nach 
klaren „antimonopolistischen“ Schluss¬ 
folgerungen: „Wollen wir um die Mas¬ 
senbasis der Monopole kämpfen, indem 
wir entlang der Klassenlinie Aktionsein¬ 
heiten und Bündnisse organisieren, die 
Massenbasis von den Monopolen und 
deren politischen Führern entfremden 
oder wollen wir klassenneutral „Demo¬ 
kraten“ sein und Kritik an real 
verkommender bürgerlicher De¬ 
mokratie geißeln?“ 

Haben Georgi Dimitroff und 
die Komintern gesagt, „Faschis¬ 
mus = Diktatur der Monopole“ 
und „Antifaschismus = Klassen¬ 
kampf gegen das Monopolkapi¬ 
tal?“ 

Die Kommunistische 
Internationale (Komintern) hat¬ 
te im Vorfeld ihres berühmten 
VII. Weltkongresses (1935) über 
mehrere Jahre intensiv an ihrer 
Analyse des Faschismus gear¬ 
beitet. Darauf aufbauend kam 
die Komintern mit zunehmender 
Aneignung der Feninschen Im¬ 
perialismusanalyse bald zu wich¬ 
tigen Erkenntnissen vom Klas¬ 
sencharakter und der Funktion 
des Faschismus zur diktatori¬ 
schen Absicherung der Klassen¬ 
herrschaft der Monopole und der 
imperialistischen Bourgeoisie. 

In den Debatten um das vom 
VI. Weltkongress (1928) verab¬ 
schiedete Programm der Kom¬ 
intern war vor allem die wach¬ 
sende Verbindung zwischen Mo¬ 
nopolen und imperialistischem 
Staat näher untersucht worden. 

Die Komintern hatte erkannt, 
dass das Monopolkapital in im¬ 
mer stärkerem Maße zu terroristischen 
Methoden greifen würde, um vor allem 
den Widerstand der Arbeiterklasse ge¬ 
gen die von den Interessen des Kapitals 
getragene Innen- und Außenpolitik zu 
brechen. Die Komintern kam zugleich 
zu der Einschätzung, dass in den hoch- 
entwickelten imperialistischen Staaten 
der Faschismus nicht unbedingt durch 
einen Putsch an die Macht kommen 
müsse, „sondern dass eine stufenweise 
Faschisierung der bürgerlich-demokra¬ 
tischen Herrschaftsform durch das Mo¬ 
nopolkapital wahrscheinlicher sei.“ (Vgl. 
Elfriede Lewerenz: Die Analyse des Fa¬ 
schismus durch die Kommunistische In¬ 
ternationale, Frankfurt, 1975, S. 23) 
Dabei gab es jedoch weiter Rück¬ 
stände und Schwächen in der Ana¬ 
lyse, über die vier Jahrzehnte später 
Kurt Gossweiler kritische Worte fand. 
Die kommunistische Faschismus-For¬ 
schung habe bis zu diesem Zeitpunkt 
(Dezember 1978) hervorragende Ana¬ 
lysen zu der Periode des „Faschismus 
an der Macht“ erarbeitet. Aber es man¬ 
gele noch immer an Untersuchungen, 
die konkret die Entwicklung des Mas¬ 
seneinflusses des Faschismus und der 
dazu nötigen Mechanismen und Bedin¬ 
gungen offenlegten. Doch das werde 
sich mit neuen Studien nun ändern. Da¬ 
bei könne man sich auch auf die nicht 
systematischen alten „Äußerungen“ 
und „Kennzeichnungen der faschisti¬ 
schen Bewegungen“ durch verschiede¬ 
ne kommunistische Parteien und der 
Kommunistischen Internationale aus 
den 20er und 30er Jahren stützen. (Kurt 
Gossweiler: Aufsätze zum Faschismus, 
Berlin 1986, S. 514) 

Eine Schlüsselrolle spielte dabei 
im Dezember 1933 das XIII. Plenum 
des Exekutivkomitees der Komintern. 
Bereits damals und nicht erst 1935 auf 
dem berühmten VII. Komintern-Kon¬ 
gress wurde der Faschismus als „die 


offene terroristische Diktatur der am 
meisten reaktionären, chauvinistischen 
und imperialistischen Elemente des Fi¬ 
nanzkapitals“ bezeichnet. Das war ein 
bedeutender Erkenntnisgewinn. Der 
marxistische Ökonom Eugen Varga 
hatte nachgewiesen, dass es vor allem 
die Monopole der Schwerindustrie wa¬ 
ren, die auf die Errichtung einer un¬ 
eingeschränkten Diktatur drängten. 
Andere monopolistische Gruppen, 
besonders der Konsumgüterindustrie 
und des Handels, bevorzugten dage¬ 
gen noch die bisherigen parlamentari¬ 
schen Herrschaftsmethoden. Teile der 
deutschen Großbourgeoisie, die dem 
„Zentrum“ und der SPD nahestan¬ 
den, waren in der Frage des Wechsels 
zur gewaltsamen terroristischen Dik¬ 
tatur noch nicht festgelegt oder spra¬ 
chen sich sogar dagegen aus. Diese ex¬ 


akteren Analysen über die Pläne der 
verschiedenen Machtgruppierungen 
innerhalb des herrschenden Monopol¬ 
kapitals führten schließlich zu der be¬ 
deutsamen Einsicht, dass die Gefahr 
des Faschismus in der Hauptsache von 
den reaktionärsten Gruppen des Mo¬ 
nopolkapitals ausgeht und nicht vom 
Großkapital schlechthin. 

Demgemäß unterschied Dimitroff 
auf dem VII. Kominternkongress zwi¬ 
schen „der“ Bourgeoisie als Gesamt¬ 
klasse und ihrer ökonomisch entschei¬ 
denden Spitze, der Monopolbour¬ 
geoisie: Er benannte die tatsächlichen 
Hauptverantwortlichen, Hintermän¬ 
ner, Drahtzieher und Nutznießer der 
faschistischen Diktatur sehr viel genau¬ 
er als nur mit dem Begriff „Monopo¬ 
le“ oder „Monopolbourgeoisie“. Er wie¬ 
derholte dabei die Definition des VIII. 
Plenums des EKKI und sprach erneut 
von der „offenen(n), terrroristische(n) 
Diktatur der reaktionärsten, chauvinis¬ 
tischsten, am meisten imperialistischen 
Elemente des Finanzkapitals.“ Also 
nicht „das Kapital“, „die Monopole“ 
oder „die Monopolbourgeoisie“ in ih¬ 
rer Gesamtheit wurden pauschal als die 
Hauptverantwortlichen für den Aufbau 
der faschistischen Bewegung und der 
faschistischen Diktatur angegriffen. 

Es geht vielmehr um deren reakti¬ 
onärste, chauvinistischste, am meisten 
imperialistische Elemente. Dimitroff 
unterschied sehr genau zwischen den 
verschiedenen Spielarten nicht nur re¬ 
aktionärer Parteien mit Verbindungen 
oder Übergängen zum Faschismus und 
der Partei des offenen Faschismus, son¬ 
dern auch noch zwischen den verschie¬ 
denen Arten des Faschismus. Deren 
„reaktionärste Spielart“ sei der deut¬ 
sche Faschismus. Er bezeichnete ihn 
als „ein Regierungssystem des politi¬ 
schen Banditentums“ und als „mittel¬ 
alterliche Barbarei und Grausamkeit, 


zügellose(r) Aggressivität gegenüber 
den anderen Völkern und Fändern.“ 
(G. Dimitroff: Die Offensive des Fa¬ 
schismus und die Aufgaben der Kom¬ 
munistischen Internationale. In VII. 
Kongress der Kommunistischen Inter¬ 
nationale. Gekürztes stenographisches 
Protokoll, Moskau 1939, S.126) 

Waren diese Differenzen innerhalb 
der herrschenden Kapitalistenklasse 
und Monopolgruppen über Variatio¬ 
nen ihrer Machtausübung nur unbe¬ 
deutende politische Schattierungen 
oder interne Geplänkel, die man auch 
„links liegen lassen“ konnte? Nein, das 
waren sie nicht und sind es auch heu¬ 
te nicht. 

Es war Dimitroff selbst, der vor fol¬ 
genden Fehlern warnte: „Der Macht¬ 
antritt des Faschismus ist keine einfa¬ 
che Ersetzung der einen bürgerlichen 


Regierung durch eine andere, sondern 
eine Ablösung der einen Staatsform 
der Klassenherrschaft der Bourgeoi¬ 
sie - der bürgerlichen Demokratie - 
durch eine andere Form - durch die 
offene terroristische Diktatur. Die Ig¬ 
norierung dieses Unterschiedes wäre 
ein ernster Fehler...“ Es ging ihm da¬ 
bei aber nicht nur um die Ausnutzung 
von Gegensätzen innerhalb der Bour¬ 
geoisie als Gesamtklasse. Vor allem die 
Einstellung der Kommunisten zur bür¬ 
gerlichen Demokratie stand auf dem 
Prüfstand. Schwere strategische Feh¬ 
ler in der schematischen Abwertung 
der Errungenschaften der bürgerlich¬ 
parlamentarischen Demokratie muss¬ 
ten korrigiert werden. 

Die Unterscheidung zwischen ver¬ 
schiedenen Gruppierungen und Flü¬ 
geln in der herrschenden Klasse, die 
bis hoch in die Spitzen der monopolis¬ 
tischen Bourgeoisie reich(t)en, ist auch 
heute von Bedeutung. Auch heute müs¬ 
sen wir zwischen den verschiedenen 
Varianten von Konservatismus, Chau¬ 
vinismus, Rassismus, Xenophobie dif¬ 
ferenzieren. Die Auseinandersetzung 
z.B. mit der AfD muss die verschiede¬ 
nen Flügel in dieser Organisation, die 
Unterschiede zwischen großen Teilen 
der Basis und den Politprofis, den so¬ 
genannten Neo- und Wirtschaftslibera¬ 
len, den Brückenbauern zum offenen 
Faschismus und den jetzt sich verstärkt 
innerhalb und um die AfD herum for¬ 
mierenden rechten „Arbeitervertre¬ 
tern“ berücksichtigen. 

Die Auseinandersetzung mit dem 
heutigen Faschismus schließt ein, dass 
wir nicht mit einer schlichten „antimo¬ 
nopolistischen“ Grundaussage ope¬ 
rieren können, wonach „die Monopo¬ 
le“ den Faschismus als ihren dicksten 
Knüppel nach Belieben aus der Tasche 
ziehen könnten. Dimitroff bleibt auch 
an dieser Stelle aktuell: „Genossen, 


man darf sich den Machtantritt des Fa¬ 
schismus nicht so simpel und glatt vor¬ 
stellen, als ob irgendein Komitee des 
Finanzkapitals den Beschluss fasst, an 
diesem und diesem Tage die faschisti¬ 
sche Diktatur zu errichten. In Wirklich¬ 
keit gelangt der Faschismus gewöhnlich 
zur Macht im gegenseitigen, zuweilen 
scharfen Kampf mit den alten bürgerli¬ 
chen Parteien oder mit einem bestimm¬ 
ten Teil dieser Parteien, im Kampf so¬ 
gar innerhalb des faschistischen Lagers 
selbst, der manchmal bis zu bewaffne¬ 
ten Zusammenstößen führt, wie wir 
das in Deutschland, in Österreich und 
anderen Ländern gesehen haben.“ (G. 
Dimitroff: a. a. O., S. 127 f.) 

So war es ein tragischer und stra¬ 
tegischer Fehler, dass die KPD schon 
die Papen- und Schleicher-Regierun¬ 
gen (erst recht natürlich SPD-geführ- 


te Kabinette) als „faschistisch“ cha¬ 
rakterisiert hatte. Das war bereits von 
Wilhelm Pieck in seinem Auftakt des 
VII. Kominternkongresses, seinem Tä¬ 
tigkeitsbericht des Exekutivkomitees, 
sehr deutlich als das Ergebnis einer 
grundsätzlich fehlerhaften Einstellung 
der KPD zur Verteidigung der bürger¬ 
lich-demokratischen Rechte und auch 
der parlamentarisch verfassten Herr¬ 
schaftsform in der Weimarer Republik 
kritisiert worden. 

Haltung zur 

bürgerlichen Demokratie 

In seiner Schlussrede auf dem VII. Ko¬ 
minternkongress sah sich Dimitroff auf 
Grund vieler Diskussionsbeiträge ge¬ 
nötigt, die Frage erneut aufzugreifen. 
Dabei betonte er, „unsere Stellung zur 
bürgerlichen Demokratie bleibt nicht 
unter allen Verhältnissen gleich. ... 
Heute greift die Konterrevolution die 
bürgerliche Demokratie an und ist be¬ 
strebt ein Regime der barbarischsten 
Ausbeutung und Unterdrückung der 
Werktätigen aufzurichten. Gegenwär¬ 
tig haben die werktätigen Massen in 
einer Reihe von kapitalistischen Län¬ 
dern konkret, für den heutigen Tag zu 
wählen nicht zwischen proletarischer 
Diktatur und bürgerlicher Demokratie, 
sondern zwischen bürgerlicher Demo¬ 
kratie und Faschismus.“ (G. Dimitroff: 
Schlusswort auf dem VII. Kongress der 
Komintern. In Gekürztes stenographi¬ 
sches Protokoll, Moskau 1939) 

Diese Einschätzung gilt auch für die 
antifaschistische Orientierung und an¬ 
timonopolistische Strategie der DKP 
heute. Es geht um das Verständnis dafür, 
dass es keinen Gegensatz zwischen un¬ 
serer antifaschistischen und antimono¬ 
polistischen Orientierung und der Ver¬ 
teidigung der (bürgerlichen) Demokra¬ 
tie gegen die Angriffe von ultrarechts 


gibt. Das schließt ein, dass wir nicht nur 
(widerwillig) akzeptieren, sondern auch 
politisch bewusst damit umgehen, dass 
die antifaschistischen Motive für Wi¬ 
derstand sich aus unterschiedlichen po¬ 
litischen und praktischen Erfahrungen 
speisen können, aus bürgerlich-demo¬ 
kratischen, christlichen oder vielleicht 
einfach aus antiautoritäten Grundhal¬ 
tungen gegen die absolute Vereinnah- 
mung durch ein diktatorisches Regime. 

Wenn studentische und andere ju¬ 
gendliche Hitler-Gegner sich z.B. in 
der „Weißen Rose“ oder in der Kölner 
Gruppe der „Edelweißpiraten“ zusam¬ 
menschlossen und Widerstandsakti¬ 
onen durchführten, dann war das ein 
nicht minder heroischer Widerstand als 
der des kommunistischen Widerstands. 
Wenn ein Christ und evangelischer Pas¬ 
tor wie Dietrich Bonhoeffer sein Leben 
für einen anderen KZ-Häftling 
anbot, wenn ein politisch konser¬ 
vativ denkender Militär wie Graf 
von Stauffenberg mit Gleichge¬ 
sinnten eine Militäraktion ge¬ 
gen das Nazi-Regime vorberei¬ 
tete, dann war es ebenso mutig 
und wertvoll wie der Kampf von 
Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten in der französischen Re¬ 
sistance oder in den Partisanen¬ 
verbänden Jugoslawiens, Italiens 
und Griechenlands, die wussten, 
dass dies auch ein Kampf gegen 
das Groß- und Rüstungskapital 
war. 

Und wenn heute bürgerliche 
Demokraten und Antifaschisten, 
wenn das Lager des alten und des 
neuen Sozialdemokratismus, ge¬ 
meinsam mit wichtigen Teilen 
der DGB-Gewerkschaften eine 
Bewegung wie „Aufstehen gegen 
Rechts“ initiieren, an deren In¬ 
halt wir zu Recht einiges zu be¬ 
mängeln haben, dann ist das zu¬ 
nächst einmal als Ausdruck von 
antifaschistischem Engagement 
anzusehen und positiv aufzu¬ 
greifen. Es ist Ausdruck des be¬ 
reits von Dimitroff und Wilhelm 
Pieck kritisierten „kommunisti¬ 
schen Hochmutes“, wenn wir uns 
dabei in erster Linie auf eine Po¬ 
sition der Kritik und Besserwisserei zu¬ 
rückziehen. 

Mehner kritisiert, dass in einem 
UZ-Beitrag vom 13.10. vergangenen 
Jahres dazu aufgerufen worden sei, „die 
Menschen auf Grundlage ,der bürger¬ 
lich-demokratischen und parlamentari¬ 
schen Gesellschaftsordnung 4 (also des 
kapitalistischen Systems) in den Kampf 
gegen Faschismus und Krieg zu füh¬ 
ren“. Erst nach langem Suchen in der 
besagten UZ-Ausgabe stieß ich auf die 
Quelle, die dieses Verdammungsurteil 
begründen soll. Es handelt sich dabei 
um eine unvollständig wiedergegebene 
Passage aus einer Rede des amtieren¬ 
den Bundesprechers der VVN-BdA, 
Ulrich Sander. Hatte er tatsächlich zur 
„Verteidigung des Kapitalismus“ als 
Basis eines antifaschistischen Grund¬ 
konsenses aufgerufen? Bei Sander 
lese ich: „Die allgemeine Schlussfolge¬ 
rung der Antifaschistinnen und Anti¬ 
faschisten seit den Jahren 1933/34 war 
auch, die „Errungenschaften“ (Her¬ 
vorhebung HPB) der bürgerlich-par¬ 
lamentarischen Gesellschaftsordnung 
zu verteidigen und auf ihrer Grundla¬ 
ge die Menschen in den gemeinsamen 
Kampf gegen Krieg und Faschismus 
zu führen“. Sander ruft also, wie schon 
Max Reimann bei der Verabschiedung 
des Grundgesetzes angekündigt hatte, 
dazu auf, den ursprünglichen antifa¬ 
schistischen Gehalt der Verfassung zu 
verteidigen. Er und nicht nur er, son¬ 
dern die KPD und auch die DKP nach 
ihrer Neukonstituierung haben bis heu¬ 
te Reimanns Worte nicht vergessen. 

Wie kann man das dann so ignorie¬ 
ren und verdrehen? 

Der Beitrag bezieht sich auf Thomas Meh¬ 
ner: „Die treibende Kraft bekämpfen - Die 
antimonopolistische Strategie - Grundla¬ 
ge kommunistischer Antifa-Strategie?“, UZ 
vom 26.1.18, S. 12 
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... sein Name ist Kommunismus 

Bert Brechts Bearbeitung des Manifests der Kommunistischen Partei in Versform • Von Jenny Farrell 


V or 170 Jahren, im Februar 1848, 
veröffentlichten Marx und En¬ 
gels das „Manifest der Kommu¬ 
nistischen Partei“ (KM). Bis heute ist 
dies ein bemerkenswerter Text, die klare 
und überzeugende Darlegung von Klas¬ 
se und Geschichte als Klassenkampf. 

Fast hundert Jahre nach seiner Erst¬ 
veröffentlichung, am 11. Februar 1945, 
notierte Bertolt Brecht in seinem Ar¬ 
beitsjournal den Plan, diesen Text als 
Lehrgedicht in Verse umzuschreiben. 
Er lebte zu dieser Zeit noch im Exil in 
Santa Monica. Das Ende des Zweiten 
Weltkriegs rückte näher und mit ihm 
die Frage nach der Zukunft Deutsch¬ 
lands. Am 10. März 1945 notierte er in 
jenem Journal: „zwischen dem lehrge- 
dicht und den schrecklichen Zeitungs¬ 
berichten aus deutschland. ruinen und 
kein lebenszeichen von den arbeitern“. 

Brecht hoffte, den Originaltext mit 
„neuer, bewaffneter autorität zu verse¬ 
hen“. Das vergangene Jahrhundert hat¬ 
te tiefere Krisen und zwei grauenhafte 
Kriege erfahren; es hatte auch zum ers¬ 
ten Mal in der Geschichte eine erfolgrei¬ 
che Revolution erlebt, in der das Prole¬ 
tariat die Macht ergriffen hatte. Gerüstet 
mit dieser historischen Perspektive, dem 
Bewusstsein auch späterer marxistischer 
Theorie und der Notwendigkeit, die Idee 
des Kommunismus als einzige Alterna¬ 
tive zur Barbarei wiederzubeleben, ent¬ 
schied Brecht, sich dieser spektakulären 
Herausforderung zu stellen. 

Mit Blick auf Lukrez 4 Lehrgedicht 
„De rerum natura“ (Über die Natur der 
Dinge) und der zusätzlichen Herausfor¬ 
derung eines in Hexameter gefassten 
Textes ersann er die Idee, ein solches 
„Über die Unnatur der bürgerlichen 
Verhältnisse“ zu schreiben. Kernstück 
der vier geplanten Gesänge sollten die 
beiden mittleren mit einer Versifizie¬ 
rung des Kommunistischen Manifests 
sein. Darüber hinaus war ein erster Ge¬ 
sang über die Schwierigkeiten, sich in 
der Natur der Gesellschaft zurechtzu¬ 
finden gedacht, und ein vierter über die 
ungeheuer gesteigerte Barbarisierung. 
Brecht schrieb den zweiten Gesang 
zuerst und verdichtete damit das ers¬ 
te Kapitel des KM. An diesem Teil hat 
Brecht jahrelang immer wieder gearbei¬ 
tet. Doch veröffentlichte er ihn nicht zu 
Lebzeiten; das Gedicht blieb ein Frag¬ 
ment. Dennoch bleibt sein „Das Mani¬ 
fest“ eindrucksvoll und unvergesslich. 

In seiner Poetisierung folgt Brecht 
dem Originaltext, wobei er häufig auch 
dessen Begriffe und berühmte Formu¬ 
lierungen verwendet, einige davon je¬ 
doch im Interesse der dramatischen 
Wirkung verändert und Tatsachen auch 
modernisiert. 

Nehmen wir den Anfang: Das KM 
beginnt: „Ein Gespenst geht um in Eu¬ 
ropa - das Gespenst des Kommunismus“. 
Brecht verwendet in der Eröffnungszei¬ 
le den Satz „... geht ein Gespenst um“ 
und personifiziert es wunderbar als eine 
lebendige Gegenwart an verschiede¬ 
nen Orten und in verschiedenen Situa¬ 
tionen auf der ganzen Welt. Der Name 
des Gespenstes wird bis zum Ende der 
Strophe enthalten und schafft so einen 
Spannungsbogen, das Wort „Kommu¬ 
nismus“ dramatisch betonend. 

Kriege zertrümmern die Welt und im 
Trümmerfeld geht ein Gespenst um. 
Nicht geboren im Krieg, auch 
im Frieden gesichtet, seit lange. 
Schrecklich den Herrschenden, aber 
den Kindern der Vorstädte freundlich. 
Lugend in ärmlicher Küche 
kopfschüttelnd in halbleere Speisen. 
Abpassend dann die Erschöpften am 
Gatter der Gruben und Werften. 
Freunde besuchend im Kerker, 
passierend dort ohne Passierschein. 
Selbst in Kontoren gesehn, selbst 
gehört in den Hörsälen, zeitweis 
Riesige Tanks besteigend und fliegend 
in tödlichen Bombern. 

Redend in vielerlei Sprachen, in allen. 

Und schweigend in vielen. 

Ehrengast in den Elendsquartieren 
und Furcht der Paläste 
Ewig zu bleiben gekommen: 
sein Name ist Kommunismus. 


Neben seinem den arbeitenden Men¬ 
schen freundlichen und stets präsenten 
Charakter betont Brecht die Angst der 
Herrschenden vor dem Gespenst sowie 
dessen Bereitschaft, sich zu verteidigen. 
Die neue Weltsituation tritt in das Bild, 
wenn sich das Gespenst - unter Bezug¬ 
nahme auf die sowjetische Armee im 
Zweiten Weltkrieg - nötigerweise - 
auch in Panzer und todbringende Bom¬ 
ber begibt. Der Unterschied zwischen 
dem Originaltext und seiner poetischen 
Übertragung zeigt sich in der Sanftheit, 
mit der Brecht die Tätigkeiten des Ge¬ 
spenstes beschreibt: Handlungen treten 
an die Stelle der theoretischen Erklä¬ 
rung. Dies ist eine Besonderheit von 
Kunst und Poesie und kein Urteil über 
den besseren Text. Kunst und Poesie 


fangen das Wesen der Dinge, der Ge¬ 
sellschaft, in spezifischen, individuali¬ 
sierten Bildern ein. Ein Text, der die 
Gesetze der Geschichte und der Ge¬ 
sellschaft umreißt und gelegentlich sei¬ 
ne Argumentation mit Hinweisen auf 
die Kunst illustriert, muss auf einer an¬ 
deren, abstrakteren Ebene operieren. 
Brecht weicht auch dadurch vom Ori¬ 
ginal ab, dass er seine Leser direkt an¬ 
spricht. Er schafft dadurch Vertraut¬ 
heit, Vertrauen und etabliert den ly¬ 
rischen Sprecher als Mittler zwischen 
dem Leser und den Begründern des 
wissenschaftlichen Kommunismus: 

Viel davon hörtet ihr. Dies aber ist, 
was die Klassiker sagen. 

Lest ihr Geschichte, so lest ihr von 
Taten enormer Personen; 

Ihrem Gestirn, sich erhebend und 
fallend; vom Zug ihrer Heere; 

Oder von Glanz und Zerstörung der 
Reiche. 

Ein zentrales Thema im KM sind die 
Produktionsweisen und die Produk¬ 
tion selbst. Während Marx die ob¬ 
jektiven Gesetze der kapitalistischen 
Produktion beschreibt, bringt Brecht 
Naturgesetze in seine Bildsprache ein. 
Marx präsentiert Fakten und Ergeb¬ 
nisse, Brecht konzentriert sich auf Tä¬ 
tigkeit: 

Niemals zuvor ward entfesselt ein 
solcher Rausch der Erzeugung 
Wie ihn die Bourgeoisie in der Zeit 
ihrer Herrschaft entfacht hat 
Die die Natur unterwarf, die 
elektrische schuf und die Dampf-Kraft 
Schiffbar machte die Ströme und 
riesige Weltteile urbar. 

Nie zuvor hat die Menschheit geahnt, 
dass schlummernd im Schoß ihr 
Solche Befreiungen waren und solche 
erzeugenden Kräfte. 

/.../ 

So also seht ihr, wie hurrikangleich 
Produktivkräfte aufstehn 
Und Produktionsweisen, alte, für ewig 
gehaltne, zertrümmern 

Kapitalistische Überproduktion führt 
zu ihrer Verkehrung, der Zerstörung 
von Waren: 

Hunger von alters plagte die Welt, 
wenn die Kornkammer leer war 
Jetzt aber, keiner versteht es, hungern 


wir, wenn sie zu voll ist. 

Nichts in der Speise mehr finden die 
Mütter, die Mäulchen zu füllen 
Und hinter Mauern, in turmhohen 
Speichern gehäuft,fault das Korn weg. 
Irgendwo türmt sich in Ballen das 
Tuch, aber frierend durchzieht die 
Lumpenverhüllte Familie, von heute 
auf morgen geworfen 
Aus dem gemieteten Heim, die 
Wohnviertel ohne Bewohner. 

Er veranschaulicht den Warencharak¬ 
ter jeder Arbeit: 

So wie der Kapitalist seine Ware 
verkauft, so verkauft denn 
Auch der Prolet seine Ware, die 
Arbeitskraft; unterworfen 
Darum dem Wettbewerb und der 


ewigen Schwankung des Marktes. 
Zubehör nur der Maschine, verkauft 
er den einfachen Handgriff 
Kostend nur, was sein Unterhalt 
kostet und als er benötigt 
Fortzupflanzen und aufzuziehn seine 
nützliche Rasse 

Da ja der Preis der Arbeitskraft wie 
der Preis jeder anderen 
Ware entspricht dem Preis der 
Gestehung. 

Brecht hebt hervor, wie die kapitalisti¬ 
sche Produktion entmenschlicht: 

Anstatt sich ernähren zu lassen 
Von ihrem Proletariat, muss sie dieses 
ernähren. Sie braucht es 
Kann es jedoch nicht gebrauchen und 
macht es doch größer und größer. 
Und es obsiegt die Entmenschtheit und 
zeichnet so Opfer wie Opfrer. 

Er greift auch auf andere, spätere Ar¬ 
beiten von Marx und Engels zurück, 
wie z.B. die Theorie der zyklischen 
Krisen und des Warenfetischismus und 
fügt diese seinem „Das Manifest“ hin¬ 
zu. Krisen werden personifiziert. 
Riesige Krisen, in zyklischer 
Wiederkehr, gleichend enormen 
Sichtlos tappenden Händen, greifen 
und drosseln den Handel 
Schütteln in schweigender Wut 
Produktionsstätte, Märkte und Heime. 
/.../ 

Nicht zum Wohnen bestimmt ist das 
Haus, das Tuch nicht zum Kleiden 
Noch ist das Brot nur zum Essen 
bestimmt; Gewinn soll es tragen. 
Wenn das Erzeugnis jedoch nur 
gebraucht und nicht auch gekauft wird 
Weil der Lohn des Erzeugers zu klein 
ist - und macht man ihn größer 
Lohnt es nicht mehr, das Zeug 
erzeugen zu lassen -, wozu dann 
noch Hände 

Mieten? Sie müssen doch mehr an der 
Werkbank leisten als eben 
Nur ihren Mann und die Seinen 
nähren und kleiden und hausen 
Wenn da Profit sein soll; nur- 
wo dann hin mit der Ware? Und also 
Wolle und Weizen, Kaffee und Früchte 
und Fische und Schweine 
Alles ins Feuer geopfert, den Gott des 
Profits zu erweichen! 

Haufen von Maschinerie, das 


Werkzeug von Arbeiterheeren 
Schiffswerft und Wollkämmereien, 
Hochöfen, Sägewerke, Gruben 
Alles zerstückt und geopfert, den Gott 
des Profits zu erweichen! 

Freilich ihr Gott des Profits ist mit 
Blindheit geschlagen. Die Opfer 
Sieht er nicht. Er ist unwissend. 

Beratend die Gläubigen, murmelt 
Unverständliches er. 

Solch spezifische Bilder werden einpräg¬ 
samer durch den Einbezug auch nichtvi¬ 
sueller Sinne. „Wolle und Weizen, Kaffee 
und Früchte und Fische und Schweine“ 
sieht der Leser nicht nur, Tastsinn, Ge¬ 
ruch, Geschmack sind angesprochen und 
tragen das Ihre dazu bei, den visuellen 
Endruck zu vertiefen. Hinzu kommen 


die kontrastierenden Farben, Formen, 
Oberflächen, Konsistenzen und Beweg¬ 
lichkeit. „Schiffswerft und Wollkämme¬ 
reien, Hochöfen, Sägewerke, Gruben“ 
tun ein Weiteres. Feurig rote Hitze kon¬ 
trastiert mit der Kühle und blässeren 
Farbe des Meeres, die Dunkelheit und 
Tiefe der Gruben mit der Weite des 
Meeres, die Wollkämmereien mit ihren 
arbeitenden Frauen und Kindern tragen 
andere industrielle Geräusche bei. 

Die Bildsprache des Kampfes durch¬ 
zieht das KM und ist integraler Be¬ 
standteil von Brechts „Das Manifest“: 

Den Klassikern aber 
Ist die Geschichte zuvörderst 
Geschichte der Kämpfe der Klassen. 
Denn sie sehen in Klassen geteilt und 
kämpfend die Völker 
In ihrem Innern. Patrizier und Ritter, 
Plebejer und Sklaven 
Adlige, Bauern und Handwerker, 
heut Proletarier und Bourgeois 
Halten sie jeweils den riesigen 
Haushalt im Gang, der Erzeugung 
Und der Verteilung der Güter, der 
lebensnotwendigen, immer doch 
Kämpfend dabei den Kampf bis aufs 
Messer, den um die Herrschaft. 

Wie wir bereits sahen, ist Brechts „Das 
Manifest“ nicht einfach eine Wiederho¬ 
lung des KM in Versform; es ist mehr als 
das, es ist eine Erweiterung des Originals 


auf der Grundlage marxistischer Theo¬ 
rie und gesellschaftlicher Praxis. Leser in 
späteren Zeiten werden ihre Erfahrun¬ 
gen ebenfalls in das Gedicht einbringen. 

„Das Manifest“ erfuhr eine Rei¬ 
he von Überarbeitungen. Nach sei¬ 
ner Rückkehr nach Berlin kam Brecht 
mehrmals auf den Entwurf zurück. 
Hanns Eisler bedauerte später, dass 
er und Feuchtwanger Brecht im Exil 
bei diesem Projekt entmutigt hatten. 
Er sagte: „Denn hätten wir heute ein 
Epos ,Das kommunistische Manifest 4 
von Brecht, wäre es als ein ganz selte¬ 
nes Kunstwerk in die Geschichte der 
Menschheit eingegangen. (...) wir ha¬ 
ben nicht überlegt, dass der Marxismus 
mit vielen Methoden, auf vielen Gebie¬ 
ten und in vielfältigen Feinheiten ver¬ 
breitet werden muss. (...) vieles [wird] 
durch die Poetisierung anziehend, was 
in der platten Form des Alltags, in der 
schwierigen Situation des Klassen¬ 
kampfes oder in den Lehrstuben der 
Gesellschaftswissenschaften als lang¬ 
weilig und grau empfunden wird. Durch 
Brecht wird es golden überglänzt.“ 

Das weltberühmte Gespenst, das 
einst Europa heimsuchte, lebt heute in 
der ganzen Welt, in der Kriege verhee¬ 
ren und die Mächtigen die Besitzlosen 
drangsalieren. Das Gespenst erklärt die 
Gründe für diese Verwüstung und das 
Elend. Es spricht in unzähligen Spra¬ 
chen. Es ist und bleibt eine Bedrohung 
für die Herrschenden und ein Freund 
den Verdammten dieser Erde. 

So ist die einzige Klasse, 
die Bourgeoisie zu besiegen 
Und ihren Fessel gewordenen Staat zu 
zertrümmern befähigt, von allen 
Nur die Arbeiterklasse. Sie ist es durch 
Wuchs und durch Lage. 

/.../ 

Chaos erzeugen die Pläne 
der Bourgeoisie, je mehr Pläne 
Desto mehr Chaos. Und Mangel 
entspringt aus Erzeugung, wo sie 
herrscht. 

Tödlich geworden der riesigen 
Mehrzahl der Menschen, wird Regel. 
Nicht mehr zu leben vermag unter ihr 
die Gesellschaft. Die neue 
Klasse, das Proletariat, wird sie 
stürzen, das selber sie aufzog: 

Selber musste sie aufziehn das riesige, 
das ihr das Grab gräbt. 

Seine ist die Bewegung der Mehrzahl, 
und würde es herrschen 
Wär es nicht Herrschaft mehr, sondern 
die Knechtung von Herrschaft. 

Nur Unterdrückung würd da unter¬ 
drückt, denn das Proletariat muss 
Unterste Schicht der Gesellschaft, 
um sich zu erhebenden ganzen 
Bau der Gesellschaft zertrümmern 
mit all seinen oberen Schichten. 
Abschütteln kann es die eigene 
Knechtschaft nur abschüttelnd alle 
Knechtschaft aller. 

Quellen: Rita Schober, „Brechts Um¬ 
schrift des Kommunistischen Mani¬ 
fests“ in „Vom Sinn oder Unsinn der Li¬ 
teraturwissenschaft“ , Mitteldeutscher 
Verlag Halle Leipzig, 1988 . 

Hans Bunge, „Das Manifest“ von Ber¬ 
tolt Brecht, Sinn und Form, 2 .- 3 . Heft, 
1963. 




„Riesige Krisen, in zyklischer Wiederkehr, gleichend enormen / Sichtlos tappenden Händen, greifen und drosseln den 
Handel / Schütteln in schweigender Wut Produktionsstätte, Märkte und Heime“. Bert Brecht, geboren am 10 . Februar 1898 
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Valuta für die DKP! 


Wer kennt das nicht: Reste des Urlaubsgeldes 
werden zu Hause beiseitegelegt. Und dort bleibt 
es dann liegen, denn das nächste Mal geht es in 
ein anderes Land. 

Was tun? Die Fremdwährungen (auch alte DM- 
Bestände) einfach in einen Umschlag legen und 
an die DKP senden. Wir setzen das Geld dann für 
die Internationale Solidarität ein! 

Adresse: DKP-Parteivorstand, Finanzen, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

PS: Wer seinen Urlaub im Euroraum verbracht hat, 
kann uns gerne auch diese Währung schicken ... 


Amandla! Awethu! jW Spezial 



Am 7.2. am Kiosk: 16 Seiten extra zur 
XXIII. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 


Mit den Beiträgen der Referentinnen und Referenten 
Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 


Hans Heinz Holz: 
Die Sinnlichkeit 
der Vernunft 

336 Seiten 
mit Abbildungen 

20 - Euro plus Porto 


Im Kampf gegen die 
Nazis gereift, feuert 
Hans Heinz Holz nach 
1945 als politischer 
Journalist die Kämpfe gegen die Remilitarisierung der 
BRD und gegen die Notstandsgesetze an. seine Promo¬ 
tion wird 1951 aus politischen Gründen abgelehnt. 1970 
muss seine Berufung als marxistischer Philosophiepro¬ 
fessor nach Marburg von der Studentenbewegung er¬ 
kämpft werden. Der international anerkannte Wissen¬ 
schaftler und Kommunist forscht und lehrt fortan zu 
allen Bereichen der Philosophie, zu Ästhetik und Politik. 

Im Gespräch führt Holz anhand seines Lebenswegs un¬ 
gezwungen und allgemeinverständlich in dialektische 
Philosophie und Ästhetik ein und schildert die politi¬ 
schen Kämpfe in Westdeutschland seit 1945 und seine 
Teilnahme an ihnen als Kommunist und Philosoph. 

www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17788923 
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Hans Heinz Holz 

Die Sinnlichkeit der 
Vernunft 

Letzte Gespräche 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 500 g für 5 €, 

250 g für 3 € + Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111, E-Mail: camatra@web.de 


( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

— wald- und wasserreich — Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

vfww.ttnkim-biDhar.dc j I5M. £1473 

Ökch&f im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
KincterpSTädieSr 





Weber-Herzog 

Musiktheater 


Frau Kapital 

und 

Dr. Marx 


Buchungen ab sofort unter: 
weber-herzog@freenet.de 
Oder Telefon 030-2297591 
Infos: www.christa-weber.de 


Unfassbar: 

Artur Moses wird 70! 

Lieber Artur, 

wir wünschen Dir im Namen aller saarländischen 
Genossinnen und Genossen zu Deinem 70. Geburtstag 
am 11. 2. 2018 alles Gute, viel kraft, vor allem Gesund¬ 
heit, und weiterhin eine gute Zeit zusammen mit Rosi 
und Eurer Familie. 

ln Deinem politischen „Unruhestand" erwarten wir auch 
in Zukunft viele konstruktiv-kritische Vorschläge von 
Dir. Gemeinsam werden wir weiterkämpfen gegen die 
kaputtsparer, für Frieden, Demokratie, eine sozialistische 
Zukunft und für eine zukunftsfähige DkP! 

Alice, Horst, Hubert, Volker, Petra und Thomas, 
Karin und Rainer, Elfi und Fred 


Unsere Genossin 

Renate Grieger 

feiert am 10. Februar ihren 

70. Geburtstag 

Renates Verdienste und Funktionen aufzuzählen würde 
den Rahmen jeder Anzeige sprengen. Sie ist seit 1977 in 
der Reinheimer Kommunalpolitik aktiv, als Stadtverord¬ 
nete oder Mitglied im Ortsbeirat Reinheim. Aktuell vertritt 
Renate unsere Partei als Stadträtin im Magistrat, arbeitet 
aber auch in außerparlamentarischen Bewegungen vor 
Ort wie der Initiative „Reinheim ohne LKW-Durchgangs- 
verkehr" erfolgreich mit und prägt so das Gesicht der 
DKP in Reinheim nachhaltig. 

Liebe Renate, wir wünschen Dir alles Gute zum Geburts¬ 
tag, für die Zukunft vor allem Durchhaltevermögen und 
viel Gesundheit! 

DKP Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
DKP Reinheim 

DKP Reinheim - Stadtverordnetenfraktion 


HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

Üta&fiof $eime$ 

1591 - 1685 - 1759 - 1841 
★ ★★ Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 



Eintritt: 18 €/ erm. 13 E. Karten untermelodieundrhvthmus.com/viglietti oder in der/LV-Ladengalerie, Torstr. 6,10119 Berlin. 
Reservierungen auch über die WABE per E-Mail an infoiwabe-berlin.de oder per Telefon unter 0 30/9 02 95 38 50 


DER NEUE UZ SHOP! uzshop.de 





Ucklcidium 


DKP in Aktion COs a DVm 


Tassen Gläser 11 / rtbn 


IJnsiTi- jVil ] 4 D% RIIT 


WflivnhMfai j 11!■ 


Jetzt Gutschein verschenken! 


20 ,- / 50 ,- / 100 ,- € 

Gutschein-Bestellungen sind versandkostenfrei! 




pukdi likP ’ituctriuiHcticii 


l>l 

löhni-n. 

RiMiin 


SOAJ M-ti'üiijl 
Ifuiumjfük hirrnu 

U/ PreirffteT 2Ü1U 


JjtiOC 

IHalml 0KP M R™^ 
buHHnbwn - 


mit der 


AulKfcBer Kl AurnUhtr 

DKI 1 M iitori-kl 
I .tUiM'n 

I luqbULL-ur R I fyur 
iHdk-dCr 


J,DQC 

(Hatat OKP “SOI IDAftUAT 
MACHT STARK 1 “ 
























































m unsere zeit 


Leserbriefe / Termine 


Freitag, 9. Februar 2018 


Termine@unsere-zeit.de 



FR ★ 9. FEB 


Dl ★ 20 FEB 



USA nicht unzufrieden 

„Kein kurzer Feldzug“ 

UZ vom 2.2., S.7 

„Erdogan wird sein Ziel, die YPG aus 
Afrin zu vertreiben, erreichen“, schreibt 
Manfred Ziegler. Doch ganz so einfach 
ist das nicht. Das wäre dann nur ein wei¬ 
teres, diesmal dann ein nordsyrisches, 
Gebiet, in dem die türkische Armee in 
einen endlosen Kampf gegen kurdische 
Partisanen („Terroristen“) verwickelt 
wird. Das ist bisher so in „Nordkurdi¬ 
stan“, also dem Südosten der Türkei, 
und auch in den Grenzgebieten von 
Irakisch-Kurdistan („Südkurdistan“) 
zur Türkei. (Ähnlich „end- und erfolg¬ 
los“ bekämpft Teheran „seine“ Kurden 
in den Grenzregionen zum Irak.) 

In einem „ewigen“ Krieg gegen Par¬ 
tisanen, die „im Volk schwimmen wie 
die Fische im Wasser“, könnte Erdogan, 
wie bisher schon im Norden Kurdistans, 
versuchen, „das Wasser auszutrocknen“, 
d.h. die Bevölkerung in Lager einzu¬ 
sperren oder aber sie weitgehend zu ver¬ 
treiben. In Nordkurdistan wurde dieser 
De-facto-Genozidversuch von der „in¬ 
ternationalen Gemeinschaft“ und spezi¬ 
ell der US-beherrschten NATO bisher 
ruhig hingenommen. Nicht zuletzt von 
der Merkel-Gabriel-Regierung. 

Vorläufig sind die USA, das ist rich¬ 
tig, mit der Lage nicht unzufrieden: 
Nordostsyrien bis zum Euphrat und we¬ 
gen des dortigen Straßenverlaufs auch 
das westlich des Flusses gelegene Man- 
bidsch haben sie scheinbar fest in der 
Hand, zusammen mit der YPG, und un¬ 
terbrechen so weitgehend die sogenann¬ 
te „schiitische Achse“ Iran-Irak-Syrien 
bis hin zur Hisbollah im Libanon. Nach 
wie vor streben sie vor allem den Sturz 
des arabisch-nationalistischen Assad- 
Regimes an. Auch um Russland einen 
weiteren Dämpfer zu verpassen. 

Langfristige Planungen von Stratfor 
und anderen US-„Thinktanks“ gehen 
jedoch schon - zumindest als Möglich¬ 
keit - von einem eng mit den USA ver¬ 
bündeten „Großkurdistan“ an der Naht¬ 
stelle (und zum Nachteil) der „Völkerge¬ 
fängnisse“ Iran, Irak, Syrien und Türkei 
aus. Jedenfalls wenn sich die Türkei wei¬ 
ter Russland annähert und Iran weiter¬ 
hin die Hisbollah sowie die Rebellen im 
Jemen gegen das US-Hätschelregime in 
Saudi-Arabien unterstützt. 

Volker Wirth, Berlin 

Stramm weitergehen 

Thomas Mehner: „Die treibende 
Kraft bekämpfen“, UZ vom 26.1„ S. 12 

Ein Wanderer stand fest auf dem Boden, 
wie beschrieben im Artikel. Er kannte 
viele Zitate. Er hatte ein Ziel. 

Schon als er begann, gesellte sich in 
Würzburg einer zu ihm, der war „auf¬ 
gestanden gegen Rassismus“. Lass uns 
ein Stück Zusammengehen, bot er dem 
Wanderer an. Wir können uns unterhal¬ 
ten. Ho, ho, musste er hören, willst du 
mich verseuchen? Nach der Rhön wa¬ 
ren Mädchen, die wollten sich emanzi¬ 
pieren. Da hielt er sich fern. Bei Kas¬ 
sel sah er Leute mit Transparenten wie 


„Her mit dem schönen Leben“ und an¬ 
deren ziellosen Forderungen, die das 
Geld betrafen. Das waren nicht seine 
Ziele. Bei Göttingen diskutierte er viel, 
stramm ging er weiter. Immer weiter 
seinem Ziel zu. Vielleicht traf er nach 
Hannover noch einen, mit dem er sich 
unterhalten konnte. Genaues weiß man 
nicht. In der Lüneburger Heide ist es 
bestimmt einem schlecht geworden 
und der andere verlor sein Ziel aus den 
Augen. Vielleicht kam einer bis Bremen 
und hat sich informiert. 

Karl-Heinz Röder ; Hildburghausen 

Ein Ehrenplatz 

Thomas Mehner: „Die treibende 
Kraft bekämpfen“, UZ vom 26.1„ S.12 

Während die Profite steigen und die 
Schere zwischen Arm und Reich immer 
weiter auseinander geht, laufen den De¬ 
magogen der AfD die Wähler zu. Der 
Sozialabbau der letzten Jahre, das Zer¬ 
trümmern der sozialen Sicherungssys¬ 
teme sowie die Absenkung des Renten¬ 
niveaus erzeugen bei vielen Menschen 
Zukunftsängste. Überdurchschnittlich 
viele Gewerkschaftsmitglieder fühlen 
sich von den Regierungsparteien betro¬ 
gen, ohne zu begreifen, wem sie in die 
Netze geraten. Um der tiefgreifenden 
Krisenerscheinungen im Kapitalismus 
Herr zu bleiben, scheut sich das Mono¬ 
polkapital nicht, die faschistische Karte 
zu ziehen. 

Das hat Thomas in fundierter mar¬ 
xistischer Herangehensweise dargelegt. 
Wie gehen wir damit um? Geht es letzt¬ 
endlich doch darum, den Esel zu tref¬ 
fen und nicht den Sack zu schlagen? Ich 
kenne persönlich Kollegen, die die AfD 
gewählt haben und auch deren Veran¬ 
staltungen besucht haben, ohne deswe¬ 
gen Rassisten zu sein. M.E. ist es wich¬ 
tig, nicht den Kontakt zu diesen Men¬ 
schen abreißen zu lassen und sie noch 
weiter in die Arme der Rattenfänger 
zu treiben. In unserer Öffentlichkeits¬ 
arbeit, besonders aber in Diskussionen 
müssen wir die Rechten entzaubern, in¬ 
dem wir auf ihre Rolle im bürgerlichen 
Parteienspektrum hinweisen. Sie sind 
das Ventil, das den sozialen Druck von 
den monopolkapitalistischen Nutznie¬ 
ßern systemerhaltend auf die Schwa¬ 
chen ablenkt. Der Aufsatz ist eine gute 
Diskussionsgrundlage für uns Kommu¬ 
nisten und hat seinen Ehrenplatz auf 
Seite 12 verdient. 

Robert Weber ; Michelstadt 

Parteibildungsarbeit bankrott 

„Schnattermaul?“, UZ vom 26.1., S. 9 

Hans-Peter Brenner verteidigt in seiner 
Kolumne Karl Marx gegen den Vorwurf, 
er sei schwer zu verstehen. Das mag ja 
nett gemeint sein, erweist sich aber als 
Bankrotterklärung für unsere marxis¬ 
tische Bildungsarbeit. Die Leistung 
des Verstehens ist eine andere als die 
Fähigkeit zum Lesen. Das wird Hans- 
Peter auch so sehen. Als Beleg für die 
angeblich nicht vorhandene Schwierig¬ 
keit, Marx und Engels zu verstehen, zi¬ 
tiert Hans-Peter aus dem Kommunisti¬ 


schen Manifest u.a. die Forderung an 
die Kommunisten, die Eigentumsfrage 
in allen Bewegungen gegen die beste¬ 
henden Zustände hervorzuheben. Die 
Frage, ob das schwer zu verstehen sei, 
beantwortet er sich selber: „Die Bot¬ 
schaft ist sehr simpel. Darauf beruht 
ja grade Marx 4 Massenwirksamkeit.“ 
Wenn Brenner damit Recht hätte, dann 
würden wir gut daran tun, solch simp¬ 
le Botschaften den Massen zu verkün¬ 
den. Marxistische Bildungsarbeit wäre 
überflüssig oder würde gar auf solcher¬ 
art Verkündung sich beschränken kön¬ 
nen. Doch die angebliche Massenwirk¬ 
samkeit - da bin ich sicher - wird sich so 
nicht zeigen. Schon die Frage, worum es 
denn bei der Eigentumsfrage überhaupt 
geht, ist nicht „simpel“ zu verstehen. 

Jürgen Lloyd , Krefeld 

Untersuchung und Darstellung 

„Schnattermaul?“, UZ vom 26.1., S. 9 

Ich stimme der Kolumne von Hans-Pe- 
ter Brenner zu, obwohl man gerade hin¬ 
sichtlich des Anliegens von Dath geteil¬ 
ter Meinung sein darf, wie Herbert Be¬ 
cker unter „Treffend“ (Seite 11) deutlich 
macht. Das sollte aber nicht dazu führen, 
tatsächlich vorhandene Schwierigkeiten 
der theoretischen Aneignung der Lehre 
von Marx zu bagatellisieren. Marx wa¬ 
ren diese Schwierigkeiten durchaus be¬ 
wusst und er hat hier niemandem Kon¬ 
zessionen gemacht, obwohl er sich um 
die Form der Darstellung sehr bemüh¬ 
te, wie u. a. die französische Ausgabe des 
ersten Bandes des „Kapitals“ belegt. Es 
ist lohnenswert, wenn sich Propagandis¬ 
ten des Marxismus stets jener Gedan¬ 
ken erinnern, die Marx in seinem Brief 
an Lachatre vom 18. März 1872 äußer¬ 
te: „Ich begrüße Ihre Idee, die Über¬ 
setzung des ,Kapitals 4 in periodischen 
Lieferungen herauszubringen. In dieser 
Form wird das Werk der Arbeiterklasse 
leichter zugänglich sein, und diese Er¬ 
wägung ist für mich wichtiger als alle 
anderen. Das ist die Vorderseite Ihrer 
Medaille, aber hier ist auch die Kehr¬ 
seite: Die Untersuchungsmethode, de¬ 
ren ich mich bedient habe und die auf 
ökonomische Probleme noch nicht an¬ 
gewandt wurde, macht die Lektüre des 
ersten Kapitels ziemlich schwierig, und 
es ist zu befürchten, dass das französi¬ 
sche Publikum, stets ungeduldig nach 
dem Ergebnis und begierig, den Zu¬ 
sammenhang zwischen den allgemei¬ 
nen Grundsätzen und den Fragen zu 
erkennen, die es unmittelbar bewegen, 
sich abschrecken lässt, weil es nicht so¬ 
fort weiter Vordringen kann. Das ist ein 
Nachteil, gegen den ich nichts weiter un¬ 
ternehmen kann als die nach Wahrheit 
strebenden Leser von vornherein darauf 
hinzuweisen und gefasst zu machen. Es 
gibt keine königliche Heerstraße für die 
Wissenschaft, und nur diejenigen haben 
Aussicht, ihre lichten Höhen zu errei¬ 
chen, die die Mühe nicht scheuen, ihre 
steilen Pfade zu erklimmen 44 (Marx, En¬ 
gels, Briefe über „Das Kapital“, Berlin 
1954, S. 216 f.) 

Herbert Münchow, Leipzig 


Bremen: 800. Friedenskundgebung mit 
Pastor Volker Keller und Prof. Dr. Wolfram 
Elsner vor dem Kaufhaus Leffers, Ecke Ger- 
hard-Rohlfs Straße/Breite Straße, 17 Uhr 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken, Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19 Uhr 

München: Filmabend: Der NSU und der 
Verfassungsschutz, DKP München, Komm- 
Treff, Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


SA ★ 10. FEB 


Goldenstedt: Regionaltreffen der DKP 
Gruppen Delmenhorst, Emden, Oldenburg 
und Osnabrück, Treffpunkt Bahnhof Gol- 
denstedt (Oldenburg), 10.30 Uhr_ 

Berlin: Spendensammlung für den Botani¬ 
schen Garten in Pinar del Rio (Westkuba), 
FG Berlin-Kuba e.V., Galerie Olga Benario, 
Richardstraße 104,11 Uhr_ 

München: Infostand gegen die NAT0- 
Sicherheitskonferenz, DKP München, Rot- 
kreuzplatz, 14 Uhr_ 

Lübeck: Kommunalwahlen in Lübeck, 
Herzogtum-Lauenburg, Stormarn und Ost¬ 
holstein, Interkulturelle Begegnungsstätte 
e.V. (IKB) „Haus der Kulturen“, Parade 12, 
18 Uhr 


Ml ★ 14. FEB 


Bonn: Lesung & Konzert mit Esther & Jo- 
ram Bejarano & Microphone Mafia, Kult 41, 
Hochstadenring 41,19 Uhr_ 

München: Nach den 24-Stunden-Streiks, 
DKP Betriebsaktiv München, Komm-Treff, 
Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


DO ★IS. FEB 


Nürnberg: Kommunalpolitischer Grup¬ 
penabend der DKP Nürnberg mit Stadträtin 
Marion Padua, Rotes Zenrum, Reichstraße 
8,19 Uhr_ 

Fürth: Gruppenabend der DKP Fürth, Vor¬ 
bereitung Branchentreff, Infoladen Benario, 
Nürnberger Straße 82,19.30 Uhr 


SA ★ 17. FEB 


München: Demo gegen die NATO-Sicher- 
heitskonferenz: Frieden statt Aufrüstung - 
Nein zum Krieg, Stachus/Karlsplatz, 13 Uhr 


Düsseldorf: Kommen die neuen Not¬ 
standsgesetze? mit Thomas Wüppesahl 
(Vorsitzender der Bundesarbeitsgemein¬ 
schaft kritischer Polizisten), zakk... und 
Rote Hilfe e.V., zakk, Fichtenstraße 40, 
18.30 Uhr 


Ml ★ 21. FEB 


München: 99. Jahrestag der Ermordung 
Kurt Eisners, Das andere Bayern, Boden¬ 
denkmal in der Kardinal-Faulhaber-Straße, 
11 Uhr_ 

Dortmund: Treff der DKP-Senioren, Unser 
Widerstand gegen den Nazi-Aufmarsch am 
14.04., Z, Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr 

Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP Darmstadt-Bergstraße, LinksTreff Ge¬ 
org Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32,19 
Uhr_ 

Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land, Floraheim, 
Siedlerstraße 10,19 Uhr 


DO H 22. FEB 


Dortmund: Syrien,Irak,Iran, Afghanistan 
und kein Ende?“ Zerstörte Staaten, Mil¬ 
lionen Tote, Billionen Dollars, 200 Jahre 
imperiale Großmachtpolitik im Nahen und 
Mittleren Osten mit UZ-Autor Klaus Wage- 
ner, Z, Oesterholzstraße 27,19 Uhr 

Nürnberg: Übergänge zum Sozialismus, 
Bildungsabend der DKP Nürnberg, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


FR ★ 23. FEB 


Augsburg: Gruppenabend der DKP Augs¬ 
burg, Hans-Beimler-Zentrum, Manlichstr. 3, 
19 Uhr 


SA ★ 24. FEB 


Fürth: Branchentreff Pflege - Vernetzungs¬ 
workshop zum Tarifkampf, Infoladen Bena- 
rio, Nürnberger Straße 82,13 Uhr_ 

Dortmund: Subotnik in Garage und Z, Z, 
Oesterholzstraße 27,10 Uhr 


MO ★ 26. FEB 


Grafing: Gruppenabend der DKP Ebers¬ 
berg, Taverne Odysseus, Marktplatz 3, 19 
Uhr 


Die Telefonnummer der UZ-Redaktion lautet: 0201/177889-90 
Bitte streicht die alte Nummer. 
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Dieser UZ liegt das aktuelle Umwelt-Info der DKP bei. Zusätzliche Exemplare 
zur Verteilung im Wohngebiet und am Infostand können zum Preis von 2,50 
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Spendenbescheinigungen 2017 

Vielen Dankan alle Spenderinnen und Spender! Die Spendenbescheinigungen 
für das Jahr 2017 werden in den nächsten 10 Tagen zugestellt. 

Der hohen Spendenbereitschaft ist es zu verdanken, dass die DKP in die politi¬ 
schen Kämpfe eingreifen kann und das 20 . UZ-Pressefest vorbereitet wird. Wir 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Entscheidung nichts wert 

Freispruch, aber keine Olympiateilnahme für 13 russische 
Sportlerinnen und Sportler 



Alexander Tretiakov gewann bei den olympischen Winterspielen in Vancouver 
2010 Bronze im Skeleton (Bild). Bei den Olympischen Winterspielen 2014 in 
Sotschi wurde er Olympiasieger. 


Exil Deutschland 

Der im Exil lebende türkische Autor 
Can Dündar zeigt, in welch dramati¬ 
schem Zustand sich die Gesellschaft 
der Türkei befindet und was es für Tau¬ 
sende bedeutet, ihre Heimat verlassen 
zu müssen. Die Wissenschaftlerin Lati- 
fe Akyüz, der kurdische Bürgermeister 
Orhan Sansal, der Regisseur Mustafa 
Altioklar und der Karikaturist Musa 
Kart sind die vier Personen, die geflohen 
sind oder ohne Verfahren in türkischen 
Gefängnissen festgehalten werden. 
Dündar und die deutsche Journalistin 
Katja Deiß porträtieren die Verfolgten 


Die Kneipe öffnete alleine für uns - das 
Freitagsspiel wird unverschlüsselt im TV 
gezeigt - und so ließen wir uns nicht lum¬ 
pen und erschienen halbwegs geordnet, 
also wie immer. 

Statt AubaGEGANG, der sich zu Arsenal 
London gepeinlicht hat, präsentierte der 
BVB direkt einen Neuzugang, Michy Bats- 
huayi, und ich frage mich langsam, wo das 
alles enden soll. 2017/18 hat der BVB fol¬ 
gende Spieler geholt: Jacob Bruun Larsen, 
Dominik Reimann, Dan-Axel Zagadou, 
Sergio Gömez, Jeremy Toljan, Jadon San- 
cho, Ömer Toprak, Mahmoud Dahoud, 
Maximilian Philipp, Manuel Akanji, An- 
driy Yarmolenko und eben Michy Batshu- 
ayi. Also eine komplette neue Mannschaft 
plus Ersatzspieler. Das ist Wahnsinn und 
Schwachsinn in einem, neben dem nicht 
zu findenden Spielfluss bleibt auch die 
Identifizierung der Fans mit der Truppe 
auf dem Rasen komplett auf der Strecke. 
Ein anderer kommt in diesem Spiel häufig 
an den Ball, den nicht nur ich schon lange 
nicht mehr im schwarzgelben Trikot sehen 
will, und so raunt es allenthalben durch 
den Pub: „Nicht SCHÜRRLE!“ 

Jener Schürrle ist für mich der Inbegriff 
des völlig überbezahlten, gesichts- und 
kritiklosen Fußballsöldners. Leverku¬ 
sen, Chelsea, Wolfsburg, Dortmund, dem 
Herrn Schürrle ist es egal wo er den Ball 
nicht trifft, Hauptsache die Knete stimmt. 
In Dortmund sind es sagenhafte sechs (!) 
Millionen Euro im Jahr und ganz ehrlich, 
seine fußballerischen Fähigkeiten sind 
nicht ein Zehntel davon wert. Als will er 
mich Lügen strafen, läuft Schürrle nun 
wie ein gerupftes Huhn über den Platz, 
sprintet, grätscht, flankt und schießt ganz 
am Ende das Siegtor. Von uns bekommt 
er trotzdem ein gemeinsam gestöhntes 
„Nicht SCHÜRRLE!“, denn es steht zu 
befürchten, ihn jetzt häufiger in der Star¬ 
telf zu sehen. Bitte nicht. 


und berichten über heimliche Besuche 
und klandestine Gespräche. 

9 . 2 ., 20.15 Uhr, 3 sat 

Tatort 

Der neue Fall der beiden abgedrehten 
Weimaraner Kommissare, gespielt von 
Nora Tschirner und Christian Ulmen, 
hat den Bordell-Betreiber „Fritte“ und 
einen Bauhaus-Professor mit Spekulati¬ 
onspotential als Gegner, die auch über 
Leichen gehen. Beim Grundstücksrou¬ 
lette kommt es zum „explosiven“ Finale 
und unsere Beiden kommen die ganze 
Zeit nicht über Frotzeleien hinaus. 
n. 2 ., 20.15 Uhr, ARD 


Der Neue, Michy Batshuayi, schlägt sich 
wacker und macht drei Hütten, von de¬ 
nen immerhin zwei zählen. Ob graue 
Eintagsfliege oder schwarz-gelber Dau¬ 
erbrummer muss sich allerdings in den 
nächsten Spielen erst zeigen. 

Und sonst? Den 2. Platz hinter dem Bay¬ 
er will keiner haben, er stinkt oder müf- 
felt oder wasauchimmer. Leverkusen 
nicht (0:0 in Freiburg), Schalke schon 
gar nicht (1:2 zu Hause gegen Abstiegs¬ 
kandidat Bremen), Frankfurt überhaupt 
nicht (0:3 gegen Augsburg) und Red Bull 
Leipzig nur mit äußerstem Widerwillen 
(0:1 in Gladbach), aber Red Bull Leipzig 
ist ja auch kein Fußballverein und zählt 
somit nicht. Kurios diese Antipathie ge¬ 
gen den Vizemeisterpreis allemal. 

Und sonst? Der SC Freiburg, nicht nur 
ob seines Trainers eine außergewöhnli¬ 
che Mannschaft, mit einem Etat von ge¬ 
rade 77 Millionen Euro (Vergleich Bay¬ 
ern: 642 Millionen), mausert sich still 
und unheimlich durch die Liga. Von den 
letzten 9 Spielen verloren sie keines und 
konnten sogar 4 davon gewinnen. Tabel¬ 
lenplatz 12. Und Augsburg, fröhlich ge¬ 
handelter Absteiger, 69 Millionen Euro 
„schwer“, steht gar auf dem 7. Tabellen¬ 
platz. Erstaunlich. Schön. 

Zitat des Spieltages? „Für Köln gilt heu¬ 
te das alte Swinger-Club-Motto: ,Alles 
kann, nichts muss. 4 Nur umgekehrt.“ (11 
Freunde). Eben. 

Wir stoßen mit dem letzten Bier und ei¬ 
nem gemeinsamen „Nicht SCHÜRR¬ 
LE!“ an, bevor wir den Räumlichkeiten 
in die Dortmunder Nacht entfleuchen. 
Drei Punkte, irgendwie, immerhin, was 
soll‘s und nächste Woche gegen den HSV 
nachlegen. Vielleicht kriegen wir ihn ja 
doch noch, den stinkenden zweiten Platz. 
Memo an mich: Für Morgen frische So¬ 
cken raus legen. 

Karl Rehnagel 


russische Wintersportlerin¬ 
nen und -Sportler hatte das 
IOC in den letzten Monaten 
wegen der „Verwicklung“ in das angeb¬ 
liche russische „Staatsdoping“ lebens¬ 
lang für Olympia gesperrt. In der vori¬ 
gen Woche hob das CAS, der Internati¬ 
onale Sportgerichtshof in Lausanne, die 
lebenslangen Sperren gegen 39 von ih¬ 
nen wegen unzureichender Beweislage 
auf. Für 28 Sportler galt das ab sofort. 
Drei Fälle werden, da die betroffenen 
Biathletinnen ihre Karriere bereits be¬ 
endet haben, erst später verhandelt. 

Doch wie sich schnell zeigte, ist diese 
CAS-Entscheidung nicht viel wert. Das 
CAS ist ein vom IOC im Jahr 1984 ein¬ 
gerichtetes - und formal - unabhängi¬ 
ges internationales Schiedsgericht, das 
im Sport letzte Entscheidungsinstanz in 
Streitfragen zum internationalen Sport¬ 
recht ist. Sein sollte. Denn ob das IOC 
überhaupt an eine unabhängige Sport¬ 
gerichtsbarkeit glaubt, ist nach dem jet¬ 
zigen Vorgang mehr als fraglich. Schon 
vor der Entscheidung des Gerichts hieß 
es, man werde auch im Falle eines Frei¬ 
spruchs die gesperrten Sportlerinnen 
und Sportler nicht für die Olympiade in 
Pyeongchang zulassen. Und am Sonntag 
kritisierte IOC-Chef Thomas Bach zu¬ 
dem das Urteil scharf. Er forderte eine 
Strukturreform des CAS. Angeblich um 
eine Rechtsprechung mit Qualität und 
Kontinuität zu garantieren. „Wir kön¬ 
nen nicht riskieren, dass der CAS seine 
Glaubwürdigkeit bei den Athleten ver¬ 
liert“, erklärte Bach. Dass dem CAS die 
Aussagen des „Kronzeugen“ Rodschen- 
kow, der lange Zeit Leiter des Moskau¬ 
er Anti-Doping-Labors war und mittler¬ 
weile in den USA lebt, sowie die ande¬ 
ren, vom IOC vorgelegten Nachweise 
nicht ausreichten, um eine persönliche 
Schuld der Betroffenen am organisier¬ 
ten Doping festzustellen, schmeckte den 
Herrschaften im IOC offenbar gar nicht. 
Offenbar hatten sie auf Bestätigung und 
Rückhalt gehofft. Und so wirkt Bachs 
Aussage wie eine Drohung. 

Mittlerweile ist zudem klar: Die 
„Freigesprochenen“ haben tatsächlich 
keine Chance an den Olympischen Spie¬ 
len in Pyeongchang teilzunehmen. Am 
Montag wurde bekannt, dass die unab¬ 
hängige Prüfkommission des IOC die 
Bewerbung von 13 Sportlerinnen und 
Sportlern sowie zwei Trainern aus dem 
Kreis der Betroffenen und damit ihre 
Einladung zu den Spielen ablehnte. Man 
habe nicht genug Sicherheit, dass diese 


13 Sportler tatsächlich „sauber“ seien. 
Die Einladung ist nötig, weil russische 
Sportlerinnen und Sportler in Pyeong¬ 
chang nur unter neutraler Flagge und 
ohne Hymne starten dürfen. Sie wer¬ 
den nach der Suspendierung des Rus¬ 
sischen Olympischen Komitees Anfang 
Dezember 2017 als „Olympische Athle¬ 
ten aus Russland“ (OAR) geführt. Die 
Prüfkommission des IOC hatte in den 
vergangenen Wochen aus über 500 von 
russischer Seite vorgeschlagener Athle¬ 
tinnen und Athleten 169 ausgewählt und 
eingeladen. Zu den 13 Sportlerinnen 
und Sportlern, denen nun eine nach¬ 
trägliche Einladung verweigert wurde, 
gehören die Olympiasieger Alexander 
Legkow (Langlauf) und Alexander Tret- 
jakow (Skeleton). Beide hätten in Pye¬ 
ongchang zumindest Medaillenchancen 
gehabt. IOC-Präsident Thomas Bach 
lobte danach die Arbeit der unabhän¬ 
gigen Prüfkommission: „Das Gremium 
hat erneut eine großartige Arbeit geleis¬ 
tet.“ Er betonte zudem, dass die Kom¬ 
mission die nur durch eine Nummer 
gekennzeichneten Russen anonym und 
unter Ausnutzung verschiedener Infor¬ 
mationsquellen geprüft hätte. Dies ma¬ 
che die Entscheidungen der Kommis¬ 
sion so wertvoll, „weil sie gewissenhaft 
und auf gleiche und sehr faire Weise für 
alle Athleten“ gearbeitet hätte. 


Was heißt das? Hat das CAS etwa 
nicht „gewissenhaft und auf gleiche 
und sehr faire Weise“ gearbeitet? Das 
ist kaum anzunehmen. Wurden ihr etwa 
nicht alle - gegen die Betroffenen gerich¬ 
teten - Beweise vorgelegt? Auch das ist 
angesichts des Eifers unwahrscheinlich, 
mit dem man die Beteiligung der betrof¬ 
fenen Sportlerinnen und Sportler am 
„russischen Staatsdoping“ und ihre indi¬ 
viduelle Schuld nachweisen wollte. Die 
Entscheidung stand schon vorher fest. 

Nur: Aktuell gibt es angeblich Da¬ 
ten über Doping im Langlauf. Von 2001 
bis 2017 sollen über 300 Medaillenge¬ 
winner von Olympia und Weltmeis¬ 
terschaften - unter ihnen neben russi¬ 
schen Sportlerinnen und Sportlern, von 
denen die Mehrheit jetzt sowieso nicht 
starten dürfte, auch solche aus Norwe¬ 
gen, Schweden und Deutschland - ver¬ 
dächtige Blutwerte aufweisen.Über 50 
von ihnen stehen auf den Startlisten von 
Pyeongchang. Wenn das keine Ente ist, 
die von Journalisten in die Welt gesetzt 
wurde, die ihre Karriere der „Doping¬ 
jagd“ zu verdanken haben? Was dann, 
was nun IOC? 

Wer glaubt da noch, dass es wirklich 
nur um „sauberen“ Sport sowie faire 
Wettkämpfe und nicht um Politik und 
vor allem das Geschäft geht? 

Nina Hager 


Nicht Schürrle! 

Keiner will Vizemeister werden 
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20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 


Kauft jetzt den Pressefest- 
Button zur Finanzierung 
unseres Festes! 




Es ist wieder so weit: Die 

Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten laden ein zum 20. 
UZ-Pressefest in den Revier¬ 
park nach Dortmund! Dort fei¬ 
ern wir auch den 50. Geburts¬ 
tag der DKP und den 100. 
Jahrestag der Gründung der 
KPD. 

Wer wissen möchte, warum 
und wie die Roten den Kampf 
gegen Banken und Konzerne 
führen und gleichzeitig bis in 
die Morgenstunden feiern, 
der muss zum UZ-Pressefest 
kommen. 


UZSHOP.de 


info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 


Wir zeigen, dass es Spaß 
macht, gemeinsam und gene- 
rationsübergreifend zu disku¬ 
tieren und zu feiern - selbstor¬ 
ganisiert und ohne Kommerz. 

★ Künstler erleben, die sich 
nicht den Profitinteressen 
der Kulturindustrie unter¬ 
werfen. 

★ Ein Zeichen gegen 
Faschismus und Krieg 
setzen. Refugees welcome 
- kein Zutritt für Rassisten! 

★ Die Kraft der internationa¬ 
len Solidarität erleben, 
wenn Freunde aus der 
ganzen Welt Zusammen¬ 
kommen. 


7 .- 9 . 

SEPTEMBER 

2018 

DORTMUND 


★ Ein Festival der linken 
Kultur. Hier steht das 
solidarische Flandeln im 
Mittelpunkt und nicht 
Resignation. 

★ Eintritt frei! Getränke- und 
Essenspreise, die sich 
auch Geringverdiener 
leisten können. 

Spendenkonto 

DKP-Parteivorstand 

GLS-Bank 

BIC: GENODEM1GLS 
IBAN: DE36 4306 0967 
4002 4875 02 

Verwendungszweck: 

UZ-Pressefest 














